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Hasta Siempre 
aprendimos a quererte 
Desde la histörica altura 
Donde el sol de tu bravura 


Le puso un cuero a la muerte 


- refrain: 

Aqui se queda la clara 

La entranable transparencia 
De tu querida presencia 


Comandante Che Guevara 


Tu mano gloriosa y fuerte 
Sobre la historia dispara 

Cuando todo Santa Clara 
Se despierta para verte 


refrain 


Vienes quemando la brisa 


Con soles de primavera 
Para plantar la bandera 
Con la luz de tu sonrisa 
refrain 
Tu amor revolucionario 
Te conduce a nueva empresa 
Donde esperan la firmeza 
De tu brazo libertario 
refrain 
Seguiremos adelante 
Como junto a ti segiumos 
Y con Fidel te decimos: 


„ı Hasta Siempre Comandante 
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46-49 solange Eigentum des Absenders, 
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lus) und Klaus Viehmann über den digung zurückzusenden. 


Umgang mit der Geschichte Arranca! ist eine Zeitschrift von FelS. 


sind wir natürlich immer noch. 

Dennoch denken wir, daß vielen Menschen 
auch schon hier und jetzt geholfen 

werden kann und muß. So wie Frank. 

Der ist Punkrocker und kommt aus 
Bielefeld. Nichts wünscht er sich sehnlicher 
als eine Band, seine Hilferufe mit 

der Bitte, ihn bei seiner Suche zu unterstüt- 
zen, erreichen uns mit steigender 
Frequenz. Und da der Revolution dienen, 
dem Volk (in diesem Fall Frank) 

dienen heißt, sei es hiermit vollbracht: 

Auf, ostwestfälische Freundinnen schrab- 
belnder Elektrogitarren, gebt Euch 

zu erkennen! Eure Bewerbungsschreiben 
leiten wir gerne an Frank weiter. 


Um andere Notleidende wird sich künftig 
der Lady-Di-Memorial-Fund kümmern. Auch 
da will die Arranca! natürlich nicht außen 
vor stehen, deshalb erhöht sich der Ver- 
kaufspreis ab nächster Nummer auf 7 DM. 
Abos können bis zum 31.12.97 noch zum 
alten Preis bestellt werden. 

In dieser Nummer runden wir den schon 
im letzten Heft begonnenen Schwerpunkt 
zu Stadtentwicklung, Umstrukturierung und 
öffentlichem Raum ab. Unter anderem mit 
drei Texten zur Lage in Ostdeutschland, 
deren separatistische Tendenz bei uns für 
viel Gesprächsstoff gesorgt und Wider- 
spruch hervorgerufen hat. 

Ebenfalls eine Fortsetzung ist das Interview 
mit Marco Revelli, der sogar bereits 

in den letzten beiden Nummern zu Wort 
kam. Eine Umbenennung in „Marco-Revelli- 
Fan-Rundbrief, ist dahingehenden 
Gerüchten zum Trotz nicht im Gespräch. 


Königliche Pogo-Grüße 
aus Ostdeutschland, die Redaktion 


PS: Der Artikel „Frauen und Stadt” aus der 
Nummer 12 ist von Franziska Roller. 

Sorry, wir haben vergessen, 

deinen Namen drunterzusetzen. 
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Begriffe wie Globalisierung, Informations- 
gesellschaft und Telekommunikation legen 
nahe, daß Raum als zentrale Kategorie 
kapitalistischer Akkumulation überflüssig 
geworden ist. Andererseits jedoch bilden 
sich „global cities” als Orte strategischer 
Kommandozentralen des weltweit 
operierenden Kapitals. Dieser scheinbare 
Widerspruch läßt sich auflösen, wenn die 
versteckten Zusammenhänge zwischen 
der „anderen“ Stadt, der Stadt der Ghettos, 
des informellen Arbeitssektors, 

der Migrantinnen und der Erwerbslosen, 
und den Zitadellen der Banken, Versiche- 
rungen und High-Tech-Unternehmen 
aufgedeckt werden. 

Hier soll versucht werden, anhand eines 
Vergleiches von Los Angeles, das als 
Prototyp dieser postmodernen Weltstadt 
diskutiert wird, mit ihrer Partnerstadt 
Berlin die Stadt als Raum sozialer Kämpfe 
wieder zu entdecken. Ausgangspunkt 

ist der Versuch einer theoretischen 
Beschreibung der ökonomischen Grundlagen 
der postfordistischen Stadt und deren 


Klassenzusammensetzung. 


Die fordistische Stadt war eine Stadt produ- 
zierter Gleichförmigkeit. Ihre ökonomische 
Grundlage waren die industrielle Massengü- 
terproduktion, ein starker öffentlicher Sektor 
sowie eine Vollbeschäftigung (bzw. ein um- 
fangreiches soziales Netz). Ihre Städte waren 
nach dem gleichen hierarchisch-zentralisti- 
schen Prinzip wie ihre Fabriken sowohl un- 
tereinander als auch in ihrer internen Struk- 
tur gegliedert. Theoretisch wurde diese 
Struktur mit dem System „Zentraler Orte“ 
beschrieben, das Orte in verschiedene Hier- 
archieebenen gliederte, die immer einem rä- 
umlich benachbarten Zentrum zugeordnet 
waren. Die Innenstadt war das Zentrum ge- 
hobener Verwaltungsfunktionen sowie Stätte 
des Massenkonsums in den riesigen 50er- 
Jahre Einkaufsstraßen mit ihren eintönigen 
Kaufhäusern. Arbeitskraftintensive Produk- 
tion war meistens auch in Innenstadtnähe 
gelegen. Wohnorte waren um diese Zentren 
herum angeordnet, erfüllten aber nur unter- 
geordnete Funktionen. Diese Subzentren wa- 
ren immer noch an die Innenstadt gebunden. 


Die politische Ökonomie der 
postfordistischen Stadt 
Die Krise der arbeitsplatzintensiven Industrie 
und die dann folgende Deindustralisierung, 
die in den 70er Jahren begann, untermi- 
nierten den keynesianistischen Klassenkom- 
promiß. Durch die „internationale Arbeits- 
teilung“ war die Produktion bestimmter 
Grundstoffe wie Kohle und Stahl in den Me- 
tropolen nicht mehr rentabel, die Fort- 
schritte bei der Mikroelektronik und der Te- 
lekommunikation ermöglichten auf der ei- 
nen Seite eine Rationalisierung der Produk- 
tion in den Metropolen, auf der anderen 
Seite eine Neudefinition der globalen Unter- 
nehmensführung. Die frei werdenden Ar- 
beitskräfte konnten durch die stark wachsen- 
den Dienstleistungen nicht aufgefangen wer- 
den. Die modernen Informations- und Kom- 
munikationstechnologien ermöglichten eine 
gleichzeitige Dezentralisierung und Zentrali- 
sierung. Es findet eine intensive Verdichtung 
von Raum und Zeit statt. Die rapide Be- 
schleunigung von ökonomischen Prozessen 
in der Produktion, Zirkulation und dem Kon- 
sum sowie der Bedeutungsverlust der Zeit bei 
der Raumüberwindung durch die Telekom- 
munikation führen zu einer weiteren Stufe in 
der Zentralisation von Konzernen. Dieser 
Prozeß steht nur scheinbar im Widerspruch 
dazu, daß zentrale Produktionsstätten in 
viele kleine Einzelteile zergliedert werden. 
Durch die Bedeutungsverluste räumlicher 
Barrieren können in einer aufgespaltenen Fa- 
brik räumliche Unterschiede sensibler ausge- 
nutzt werden und trotz dieser Dezentralisie- 


rung die Vernetzung der neuen Produktions- 
stätten optimiert werden („just-in-time” und 
„lean production“). Viele, auch scheinbar 
unabhängige Firmen sind Teil eines weltwei- 
ten Netzes der transnationalen Konzerne, in 
deren Kommandozentralen die Fäden dieses 
Netzes zusammenlaufen und von einer 
neuen Schicht von Experten koordiniert wer- 
den. Die Dezentralisierung ist also die 
Grundbedingung für die weitere Zentralisie- 
rung des Kapitals. Sie ist die optimale Form 
der Organisierung einer Fabrik, die weltweit 
operiert. 

Diese Schaltzentralen der weltweit operie- 
renden Konzerne siedeln sich in den Innen- 
städten der postfordistischen Städte an. Sie 
agieren nicht an ihrem lokalen Standort, der 
Stadt, sondern im „space of flows“, im Raum 
der Informationsflüsse. In diesem Raum fin- 
den die zentralisierte Kontrolle und das top- 
level Management des geographisch verteil- 
ten Netzes von Fabriken, Büros und Ver- 
marktungseinrichtungen statt. Dieser Cen- 
tral Business District (CBD) ist Zentrale, Ort 
von imagefördernder „Hoch“-Kultur und 
Ort für die Spekulation mit den überschüssi- 
gen riesigen Gewinnen. Durch diese Art Nut- 
zung und die damit verbundene Explosion 
der Grundstückspreise verliert der CBD 
Wohnfunktionen sowie die Zentrumsfunk- 
tionen für große Teile der Bevölkerung (Ein- 
kaufsfunktion etc.). 

Man könnte annehmen, diese Schaltzen- 
tralen könnten auf den Rahmen einer Stadt 
verzichten, da sie scheinbar nicht in ihr, son- 
dern weltweit agieren. Dabei wird die un- 
sichtbare Arbeit hinter diesem Kommando 
übersehen. Die Kontroll- und Management- 
bereiche brauchen in großem Umfang Infor- 
mationen wie Recht, Rechnungswesen, Soft- 
wareentwicklung oder Marketing. Diese Art 
Dienstleistung ist im allgemeinen produkti- 
onsorientiert, d.h. sie produziert die Waren 
Information und Dienstleistung für Kon- 
zerne. Dieser Produktionskomplex hochspe- 
zialisierter Dienstleistungen profitiert von 
großen Agglomerationen. Sie müssen nicht — 
wie andere Dienstleistungstypen — in der 
Nähe ihrer Konsumenten angesiedelt sein. 
Profitierende Klasse dieser hochspezialisier- 
ten Dienstleistung ist aber nicht mehr der 
breite Mittelstand des keynesianistischen 
Wohlfahrtstaates, sondern eine neue Schicht 
von flexiblen global lebenden Experten. 

Die postfordistischen Produktionsstätten 
sind in den sogenannten „edge-cities“ ange- 
siedelt, in Technologieparks und Bürogebäu- 
den der größer werdenden Siedlungen außer- 
halb der Innenstädte. Sie können sich die ho- 
hen Mieten der CBDs nicht leisten und 
benötigen deren Funktionen auch nicht. In 


ÄRRANCA! 


diesen Vororten der reichen Mittelschicht, 
der ExpertInnen und spezialisierten Arbeite- 
rInnen, findet auch eine Re-Industrialisie- 
rung statt. Spezialisierte Hochtechnologiefir- 
men, Endmontagewerke und hochautomati- 
sierte Produktion siedeln sich dort wegen der 
Nähe zu Märkten und der Verfügbarkeit von 
spezialisierten, gut ausgebildeten Arbeits- 
kräften an. 

Dienstleistungen und Konzernzentralen 
benötigen eine aufwendige Infrastruktur, die 
nur von großen Städten bereitgestellt werden 
kann. Eine genügende Menge von Experten, 
direkte Flugverbindungen, schnelle Züge für 
nationale und internationale Kontakte sowie 
eine Telekommunikationsinfrastruktur müs- 
sen verfügbar sein. Die Stadt oder allgemei- 
ner der konkrete Ort hat also an Bedeutung 
gewonnen, besonders gegenüber räumlicher 
Konstrukte wie Staaten. Die räumlichen Ein- 
heiten, die um Standortvorteile ringen, ver- 
dichten sich immer stärker. Die fordistische 
Gleichförmigkeit und nationalstaatliche Or- 
ganisierung wird durch ein kleinräumiges 
Cluster unterschiedlicher sozialer, kultureller 
und ökonomischer Bedingungen abgelöst. 

Nur durch das Verschweigen der Zusam- 
menhänge dieser „modernen“ Wirtschaft mit 
der unsichtbaren „Randökonomie“, der 
Handarbeit und wenig qualifizierten Tätig- 
keiten, kann die herrschende Wirtschafts- 
theorie diese Strukturen als Einheit höherer 
Ordnung darstellen. Die Stadt als umkämpf- 
tes Gebiet verschiedener Klassen wird so ne- 
giert. Die postmoderne Stadt ist aber eine 
duale Stadt, deren ungeheure Akkumulation 
von Kapital nur durch die Gleichzeitigkeit 
von internationalisierter Hochtechnologieö- 
konomie und deregulierter Randökonomie 
denkbar ist. Räumlich manifestiert sich diese 
duale Stadt einerseits in den umzäunten Vor- 
ortsiedlungen und dem CBD und anderer- 
seits in den Ghettos, Mietwohnungssiedlun- 
gen und Obdachlosen der Innenstädte. Die 
niedrig bezahlten ArbeiterInnen sind zu 
großen Teilen Frauen und Migrantinnen. 
Diese schlecht bezahlten, nicht abgesicherten 
und stigmatisierten Sektoren des Arbeits- 
marktes gehören aber genauso zu der globa- 
len Informationsgesellschaft wie die glitzern- 
den Hochhaustürme der Innenstädte. Wach- 
schützer, Verkäuferinnen, Sekretärinnen, 
Reinigungskräfte, Müllmänner, Friseure oder 
Bauarbeiter erhalten den Glanz an der Ober- 
fläche. Diese Bereiche der städtischen Oko- 
nomie sind in den alten Vierteln der Innen- 
städte angesiedelt. Der Zugang zu den rei- 
chen Vororten und aufzuwertenden Berei- 
chen der Innenstädte ist für diese Menschen 
durch ein immer perfideres Sicherheits- und 
Repressionssystem, durch die Privatisierung 
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und Befestigung ehemals öffentlicher Räu- 
me, immer weniger möglich. Das postmo- 
derne Los Angeles zeichnet sich aus durch die 
Gleichzeitigkeit von erster Welt in den glit- 
zernden Konzernzentralen sowie in den rei- 
chen Vorstädten und von dritter Welt in der 
illegalen Schattenökonomie der Hinterhof- 
werkstätten. 


Warum Los Angeles? 

Lange Zeit galt Los Angeles als Ausnahmeer- 
scheinung urbaner Kultur in Amerika. Die 
Stadt beschwört Visionen herauf, Visionen 
einer sich ins Unendliche hinein erstrecken- 
den Metropole mit allgegenwärtigen Free- 
ways, einer im besten Falle inkonsequenten 
Architektur, eigenwilligen Lebensstilen und 
permanenten Smog-Visionen, die durch 
Hollywoods Spielfilme und Fernsehproduk- 
tionen dramatisiert und verstärkt werden. 
Visionen wie das Bild des kalifornischen 
Traumes begründeten den Aufstieg Los An- 
geles aus der Wüste zu einer Megastadt. 
Diese Einmaligkeit von LA hat viel von der 
Struktur einer postmodernen Stadt vorweg- 
genommen. Vieles, was oben theoretisch für 
die „global cities“ beschrieben wurde, hat in 
Los Angeles eine lange Tradition und be- 
gründet dessen Modellcharakter als Prototyp 
dieser „global cities“. 

Bekannt wurde die anhand von LA ent- 
wickelte „Theorie der postmodernen Stadt” 
durch Mike Davis’ „Cıry or QUARTZ — AUS- 
GRABUNGEN DER ZUKUNFT VON LOS ANGE- 
LES“ (1994). Ausgrabungen versteht Mike 
Davis als Aufdeckung des Dunklen hinter der 
Fassade, hinter dem utopischen Bild von Los 
Angeles konstruiert aus Hollywood, der Sky- 
line und der High-Tech-Industrie. Ausgangs“ 
punkt ist die Sicht auf diese Stadt aus der 
Sphäre der Kultur, wie ihr Mythos in ihr kon- 
struiert und auch dekronstruiert wurde. 
Viele Anekdoten und eine detaillierte Re- 
cherche entschlüsseln die Widersprüchlich- 
keit der Stadt zwischen Ökologie und Polari- 
sierung, polizeistaatlicher Überwachung und 
vollständiger Privatisierung, dem Ghetto 
und den Liberalen, städtischen Oligarchien 
und dem internationalen Kapital. Dieser Stil 
macht das Buch sehr spannend zu lesen. Es 
fällt aber schwer, die theoretischen Konzepte 
durch die Fülle von Details hindurch zu er- 
kennen. 

Sozial besteht Los Angeles aus zwei Städ- 
ten, der schillernden Metropole mit Weltbe- 
deutung und protzigem Reichtum und einer 
ihr zugrundeliegenden „3.Welt“-Stadt hoher 
Armut in den Ghettos oder in den Obdachlo- 
sen-Communities. Die Wirtschaft ist hochg- 
radig internationalisiert, dreiviertel des Bo- 
dens des CBD gehören japanischen Groß- 


konzernen. Das Aushängeschild im transna- 
tionalen Markt ist High-Tech, vor allen Rü- 
stungsindustrie und Biotechnologie. Gleich- 
zeitig ist Los Angeles die Hauptstadt der Ob- 
dachlosen in den USA und Ort der heftigsten 
städtischen Unruhen dieses Jahrhunderts. 
Ein Verwaltungszusammenhang war Los An- 
geles noch nie, aber entgegensetzte Interessen 
und die wachsende Polarisierung verstärken 
noch die Herausbildung eines ungeplanten 
Clusters aus unabhängigen Gemeinden. Die 
reichen Gemeinden schirmen ihre Zugäng- 
lichkeit aber auch finanziell von der Stadt ab. 
Der formale Wohlfahrtsstaat, der hier, wo 
Gewerkschaften über eine lange Zeit quasi 
verboten waren und erzreaktionäre, rassisti- 
sche Oligarchien geherrscht haben, nie be- 
sonders ausgeprägt war, kollabiert. An seine 
Stelle tritt ein privater „Schattenstaat“ von 
Freiwilligenorganisationen — oder eine para- 
militärische Polizei. 


Warum Berlin? 

Mit der Vereinigung von BRD und DDR, der 
„Öffnung“ der Märkte im Osten für die kapi- 
talistischen Okonomien und der Entschei- 
dung, Berlin zur Hauptstadt Deutschlands 
auszubauen, wurde ein massiver Transfor- 
mationsprozeß in Gang gesetzt. In der Berli- 
ner Innenstadt wird versucht, mit Sony und 
Daimler Benz am Potsdamer Platz, beides 
eher Prestigeobjekte als reale Orte für Funk- 
tionen von Konzernen, sowie mit den Haupt- 
stadtfunktionen einen Grundstein für ein 
postfordistisches CBD zu legen. Die Überla- 
gerung lokaler Bedingungen durch die Netze 
international agierender Konzerne verein- 
heitlichen zentrale Prozesse in der postmo- 
dernen Stadt. Deshalb kann ein Vergleich mit 
Los Angeles einen Blick in die Zukunft der 
Struktur der Stadt bieten, auch wenn seine 
(mögliche) Entwicklung zu einer Weltstadt 
erst in den Anfängen steckt und die konkrete 
Ausgestaltung noch offen ist. 

Prozesse, die Los Angeles kennzeichnen, 
zeichnen sich auch jetzt schon in Berlin ab, 
Die unterschiedlichen Ausgangsgangsbedin- 
gungen der beiden Städte führen aber zu ei- 
ner schnell übersehbaren Modifikation in 
der Durchsetzung der global ausgelösten 
Umstrukturierungsprozesse. 


Berlin ist nicht Los Angeles 
Die „City of Los Angeles“ ist nicht ohne ihr 
Umland zu denken. Die Stadt als Verwal- 
tungseinheit ist zwar durchaus mit Berlin 
vergleichbar (Los Angeles: 1202 qkm und ; 
Mio. Einwohner; Berlin: 900 qkm und 3,5 
Mio. Einwohner). Aber anders als in Berlin 
leben im metropolianen Großraum von Los 
Angeles (100 km) insgesamt ı2 Mio. Einwoh- 
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ner. Die Regionen dieser Großraumes stehen 
zwar in Beziehung zueinander, sind aber zer- 
siedelt, es gibt kein eindeutiges Zentrum. 
„Downtown“ hat auf jeden Fall keine Bedeu- 
tung für die Bewohner. Wohnen, Einkaufen 
und Freizeit finden in den vielen regionalen 
Zentren der Vororte statt, den „shopping 
malls“ oder Disney World etc. Die industri- 
elle Verdichtung anderer Städte des 19. Jahr- 
hunderts hat in Los Angeles nicht stattgefun- 
den, schon 1930 betrug der Anteil an Einfa- 
milienhäusern 94%. Ein öffentliches (Fuß- 
gänger-)Leben auf der Straße gibt es beinahe 
nicht, Fortbewegung findet in Autos und auf 
den verstopften Highways statt. 

Berlin dagegen hat ein (noch) funktionie- 
rendes Nahverkehrnetz. Die starke Verdich- 
tung läßt ein stadtteilbezogenes Leben in ei- 
ner zu Fuß erreichbaren Umgebung zu. Ob- 
wohl die durch Mietwohnung geprägte Stadt 
im Laufe ihrer Entwicklung alte Stadtkerne 
in sich aufgenommen hat und so eine poly- 
zentrische Struktur entstanden ist, ist sie 
hierarchisch auf „downtown“ (die beiden 
Stadtzentren Ost und West) bezogen. „down- 
town” erfüllt für die meisten Bewohner noch 
Funktionen wie Wohnen, Einkaufen, Kultur 
und eine noch lebendige Subkultur. Öffentli- 
che politische Äußerungen sind noch Teil des 
Lebens in der Innenstadt. Demonstrationen 
und Kundgebungen finden regelmäßig dort 
statt. In Los Angeles sind politische Aktivitä- 
ten genauso segregiert, wie die Bevölkerung 
anhand von Klassen und Ethnien räumlich 
getrennt lebt und wohnt. Durch das Inselda- 
sein von West-Berlin ist die Stadt noch deut- 
lich vom Umland abgegrenzt, obwohl eine 
Zerfaserung wie in Los Angeles schon in An- 
sätzen zu beobachten ist. 


Postfordistische Ökonomie 
Berlin-Los Angeles 
Los Angeles fungiert als Brückenkopf für in- 
ternationale Konzerne und als Markt selbst. 
Rund die Hälfte des nordamerikanischen Pa- 
zifikhandels geht durch die Häfen dieser 
Stadt. In der Hierarchie des internationalen 
Städtesystems — basierend auf der Spezialisie- 
rung der Städte innerhalb der zentralen 
Funktionen der „global cities“, den Steue- 
rungsfunktionen, dem finanziellen Manage- 
ment der industriellen Produktion sowie den 
prokuktionsbezogenen Dienstleistungen -— 
rangiert Los Angeles noch auf Rang 2. Aber 
mit seinen Hauptquartieren multinationaler 
Firmen, ungefähr 150 internationalen Ban- 
ken, internationalisierten Dienstleistungen 
(vor allem Werbung, Film und Gebäudever- 
waltung) und dem Gebäudemarkt ist es auf 
dem besten Wege, auf Rang eins in der 
Städtehierarchie zu New York, London und 


Tokio aufzusteigen. Die Türme von „down- 
town“ sind das weithin sichtbare Zeichen 
dieses neuen Reichtums. 

Die Dimensionen des neuen Berlins las- 
sen sich in den Computersimulationen des 
Potsdamer Platzes und des Alexanderplatzes 
erahnen. Eine Spezialisierung wird im Ost- 
West Handel und in der Nähe zu der Verwal- 
tung eines der mächtigsten Staaten der Welt 
gesucht. International agierende Konzerne 
werden mit hohen Subventionen gelockt. So 
haben Daimler Benz und Sony das Grund- 
stück und die Infrastruktur am Potsdamer 
Platz fast geschenkt bekommen. Inzwischen 
ist Berlin zum zweitwichtigsten Finanzplatz 
Deutschlands mit fast 200 Banken aufgestie- 
gen und löst damit zwar nicht Frankfurt, 
aber schon München und Düsseldorf als 
zentrale Finanzdrehscheiben ab. Wichtiger 
Motor dafür ist der Ost-Handel. Immobili- 
enspekulation mit internationalem Kapital 
und die Vervielfachung der Bürofläche sind 
die sichtbarsten Zeichen der Umstrukturie- 
rung. Nicht ohne Grund zieht in das Daimler 
Benz Areal die Konzerntochter „debis“, die 
Gebäudemarketing betreibt. Das CBD soll 
sich also um die Hauptstadtfunktionen und 
die Dienstleistungsmetropole herum ent- 
wickeln, begleitet von Kultur- und Unterhal- 
tungsindustrie (Mode, Fernsehen, Film, 
Werbe- und Verlagswesen, Tourismus), die 
sich alle in der Innenstadt rekonstruieren. 

Durch die Kürzungen des Verteidigungs- 
haushaltes in den USA (Los Angeles ist die 
Hauptstadt der Rüstungsindustrie) und den 
plötzlichen Wegfall der Berlinsubventionen 
sowie die Abwicklung der Ost-Wirtschaft in 
Berlin setzte in beiden Städten eine Reorga- 
nisation der Industrie ein. Die zu Beginn er- 
läuterte These von gleichzeitiger Re- und De- 
Industralierung wurde von „L.A.- 
School“, fortschrittlichen Stadtwissenschaft- 


der 


lerInnen aus Los Angeles, anhand dieser 
Stadt aufgestellt. 

Es gibt eine Reihe von Anzeichen, dafs 
Berlin von einer ähnlichen Entwicklung be- 
troffen ist. Seit die Mauer gefallen ist, wan- 
dert das traditionelle produzierende Ge- 
werbe nicht nur wegen der weggefallenen 
Subventionen, sondern auch wegen der für 
diese Art der Nutzung zu hohen Bodenpreise 
in das Berliner Umland ab (z.B. Herlitz). Die 
Betriebe im Osten waren zu unrentabel und 
wurden ganz geschlossen. Stattdessen füllen 
sich Kreuzberger Hinterhoffabriken mit teil- 
weise rein vietnamesischer Textilproduktion. 

Im Umland entwickelt sich eine eigen- 
ständige (hochwertige) internationale Re-In- 
dustralisierung in Subzentren ohne eine rä- 
umliche Verflechtung mit dem Zentrum. 


Beispiele sind die Umgebung von Königs 
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Wusterhausen oder die entstehende Stadt 
und Industrieregion um den geplanten 
Großflughafen Schönefeld. Am Autobahn- 
ring um Berlin siedeln sich riesige Einkaufs- 
zentren auf der grünen Wiese an, die den 
Innenstädten oder kleinen Geschäften des 
Wohnumfeldes den Rang ablaufen. Diese 
„shopping malls“ sind meistens von Dienst- 
leistungskonzernen dominiert (Media Markt, 
Ikea etc.). Auch „technopoles“, Forschungs- 
städte, sind im Kommen. Im Forschungs- 
und Technologiepark Adlershof arbeiten 
heute schon 3.500 Beschäftige in 145 Firmen 
und ı5 außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen; in ı0 Jahren sollen es bis zu 
30.000 sein. Der Innovationspark Wuhlheide 
oder der entstehende biomedizinische Wis- 
senschaftspark Buch sind weitere Beispiele. 
Vor allem werden aber die Dienstleistungs- 
funktionen in den Innenstädten ausgebaut. 
Nur zwischen 1990 und 1993 entstanden dort 
68.000 neue Arbeitsplätze. 

Die neuen Sektoren können aber die 
durch die De-Industralisierung weggefalle- 
nen Arbeitsplätze in beiden Städten weder 
quantitativ noch qualitativ ersetzen. Die Ar- 
beitslosigkeit ist hoch (10-13%). Eine Ent- 
wicklung wie in Los Angeles, wo es immer 
mehr Menschen gibt, die sogar mit mehreren 
Jobs ihre Miete nicht mehr bezahlen können 
und obdachlos werden, ist auch für Berlin zu 


erwarten. 


Entdemokratisierung der Planung 
Indikator für die Internationalisierung der 
städtischen Ökonomie ist, daß die Planung 
zentraler Bereiche aus der Hand der lokalen 
Verwaltung genommen wird. Damit wird 
selbst die bestehende demokratische Kon- 
trolle unterlaufen. In Los Angeles ist die Pla- 
nung auf die Formulierung utopischer Leitli- 
nien beschränkt, die nur noch zur Werbung 
dienen. Die Planung ist privatisiert worden. 
Die räumliche Gestaltung der neuen Wachs- 
tumsinseln liegt in der Hand der internatio- 
nalen Konzerne. Administrative Grenzen exi- 
stieren durch die Koalition mit der Oligar- 
chie von Los Angeles nicht. Für die Gebiete 
der Unterklassen und Armen ist seit der De- 
montage des (in den USA sowieso nur rudi- 
mentär vorhandenen) „Wohlfahrtsstaates” 
durch Reagan, Bush und Clinton kein Geld 
da, so daß Planungsleitlinien keine Relevanz 
haben. Verstärkt wird diese Entwicklung 
durch die Abkopplung der Mittelstandsvor- 
orte vom Stadtzentrum, die Auflösung der 
Stadt als administrativer Einheit. Der weiße 
Mittelstand will seinen in Gefahr geratenen 
Wohlstand gegen die Armen verteidigen. 

In Berlin verlieren die Bezirke, in denen 
Hauptstadtfunktionen angesiedelt werden, 
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aber auch der Senat ihre Möglichkeiten zur 
stadtplanerischen Gestaltung. Die Planung 
und Ausführung wird unter der Obhut der 
Bundesregierung von einem privaten Träger 
durchgeführt. Bürgerbeteiligung ist (real) 
nicht vorgesehen. Urbanität wird in dem 
„Planwerk Innenstadt“ als hohe Dichte defi- 
niert. Andere Kategorien wie soziale und kul- 
turelle Vielfalt spielen keine Rolle. Obwohl 
dieser „Masterplan“ vollmundig die Vision 
eines neuen Berlins aller beschwört, sind dies 
nur Phrasen des Stadtmarketings. Besonders 
die Hauptstadtplanung ist real Motor für die 
Verdrängung der ursprünglichen Bevölke- 
rung aus dem Zentrum und für die Schaf- 
fung guter Bedingungen für finanzkräftige 
Unternehmen. 


Polarisierung 
Zum Symbol für die wachsende Polarisie- 


rung sind die Ghettos von Los Angeles ge- 
worden, die zuletzt nach den Unruhen von 
1992 von der deutschen Linken nicht nur 
diskutiert wurden, sondern als Mythos der 
kämpfenden Underdogs auch auf Deutsch- 
land übertragen wurde. Hip Hop war die 
neue Modemusik, und in Kreuzberg fühlte 
mann sich mit cooler Kleidung und Gangs 
wie in Watts oder Compton. 

Die Ghettos der USA sind nicht nur die 
Bezirke der sozialen Unterschichten. Sie sind 
von ihrer Außenwelt abgeschottet und eth- 
nisch definiert. Für die schwarzen und lat- 
einamerikanischen Bewohner dieser Ghettos 
ist es nicht möglich, das Ghetto zu verlassen. 
Durch die rassistische Segregation des Woh- 
nungsmarktes ist ihnen ein Zugang Zu ande- 
ren (besseren) Wohnvierteln unmöglich. Ein 
großer Teil der Schwarzen und anderer 
„Minderheiten“ (die real schon die Mehrheit 
der Bevölkerung in L.A. ausmachen) wohnt 
in Bezirken mit über 90% Bevölkerungsan- 
teil ihrer Ethnie. Die weißen „working poor‘, 
die es auch in großer Zahl gibt, sind, sofern 
sie nicht obdachlos sind, nicht von dieser Se- 
gregation betroffen. Die durch Bürgerweh- 
ren, Wachschutz oder Polizei abgeriegelten 
Freizeiteinrichtungen, Strände, Parks oder 
Einkaufszentren des weißen Los Angeles sind 
für Schwarze nicht zugänglich. Dies geht so 
weit, daß die Ausfallstraßen der Ghettos von 
der Polizei abgeriegelt werden. Stadtplane- 
risch werden sie durch highways nahezu ein- 
gezäunt. 

Die Ökonomie der Ghettos ist die infor- 
melle der Gangs, da schwarze Jugendliche 
kaum andere Möglichkeiten zur Teilhabe an 
den Konsum- und Lebensvorstellungen des 
amerikanischen Traumes haben. Die Gangs 
dealen mit Crack, verkaufen Waffen und 
kämpfen um die Vorherrschaft über die 


Märkte. Sie sind dabei nicht die wahren Pro- 
fiteure dieser Geschäfte, sondern die, die das 
Risiko tragen und den Endverkauf überneh- 
men. Das Bild der organisierten Kriminalität 
der rassistischen Propaganda trifft für die 
lose miteinander verbundenen Gangs nicht 
zu. Bei dem Versuch des ehemaligen Black 
Panthers Michael Zinzun, einen Waffenstill- 
stand zwischen den beiden sich blutig 
bekämpfenden schwarzen Gangzusammen- 
schlüssen, den Bloods und den Crips, zu ver- 
mitteln, war die Hauptforderung der Gang- 
mitglieder die nach Arbeitsplätzen und dem 
Wiederaufbau einer Infrastruktur in ihren 
Vierteln. Außerhalb dieser informellen Öko- 
nomie haben besonders die jüngeren 
schwarzen Ghettobewohner nur Zugang zu 
den schlecht bezahlten und ungesicherten 
Sektoren, die Männer in der Hauptsache zu 
Wachschutzfirmen oder zum Militär (meist 
einziges Sprungbrett zu einer Ausbildung 
und einem gesicherten Arbeitsplatz) und die 
Frauen zu persönlichen Dienstleistungen, als 
Putzkräfte oder Haushälterinnen der neuen 
Reichen. Die Arbeitslosenrate unter schwar- 
zen Jugendlichen in South Central liegt kon- 
stant in der Nähe von 50%. 

In Berlin lebt zwar auch ein großer Teil 
der MigrantInnen in wenigen Bezirken wie 
Neukölln, Wedding und Kreuzberg, in denen 
sie die Bevölkerungsmehrheit stellen oder die 
Stadtteile dominieren. Ihre soziale Situation 
ist auch vergleichbar mit der der Schwarzen 
und Hispanos von L.A. Türken sind über- 
proportional von der Abwanderung des klas- 
sischen produzierenden Gewerbes aus der 
Innenstadt betroffen. Auch ist die Jugendar- 
beitslosigkeit unter MigrantInnen ähnlich 
hoch. Informelle Wirtschaftsstrukturen und 
eine ethnisch organisierte Kleinbetriebs- 
struktur gewinnen an Bedeutung. 

Berlin ist aber nicht in der Form wie Los 
Angeles, wo MigrantInnen ein zentraler Be- 
standteil der städtischen Ökonomie sind 
(aber bis auf Chinesen und Japaner nicht an 
der Macht beteiligt sind), eine multiethni- 
sche Stadt. Der Anteil an MigrantInnen be- 
trägt gerade 12%. Dies ist sogar für deutsche 
Stadtregionen relativ wenig. Eine Arbeitsim- 
migration wie die der Hispahos von Los An- 
geles hat in Berlin erst mit den polnischen 
und portugiesischen Bauarbeitern und den 
osteuropäischen Putzfrauen eingesetzt. Von 
Ghettos zu sprechen wäre für die genannten 
Stadtteile mit hohem MigrantInnenanteil 
falsch. Diese Stadteile sind noch durch- 
mischt, sie werden auch durch Gentrifizie- 
rung (durch die Yuppies der neuen weißen 
Mittelschicht) und deutsche Arbeitslose so- 
wie eine deutsche Subkultur geprägt. Eine to- 
tale ethnische Segregation findet in Berlin 


(noch) nicht statt. Das zeigt sich besonders 
auch in der brutalen polizeilichen Repres- 
sion, die in Los Angeles die einzige offizielle 
„Strategie“ in diesen Bezirken ist. Aber auch 
hier ist ein Vergleich mit Los Angeles interes- 
sant, da sich in Berlin eine Zusammenarbeit 
eines aufgerüsteten Polizeiapparates mit pri- 
vaten Sicherheitsfirmen, gepuscht durch Dis- 
kurse über organisierte Kriminalität und 
ausländische Banden entlang ethnischer Zu- 
schreibungen, abzeichnet. 


Der Diskurs der „Inneren Sicherheit“ 
Los Angeles ist die Stadt der Polizei und des 
Wachschutzes. Die Zitadellen von „down- 
town“ sind wie moderne Burgen von den 
Slums abgeschottet. Dies schlägt sich in der 
Architektur nieder — Stacheldrahtzäune, ver- 
gitterte Eingangstore mit Stahlspitzen, Bänke 
mit „Pennerschutz‘, in den ersten Etagen fen- 
sterlose Fassaden. An den Gebäuden sind an 
jeder Ecke surrende Kameras angebracht, die 
in High-Tech-Überwachungsräumen koor- 
diniert und ausgewertet werden. Wachschutz 
mit Maschinengewehren im Anschlag oder 
Polizei bestimmen die Straßen. Ein öffentli- 
ches Leben auf der Straße findet nicht statt. 
„Öffentliche Orte“ sind im Inneren der Fest- 
ungen, nur für ein ausgewähltes, zahlungs- 
kräftiges Publikum zugänglich. 

Das gleiche Bild wiederholt sich in den 
Einkaufszentren der Vorstädte und auch der 
Ghettos. Einkaufsstraßen im deutschen 
Sinne gibt es nicht. Die „shopping malls“ 
sind Orte, in denen nur der willkommen ist, 
der konsumiert. Gegen die immer größere 
Anzahl derer, die sich das nicht mehr leisten 
können, werden sie abgeschirmt. In den 
Ghettos sind sie beinahe Festungen. Sogar 
Parks und Strände werden von Hubschrau- 
bern überflogen. 

Der Diskurs der Inneren Sicherheit ersetzt 
auch in Berlin immer mehr soziale Wohl- 
fahrt. Die Polizeidichte, schon heute weit 
über dem Bundesdurchschnitt, wird mit dem 
Umzug der Regierung noch weiter zuneh- 
men. Für die Innenstadt liegt ein Sicherheits- 
plan vor, der eigene Polizeikasernen und den 
Zuzug von BGS-Einheiten vorsieht. Die 
Bannmeilen um die Regierungsbauten und 
die flexiblen Sicherheitszonen bei Staatsbe- 
suchen etc. werden polizeiliche Ausgrenzung 
in den Innenstadtbezirken zum Alltag ma- 
chen. Sie liefern gemeinsam mit dem neuen 
Feindbild der „ausländischen Mafia“ einen 
Vorwand für die Durchsetzung einer „saube- 
ren“ Metropole. 

Neu ist nicht nur die Intensität polizeili- 
cher Strategie gegen Armut, sondern die zu- 
nehmende Unterwerfung des Sicherheitsbe- 
reichs unter marktwirtschaftliche Bedingun- 


gen. 1992 waren in Berlin 170 Wachschutzun- 
ternehmen gemeldet (bundesweit 750). Zum 
einem hebeln diese privaten Sicherheitsdien- 
ste demokratische Kontrolle und rechtsstaat- 
liche Normen der Polizei auf. Zum anderen 
wird Innenpolitik so wieder direkter an das 
Kapital gebunden, die keynesianistische 
Trennung von Staat und Kapital zumindest 
aufgeweicht. Hinter vielen der Wach- 
schutzunternehmen stehen große Konzerne. 
Testfelder für ihr Wirken sind in Berlin die 
Bahnhöfe und zentralen Einkaufsgebiete so- 
wie die entöffentlichten „öffentlichen“ Ein- 
kaufszentren und Passagen. Beispielsweise in 
der City West (Ku'’damm) betreibt eine ope- 
rative Gruppe der Polizei, in Zusammenar- 
beit mit der Vereinigung der Geschäftsleute 
(AG City West) und deren Wachschutz, eine 
Quasi-Privatisierung des öffentlichen Stras- 
senraumes. Die nicht zum gewünschtem 
Käuferkreis Zugehörigen - in der Hauptsache 
Obdachlose, Punks und pauschal zu Drogen- 
dealern erklärte Ausländer — werden in Ge- 
biete abgedrängt, die nicht im Zentrum von 
Kapitalinteressen stehen. Eine weitere Ver- 
schärfung lassen private Städte in der Stadt 
wie der Potsdamer Platz vermuten, wo die 
Orte zwischen Cafes, Kneipen und (auch 
staatlichen) Kultureinrichtungen direkt un- 
ter der Kontrolle großer Konzerne stehen. 


Virtuelle Stadt 
Der repressive Charakter der neuen Stadt 
realisiert sich nicht nur in dieser offensichtli- 
chen Form. Die politische Stabilität, gestört 
nur durch kurz aufflammende Unruhen, ver- 
dankt die postmoderne Stadt der Erzeugung 
einer imaginären Realität als identische Ko- 
pie einer Wirklichkeit, die nicht existiert — 
Hyperrealität genannt - als versteckte Form 
sozialer Regulierung. Im Fordismus war 
diese Hyperrealität, vergleichbar mit reality- 
TV zwar vorhanden, aber damals besuchte 
man gezielt Orte von imaginierter Wirklich- 
keit wie Disney World oder das Kino. Heute 
ist diese Realität zum Alltag geworden. Alltag 
in dem Sinne, daß Hyperrealität nicht mehr 
als imaginiert wahrgenommen wird. 

In der Planung der fordistischen Stadt 
ging es um die Schaffung funktionaler und 
rationaler Strukturen. In dem postfordisti- 
schen Raummodell ist der Stadtraum nicht 
nur auf diese materielle Substanz beschränkt. 
Eine hyperreale Bedeutungsebene von Sym- 
bolen und Zeichen überlagert den materiel- 
len Stadtraum. Los Angeles’ Geschichte war 
geprägt von der Konstruktion eines Mythos, 
der die heutige Millionenstadt in einer wi- 
dersinnigen Umgebung mitten in der Wüste 
(beinahe) ohne die für den Fordismus typi- 
sche Schwerindustrie entstehen ließ. Diese 


Konstruktion anhand eines Mythos hat in 
der postmodernen Stadt an Totalität gewon- 
nen. Im konkreten Leben stellt sich dies in 
den „themeparks“ dar — geschlossene Wohn- 
anlagen, deren Architektur und Lebensstil 
um Themen herum konstruiert werden (und 
vertraglich so weitergeführt werden müssen) 
— oder in nach dem gleichen Prinzip kon- 
struierten Einkaufszentren, Freizeitanlagen 
und öffentlichen Gebäuden. Die Architektur 
hat die Symbolik wieder entdeckt. Soziale In- 
halte (und damit Fortschritte) rücken ge- 
genüber Stil und Form in den Hintergrund. 
Die Türme von downtown sollen konserva- 
tive Werte wie Identität und elitäre Normen, 
gleichzeitigaber auch Modernität, darstellen. 
Die neue Bedeutung der Symbolik geht zum 
Teil so weit, daß die riesigen Zitadellen der Ban- 
ken, Versicherungen und des Gebäudemanage- 
ments nur noch in einer Etage Funktionen 
des Eigentümers beinhalten, also auf ein Sym- 
bol für die Allmächtigkeit des Kapitals und 
auf die reine Prestigefunktion reduziert wird. 

Auch in Berlin gewinnt diese Inszenie- 
rung immer mehr an Bedeutung. „Partner 
für Berlin“, eine Stadtmarketing-Agentur, die 
gemeinschaftlich von Senat und Großkon- 
zernen betrieben wird, versucht das neue 
Berlin nach der Vereinigung aufzubauen. Bei 
der Präsentation der Hauptstadtplanung und 
der Wohlstandsinseln des neuen Berlin spielt 
aber nur die Konstruktion einer Weltstadt, 
kulturell sowie ökonomisch, eine Rolle. Die 
sozialen Gegensätze verschärfen sich immer 
mehr, aber an einem Bild von „Zukunfts- 
fähigkeit“ wird festgehalten. Während die 
reale Kulturvielfalt zerstört wird, versuchen 
Großereignisse (wie die Reichstagsverhül- 
lung oder die Love Parade) Berlin Vielfalt 
und einen urbanen Lebensstil einzuhauchen. 
Historisch wird dabei immer mehr an die au- 
toritären preußischen Traditionen ange- 
knüpft (Stadtschlossattrappe). 

Diese „virtuelle Stadt“ ist die Oberfläche 
der postmodernen Stadt, die vielfache Ab- 
straktion dessen, was Marx einmal als „ver- 
kehrte Welt“ bezeichnet hat. 

INGO BADER 
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Das Ruhrgebiet unterschied sich in seinem 
kometenhaften Aufstieg zu einer der größten 
Industrieregionen Europas sehr stark von der 
Entwicklung anderer aufstrebender Stätten 
der Produktion. Der Hauptgrund dafür ist, 
daß in der Gegend des späteren Ruhrgebiets 
zu Beginn der Industrialisierung keine nen- 
nenswerten Städte vorhanden waren, die als 
Kristallisationskerne hätten dienen können. 
Hinzu kam, daß die Standorte der Zechen 
allein nach geologischen Faktoren, nämlich 
dem Vorkommen von Steinkohle, festgelegt 
wurden. Ergebnis waren Ansammlungen von 
Industriedörfern mit Einwohnerzahlen, die 
mit denen von großen Städten konkurrieren 
konnten. Sie waren nicht strukturiert, d.h. sie 
hatten keinen Ortsmittelpunkt, keine Ge- 
schäftsstraßen, häufig keine Kirche, Schule 
etc. Es waren also oft weite Wege zur näch- 
sten größeren Ortschaft zurückzulegen. Die 
Straßen waren allerdings nicht befestigt und 
führten auch durch sumpfiges Gelände. Die 
höhere Verwaltung war ebenso nicht im ent- 
stehenden Industriegebiet angesiedelt, was 
zur Vernachlässigung der neuen Orte 
beitrug. 

Da im frühen Ruhrgebiet so gut wie keine 
bürgerliche Mittelschicht vorhanden war — 
ihre Zentren wie Münster oder Köln lagen 
weit entfernt — entwickelte sich nur sehr 
langsam ein kulturelles und Geschäftsleben. 


Die Verschärfung der Wohnungsnot in der 
Phase der Industrialisierung rückte erst in 
das Bewußtsein der Bürger, als die Vorgänge 
ihr eigenes Leben, persönliches und geschäft- 
liches Handeln oder ihre ökonomische Situa- 
tion betrafen. Die „körperliche und sittliche 
Verfassung“ der Arbeiter, die hygienischen 
Zustände und soziale und politische Unruhen 
veranlaßten sie zum Handeln. 

Als ein wichtiges Instrument zur „Dome- 
stizierung“ der Arbeiter, bzw. zum Aufzwin- 
gen bürgerlicher Verhaltensweisen und Le- 
bensformen dienten die Architektur und die 
Siedlungsplanung. 


Vor der Industrialisierung, Anfang des 19. Jahr- 
hunderts, gab es auf dem Gebiet des späteren 
Ruhrgebiets nur wenige Dörfer. Das Land 
war flach und sumpfig, die wenigen Städte 
am Hellweg, einer der bedeutendsten mittel- 
alterlichen Handelsstraßen, waren in die Be- 
deutungslosigkeit versunken wie z.B. Dort- 
mund. 

Die Kulturlandschaft an Ruhr und Em- 
scher war von der Industrie noch vollständig 
unberührt, die wenigen Kleinzechen und mit 
Holzkohle betriebenen Eisenhütten waren 
ökonomisch ohne Bedeutung. 

Südlich der Ruhr konnte die hier dicht 


unter der Oberfläche liegende Kohle schon 
seit dem Mittelalter mit Hilfe von Seilzügen 
abgegraben werden. Seit dem 16. Jahrhundert 
gelangte man durch waagerechten Stollenbau 
an die an den Hängen des Ruhrtals zutage 
tretenden Flöze. 

Zu dieser Zeit konnten die nötigen Arbei- 
ter für diese Kleinzechen aus der ortsansässi- 
gen Landbevölkerung rekrutiert werden. Sie 
lebten noch in ihren bäuerlichen Kotten und 
dörflichen Siedlungsstrukturen. Die zu die- 
ser Zeit üblichen Kotten bestanden aus Woh- 
nung (Stube, Schlafkammer) und landwirt- 
schaftlich genutztem Teil, dazwischen lag die 
große Küche. 

Neben den Kotten gab es noch Bauern- 
häuser, die von zwei bis vier Familien be- 
wohnt wurden. Häufig gab es eine gemein- 
same „schwarze Küche“, die in der Mitte des 
Hauses lag, also keine Fenster hatte, und von 
allen Bewohnern genutzt wurde. Auch die 
Flure im Haus waren Ort des gemeinschaft- 
lichen Lebens, da von hier aus alle Wohn- 
räume betreten wurden. Diese Hausgemein- 
schaften verbrachten einen großen Teil des 
Tages mit gemeinsamer Arbeit im Haus und 
bei der landwirtschaftlichen Arbeit, die von 
Männern und Frauen gleichermaßen besorgt 
wurde. Die Arbeit im Bergbau war zu dieser 
Zeit nur Nebenerwerb. 

So entstand ein komplexes Sozialgefüge. 
Auch die später ansatzweise entwickelte Se- 
paration der Wohnbereiche durch Aufgabe 
der schwarzen Küche zugunsten kleinerer, 
den Familien zugeordneten Küchen, änderte 
daran erstmal nichts. 


Wohnhäuser als Schlafstätten 

für Arbeiter 
In diesem Zustand befand sich das Ruhrge- 
biet auch noch zu Beginn der Industrialisie- 
rung um 1830. 

Mit der Schiffbarmachung der Ruhr und 
der Einführung der Dampfmaschine waren 
die Voraussetzungen für die Industrialisie- 
rung geschaffen. Es entstanden die ersten 
großen Eisenhütten und Maschinenbaube- 
triebe (u.a. auch Krupp). Der Bedarf an Ar- 
beitern stieg demzufolge stark an, konnte 
aber noch aus der ländlichen Bevölkerung 
aus der Nähe gedeckt werden. Besonders der 
Mangel an ausreichendem, menschenwürdi- 
gem Wohnraum vergrößerte das Elend der 
Arbeiter. Obwohl der Bergbau unter der 
Kontrolle der königlich-preußischen Berg- 
amtsdirektion stand und die Arbeiter somit 
einen beamtenähnlichen Status hatten und 
vergleichsweise große Privilegien genossen, 
wohnten sowohl Berg- als auch Fabrikarbei- 
ter vorrangig in den ehemals landwirtschaft- 
lich entstandenen Kotten. Es wurden aber 


immer mehr „Ledigenwohnheime“, kaser- 
nenartige Wohnunterkünfte für alleinste- 
hende Industriearbeiter, als neue typische 
Wohnform gebaut. 

Um den Mangel an geeignetem Wohn- 
raum besonders für Meister und Vorarbeiter, 
die mit ihrem Fachwissen unentbehrlich ge- 
worden waren, in der Nähe der Zechen und 
Betriebe zu beheben, wurde 1844 mit dem 
„Werkswohnungsbau“ begonnen, es entstand 
die erste nichtstaatliche Siedlung des Reviers: 
die Gutehoffnungshütte baute in Oberhau- 
sen die Kolonie „Eisenheim“. 

Die Häuser der Siedlung waren zwei- 
stöckig und bestanden aus je zwei Wohnun- 
gen. Ihnen zugehörig waren ein Garten und 
ein Gebäude mit Ställen und Klos. Die Woh- 
nungen waren durch separate Eingänge (zur 
Straße und zum Stall/Klo) streng voneinan- 
der getrennt. Der Grund hierfür war die bes- 
sere Verkäuflichkeit, um die bewährten Fach- 
leute durch die Möglichkeit zum Hauskauf 
dem Werk zu verpflichten. Ein hohes Maß an 
Gemeinschaftlichkeit war jedoch auch hier 
selbstverständlich, da die ehemaligen Bauern 
und Handwerker aus ihrem Lebenslauf her- 
aus kein Bedürfnis nach Zurückgezogenheit 
kannten. 

In den Anfängen der architektonischen 
und baulichen Entwicklung wurden also 
hauptsächlich Meister und Vorarbeiter be- 
dacht, während die Wohnsituation der Ar- 
beiter unberührt blieb. 


Die Entdeckung der Architektur 

als Instrument zur Beeinflussung 

der Lebensform 
Die neuen Zechen wurden oft auf freiem Feld 
errichtet, die kleinen Orte in deren Nähe 
waren nicht in der Lage, die Familien der zu- 
ziehenden Arbeiter unterzubringen. Aus die- 
sem Grund entstand auch ab 1847 die Sied- 
lung „Alter Clarenberg“ in Hörde (jetzt 
Dortmund). In dieser frühen Arbeiterkolo- 
nie wurden 15 zweigeschossige Häuser in Rei- 
hen dicht nebeneinander gebaut. Es gab 
keine Gärten und nur unbegrünte Zwischen- 
wege. Jede Etage enthielt acht Zimmer, die 
nicht durch Größe oder Form einem be- 
stimmten Zweck zugeordnet wurden. Sie 
konnten durch Türen und Treppen zu Zwei- 
oder Vier-Zimmer-Wohnungen mit separa- 
ten Eingängen gestaltet werden. Die von ein- 
fachen Arbeitern bzw. von Meistern und Vor- 
arbeitern bewohnten Einheiten lagen in den- 
selben Häusern und nicht wie später üblich 
in gesonderten Häusern bzw. Geländen. 

In den Häusern im alten Clarenberg 
konnten die Wohnungen variiert werden, 
d.h. verschiedene Formen erfüllten densel- 
ben Zweck. Der Zusammenhang von Lebens- 
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vorstellung und Hausform war nicht mehr 
eindeutig und somit planbar geworden. 

In einem solchen Planungsverständnis 
von Zweck und Form wurde es auch mög- 
lich, die Relation von Architektur und Le- 
bensform umzukehren und so die Planung 
eines Hauses auch als Planung einer anderen 
Lebensvorstellung zu verstehen. 


Das Elend der Frühindustrialisierung 
Mit der Aufnahme des Eisenbahnverkehrs 
zwischen Duisburg und Dortmund 1847, 
dem endgültigen Vordringen des Bergbaus in 
dem Bereich zwischen Ruhr- und Emscher- 
zone und größeren Erfindungen in der Me- 
tallherstellung und -verarbeitung kündigte 
sich der große Industrialisierungsschub an; 
die großen Konzerne entstanden (Thyssen, 
Hoesch) oder konnten ihre Vorrangstellung 
ausbauen (Krupp). Der Bedarf an Arbeits- 
kräften stieg enorm und verursachte eine erste 
große Einwanderungswelle. Die sogenannte 
Nahwanderung brachte die ländliche „Über- 
schußbevölkerung“ (Nachkommen von Klein- 
bauern und ehemalige Landarbeiter) aus 
dem Münster- und Sauerland sowie aus den 
linksrheinischen Mittelgebirgen ins Ruhrge- 
biet, wo sie in den Bergwerken, Eisenhütten 
und Metallbetrieben als ungelernte Arbeiter 
angestellt wurden. Die Anzahl der Beschäf- 
tigten stieg zwischen 1847 und 1870 von 
10 000 auf 50 000. 

Durch die ungehemmte Entfaltung des 
freien Marktes, seiner Krisen und den sich 
auf Druck der Unternehmer aus dem Berg- 
bau zurückziehenden Staat (Bergleute wur- 
den zu „freien“ Arbeitern) verschärfte sich 
die soziale Lage der Arbeiter dramatisch. 
Nach Massenentlassungen verelendeten viele 
Bergleute, da ihnen kein Schutz durch den 
Staat mehr zuteil wurde, die Lebensbedin- 
gungen wurden durch das Vordringen des 
Bergbaus in größere Tiefen (schlechtere Ar- 
beitsbedingungen), höheren Leistungsdruck, 
Lohnkürzungen und Arbeitszeitverlängerung 
immer prekärer. 

Um die aus der näheren Umgebung ein- 
wandernden Arbeiter in der Nähe der Fabri- 
ken und Bergwerke unterzubringen, entstan- 
den ab 1850 immer mehr große Kolonien, in 
denen die Arbeiter in langgestreckten, zwei- 
geschossigen (wegen der immer häufiger auf- 
tretenden Bergschäden war es nicht möglich, 
höher zu bauen) Häusern auf engem Raum 
untergebracht wurden. In diesen Häusern, 
z.B. im Bochumer „D-Zug‘, gingen die Zım- 
mer der unteren Wohnungen sowie die Trep- 
pen zu den oberen Wohnungen vom selben 
Flur ab, dieser war also gleichzeitig Haus- 
und Wohnungsflur und diente als gemeinsa- 
mer Begegnungsraum aller Hausbewohner. 
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Die schon vorher begonnene Entwicklung 
zur Zerlegung der Häuser in Familienberei- 
che sowie der Vermeidung von Gemeinschafts- 
räumen, besonders Küchen, hatte sich noch 
verstärkt. In vom Krupp-Konzern gebauten 
Siedlungen in Essen („Westend”, „Nordstern“) 
hatten die oberen und unteren Wohnungen 
dann getrennte Eingänge, teilweise sogar von 
entgegengesetzten Seiten des Hauses. 

Die Hausöffentlichkeit wurde so von der 
Privatsphäre einer Familie ausgegrenzt. Die 
Familien beherbergten allerdings in zuneh- 
mendem Maße Kostgänger, Untermieter, die 
in die Familie integriert wurden. Die Fami- 
lienstruktur blieb also offen, die Möglichkei- 
ten, sich gegen „Familienfremde” abzugren- 
zen, wurden jedoch größer. 


Industriedörfer im Boom des 

Ruhrgebiets 
Der Bautyp aber, der das Ruhrgebiet wie kein 
anderer prägen sollte, wird erstmals in Mul- 
house (Elsaß) gebaut und erregte auf der 
Weltausstellung in Paris 1855 großes Aufse- 
hen: das Haus im „Kreuz-Grundriß”. 

Eine erste Siedlung dieser Art im Ruhrge- 
biet entstand 1858 in Bochum-Stahlhausen. 
Das frühere Reihenschema der Häuser wurde 
verlassen und in kleinere Einheiten zerlegt. 
Die Eingänge von je zwei der vier Wohnun- 
gen in den zweigeschossigen Häusern lagen 
auf gegenüberliegenden Seiten; durch die 
Türen gelangte man direkt in die Küche, von 
der weitere Zimmer zugänglich waren. Zu 
den Wohnungen gehörte auch ein Garten 
mit einem Gebäude für Stall und Toiletten. 

Die Absichten der Siedlungsgründer, 
durch die bauliche Isolierung der Familien 
diese als Kernfamilie zu konstituieren, wUr- 
den durch die wirtschaftlich immer notwen- 
diger werdende Aufnahme von Kostgängern 
zunehmend unterlaufen. 

Um den Bedarf der nach dem Sieg im 
Krieg gegen Frankreich 1871 boomenden 
Wirtschaft an neuen Arbeitskräften zu 
decken, liefen regelrechte Werbekampagnen 
der Bergwerke und Konzerne an, die die seit 
den preußischen Reformen (u.a. Aufhebung 
der Leibeigenschaft) freigesetzten, besitzlo- 
sen Landarbeiter aus Schlesien, Ost- und 
Westpreußen, Polen und Masuren anlockten. 
Zwischen 1870 und 1914 kamen in verschie- 
denen Wellen 700000 Zuwanderer ins Re- 
vier. In manchen Gegenden, besonders in der 
Emscherzone, in die der Bergbau mittler- 
weile gewandert war, betrug deren Anteil 
mehr als 20 % an der Bevölkerung. 

Die vorhandenen Siedlungen konnten 
den Bedarf an Wohnraum nicht annähernd 
decken, zumal sie meist zu weit südlich lagen. 
Viele Familien teilten sich eine Wohnung 


oder sie nahmen statt Kostgängern dreimal 
so viele Schlafburschen auf, die sich auf- 
grund ihres Schichtdienstes ein Bett teilten, 
Diese Art des Zusammenlebens wurde bür- 
gerlicherseits zum Mißstand erklärt, der zum 
sittlichen Verfall der Arbeiter führe. 

Auch die körperliche Verfassung der Ar- 
beiter ließ für die Arbeitgeber zu wünschen 
übrig, auch von den Infektionskrankheiten, 
an denen die Arbeiter litten, fühlten sie sich 
bedroht. In den Wohngebieten der Arbeiter 
herrschten unglaublich schlechte hygienische 
Zustände. Die vielen Bergsenkungen mach- 
ten ein geschlossenes Abwassersystem unmög- 
lich und führten zur ständigen Veränderung 
der Flußläufe, es bildeten sich in den sumpfi- 
gen Gegenden Abwassertümpel, die Herde 
für Seuchen wie Typhus und Cholera waren. 

Die Besitzer der Fabriken und Bergwerke 
hatten zudem Schwierigkeiten, ihre neuge- 
worbenen Arbeiter an ihren Betrieb zu bin- 
den, nicht selten kündigten diese ihren Job, 
ohne das vom Arbeitgeber vorgestreckte Rei- 
segeld abzuarbeiten und nahmen besserbe- 
zahlte Arbeit an. 

Die Arbeitgeber hofften, durch vermehr- 
ten Siedlungsbau alle diese Mängel zu behe- 
ben. Sie legten ihrer Planung bürgerliche Ver- 
haltensmuster zugrunde, die sie bei der Ar- 
beiterschaft zu verankern hofften. Besonders 
die architektonische Gestaltung unterstützte 
diese Funktion. 


Bürgerliche Werte als Bändigung der 

Arbeiterklasse 
„Eine ernste Beschäftigung mit der Landespoli- 
tik erfordert mehr Zeit und tiefere Einsicht in 
schwierige Verhältnisse, als Euch zu Gebote 
steht. [...] Nach gethaner Arbeit verbleibt im 
Kreise der Eurigen, bei den Eltern, bei der Frau 
und den Kindern. Da sucht Eure Erholung, 
sinnt über den Haushalt und die Erziehung. 
Das und Eure Arbeit sei zunächst und vor allem 
Eure Politik.“ (Alfred Krupp an seine Arbeiter, 
1877) 

Die zu dieser Zeit hauptsächlich in der 
Emscherzone gebauten Häuser waren im 
Kreuz-Grundriß gehalten, hatten separate 
Ställe im Garten oder vermehrt Stallanbau- 
ten. Eine wesentliche Neuerung bestand al- 
lerdings in der Wandlung der Küche vom 
Durchgangsraum zu Stube, Kammern, Klo 
und Obergeschoß zur Wohnküche, die nur 
noch durchquert werden mußte, um in die 
Stube zu gelangen. Durch die Vorverlegung 
der Zugänge zu den anderen Räumen konn- 
ten z. B. die Kostgänger und Schlafburschen, 
die in Kammern unter dem Dach unterge- 
bracht waren, aus diesem neu entstandenen 
„Familienzimmer herausgehalten werden. 
Dies integrierte die Familie, indem die ver- 


schiedensten Tätigkeiten der täglichen Ar- 
beit, aber auch die Pausen, das Kinderspiel 
und das Essen in einem Raum zusammen- 
faßßte, der von Untermietern und Nachbarn 
weitgehend abgeschlossen war. 

Ein weiterer wichtiger Schritt in dieser 
Entwicklung war der „Wohnungsflur“. Es gab 
zwar schon lange Flure in den Häusern, diese 
waren allerdings immer hausöffentlich und 
nicht wohnungsprivat, d. h. sie wurden im- 
mer von mehreren Familien benutzt. Man 
gelangte jetzt also nicht mehr von der Straße 
oder vom Hausflur direkt in die Wohnung, 
sondern der neue Flur diente als Schleuse. 
Dies konstituierte ein kontrollierbares Innen 
und Außen, das jedesmal neu erfahren 
wurde, wenn jemand in die Wohnung gelas- 
sen wurde oder auch nicht. 

Nicht zuletzt waren ökonomische Beweg- 
gründe ausschlaggebend für die Arbeitgeber 
und zunehmend auch für den Staat, der im- 
mer öfter Geldgeber wurde. Schließlich 
brauchte man genug und vor allem gesunde 
Arbeiter und Soldaten, die sich einer bürger- 
lichen Arbeitsethik unterwarfen, von ihren 
geringen Löhnen leben konnten, sich mit 
ihrem Betrieb identifizierten und ihm treu 
dienten und vor allem kein Klassenbewußt- 
sein entwickelten, sich nicht an sozialen und 
politischen Kämpfen beteiligten, die den 
Bürgern seit dem Aufkommen der Sozialde- 
mokratie zunehmend Ärger bereiteten und 
zu mehr Zugeständnissen an die Arbeiter 
zwangen. 

Neben der schon erwähnten Funktion des 
Hausgrundrisses war der Garten ein wichti- 
ger Schritt in diese Richtung, 

Der Garten war Mittel, die Löhne gering 
zu halten, da er (besonders im Zusammen- 
hang mit dem den Arbeitern zur Verfügung 
stehenden Pachtland), ein hohes Maß an 
Subsistenzwirtschaft ermöglichte. Dies machte 
es wiederum notwendig, daß die Arbeiter 
ihre Familien nachholten, um die Hilfe der 
Frau zu haben. Die ökonomische Besserstel- 


lung durch die Subsistenzwirtschaft machte 
es überflüssig, Untermieter zu beherbergen 
und fesselte die Arbeiter mehr an sein Zu- 
hause. Beides trug zur von den Bürgern ge- 
wünschten Versittlichung bei. 

Der zu bearbeitende Garten, ın den viel 
Mühe investiert wurde, und die nun mitzu- 
versorgende Familie banden den Arbeiter 
stärker an den Betrieb. Die hochmobilen 
Junggesellen wurden zunehmend seßhafte 
Familienväter. 

Hierzu diente wiederum auch die verän- 
derte Außengestaltung und Anordnung der 
Häuser: statt serieller Häuser baute man be- 
sonders nach der Jahrhundertwende indivi- 
duell gestaltete ländlich anmutende Häus- 
chen und statt Siedlungen „Dörfer“, die an 
das Landleben erinnern sollten. 


Eigentum und bürgerliches Leben 
Als ein weiteres Mittel zur Verankerung der 
bürgerlichen Werte im Bewußtsein der Ar- 
beiter wurde das Eigentum angesehen, be- 
sonders in Form des eigenen Hauses und 
Grundstückes: 

„Wir meinen, diese, allen germanischen 
Nationen eigene Vorliebe für das unbeweg- 
liche, liegende Gut, namentlich aber für das ei- 
gene Haus, ist eine Eigenschaft, welche zu con- 
servieren durchaus wünschenswert ist. |...] 
das Bewußtsein, etwas zu besitzen, was die 
Diebe nicht wegtragen können, freier Herr zu 
sein auf einem Stückchen Erde, gibt dem 
Manne einen Halt für das ganz bürgerliche Le- 
ben. Jetzt erst fühlt er sich als Mitglied einer be- 


friedeten Gemeinde, jetzt erst wird er sich der 


ernsten Pflichten gegen die übrige menschliche 
Gesellschaft außerhalb des Kreises der Familie 
recht bewußt, jetzt erst empfindet er warm, 
daß er einstehen muß für Ordnung und Recht, 
gegen Diebstahl und Vergewaltigung mit den 
Anderen, mit den Nachbaren in Gemeinde 
und Staat.“ (Schubarth, Landrat des Kreises 
Mönchen-Gladbach, 1868) 

Es wurden viele Versuche gemacht, den 


Arbeitern den Erwerb von Eigentum zu er- 
möglichen, diese machten jedoch wenig Ge- 
brauch davon, vor allem fehlten ihnen die 
finanziellen Mittel, die sie auch nicht auf- 
bringen konnten, wenn sie die angebotenen 
Kreditmöglichkeiten nutzten. 


In den Kolonien waren sie rot 
Die beschriebene Entwicklung brachte eine 
Siedlungsstruktur hervor, die ihren ganz spe- 
ziellen Charakter den Versuchen, das Ruhr- 
gebiet zu einer bürgerlichen Stadt zu formen, 
verdankte: die Zechenkolonie. | 

Den bürgerlicherseits geplanten Lebens- 
vorstellungen nahmen sich die Arbeiter nur 
zum Teil an. Der Enge der Kernfamilie ent- 
flohen viele durch den Aufenthalt in Kneipen 
und Vereinen. Sie engagierten sich politisch 
und identifizierten sich sehr stark mit ihren 
Betrieben, aber auch mit ihrer Kolonie, wo 
ihre Kollegen ihre Nachbarn waren; so wurde 
die Arbeiteridentität weiter gefestigt. 

Die zur Drückung der Löhne erwünschte 
Subsistenzwirtschaft förderte ebenso eine 
enge Zusammenarbeit der Nachbarn. Man 
half sich gegenseitig, wo es ging; wer ein 
Handwerk gelernt hatte, bot seine Fähigkei- 
ten „unter der Hand“ an, direkter Tausch- 
handel war an der Tagesordnung. In den Ko- 
lonien war eine Ökonomie entstanden, die 
die bürgerlichen Absichten unterlief und die 
Entstehung einer Handel und Gewerbe trei- 
benden Mittelschicht verhinderte. 

Die Bergarbeitersiedlungen waren gegen 
alle Versuche der sozialen Disziplinierung 
und Kontrolle zu sozialen Räumen intensiver 
Nachbarschaft, politischer Sozialisation und 
kollektivem Lebensverständnis geworden. 
Nicht zufällig sollten die Streikbewegungen 
der Bergleute für die Sechsstundenschicht 
und für die Sozialisierung des Bergbaus 
1918/19 ihren Anfang in Orten nehmen, die 
einen hohen Anteil an Bergmannskolonien 
hatten. Die KPD erreichte in den Zechensied- 
lungen nicht selten über 40 % der Wähler- 
stimmen. 

Obwohl die Industriedörfer des Ruhrge- 
biets in den darauffolgenden Jahrzehnten zu 
einem einzigen, dicht besiedelten Konglome- 
rat zusammenschmolzen, ist es nicht zu einer 
Großstadt geworden. Die in den Zechensied- 
lungen entstandene proletarische Kultur blieb 
dominierend, eine bürgerliche, weltstädti- 
sche Kultur wie die der Boheme des Berlins 
der Zwanziger Jahre entstand nicht. 
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Linke und Gentrification 


Berlin-Prenzlauer Berg 


IN 


1 
Am 8.April 1997 tagte im Ostberliner Bezirk 
Prenzlauer Berg im Saal der Eliasgemeinde 
mit 200 Anwesenden eine Kiezversammlung. 
Die Vorbereitung der seit 1988 alljährlich in 
Berlin stattfindenden „Revolutionären ı1.Mai- 
Demo“ hatte beschlossen, dieses Jahr durch 
Prenzlauer Berg zu ziehen. Dort arbeitende 
Gruppen hatten sich dagegen erklärt. Nun 
sollte in einer offenen Diskussion entschie- 
den werden. 

Zuerst redete eine Delegierte der Demo- 
Vorbereitung. Sie erklärte, daß man u.a. des- 
halb nach Prenzlauer Berg ziehen wolle, weil 
das „ein widerständiger und rebellischer Kiez“ 
sei. Daraufhin eskalierte die Diskussion. Der 
widerständige und rebellische Kiez rebellier- 
te und warf der Demo-Vorbereitung West- 
Dominanz, fehlende Auseinandersetzung 
mit Stalinisten und mangelnde Beschäfti- 
gung mit den sozialen Konflikten am Demo- 
Austragungsort vor. Je weiter die Diskussion 
voranschritt, desto verrückter wurde sie: re- 
deten Anwohner von „Verdrängung“, sprach 
die Demovorbereitung von „Fremdenfeind- 
lichkeit“, ging es auf der einen Seite um „Kra- 
walle“ und „Randale”, warf die andere Seite 
„deutsche Gartenzwergmentalität“ vor und ir- 
gendwann kam sogar Auschwitz mit in’s 
Spiel. Komplettes gegenseitiges Unverständ- 
nıs also. 

Im Ergebnis gab die Demo-Vorbereitung 
(nach harten internen Debatten) nach und 
verzichtete auf den Rundgang durch Prenz- 
lauer Berg. Zurück blieb vor allem unter 
West-Linken ein Schock über die Härte der 
Diskussion und ein fortgesetztes Unvermö- 
gen, darüber zu reden. Auf was man in der 
Kiezversammlung gestoßen war, paßte über- 
haupt nicht in die linke Debattenlandschaft, 
Diskussionskultur und politische Mentalität. 

Gerade im „Szene-Bezirk“ Prenzlauer 
Berg war ein OstWest-Konflikt zum Aus- 
bruch gekommen. Dieser schwelte vor Ort 
schon lange und vermag bei genauerer Be- 
trachtung viel über den gesellschaftlichen 
Kontext von linker Politik im wiederverei- 
nigten Berlin zu sagen. Um ihn zu verstehen, 
muß man sich mit der sozialen Situation in 
Prenzlauer Berg auseinandersetzen, mit Im- 
mobilienmärkten, medialer Aufwertung und 
Verdrängung und dem 
(West)Linken zu all dem. 


Verhältnis von 


„Prenzelberg” - Mythos und 
Verdrängung 
Noch 1991/92 war es - trotz nun schon seit 
zwei Jahren offener Grenzen — kaum mög- 
lich, sich mit Westberliner GenossInnen 
und/oder KommilitonInnen in Prenzlauer 


Berg zu verabreden. Man traf sich in Kreuz- 


berg, Neukölln und Schöneberg. Der Osten, 
das waren die besetzten Häusern. Ansonsten 
war Östberlin unbekannt, ein Ort, an dem 
man nichts zu suchen hatte. Demonstratio- 
nen konnten nur nach harten Debatten über 
die nicht mehr bestehende Grenze geführt 
werden und ich erinnere mich sogar an eine 
Demo, die von einer autonomen Vollver- 
sammlung gecancelt wurde, weil sie 2-300 
Meter von Kreuzberg weg nach Mitte führte. 

Das änderte sich schlagartig ab 1992. 
Plötzlich traf ich lauter Leute, die ich aus der 
Westberliner Szene kannte im Osten. Zuerst 
nur nachts, meist in besetzten Häusern, aber 
auch schon in der Oranienburger Straße 
oder am Kollwitzplatz. Später dann auch am 
Wochenende, nachmittags, in anderen Cafes, 
irgendwo in „Prenzelberg“, wie es mittlerwei- 
le hieß. Seit zwei Jahren treffe ich immer 
mehr von ihnen auch in der Kaufhalle, beim 
Bäcker oder Gemüsehändler. „Ach, wohnst 
Du jetzt auch am Prenzelberg?“ ist dann meist 
die gesprächseinleitende Frage. 

Innerhalb weniger Jahre hat sich das Ima- 
ge von Prenzlauer Berg also grundlegend ge- 
wandelt. Nicht nur für die westberliner links- 
radikale Szene ist der Bezirk von einem 
weißen Fleck auf der Landkarte zum „Mont- 
martre Berlins“ und zum „Nachfolger Kreuz- 
bergs“ avanciert. Heute findet man kaum 
noch einen Berlin-Reiseführer, der ohne be- 
sonderes Kapitel über den zur „Legende“ ge- 
wordenen Stadtbezirk auskommt und an 
Wochenenden strömen Scharen von Touri- 
sten zum Kollwitzplatz. Lokale Ereignisse wie 
die Walpurgisnachtfeiern stoßen auf repu- 
blikweites Medieninteresse. Fast alle wichti- 
gen bundesdeutschen Zeitungen haben ir- 
gendwann schon mal eine Reportage über 
den Kiez veröffentlicht und Besprechungen 
von hier neu eröffneten Bars finden sich so- 
gar in der New Yorker „Village Voice“. 

Je mehr Prenzlauer Berg ein Fall für die 
Medien wurde, desto mehr wuchs auch - 
bundesweit — das Interesse, eine Wohnung 
im „Szenebezirk” zu kriegen. Seit 1991 sind so 
bei einer kaum veränderten Gesamtbevölke- 
rung von 145.00 Einwohnern ca. 70.000 Leu- 
te zugezogen. Die Zuziehenden sind allge- 
mein jünger als die bisherigen Bewohner, 
verfügen über höhere Bildungsabschlüsse 
und kommen zu einem großen und ständig 
wachsenden Teil aus Westdeutschland oder 
Westberlin. Dort, wo mit privaten Mitteln — 
ohne staatliche Eingriffe — saniert wurde, 
wurde ein Drittel der Mieter ausgetauscht. 
Auch hier kommen die neuen Mieter zum 
Großteil aus Westberlin oder Westdeutsch- 
land, unter ihnen sind kaum noch Arbeiter 
zu finden und sie verfügen im Durchschnitt 
über Einkommen, die doppelt so hoch sind 


wie der Gebietsdurchschnitt und die auch 
die Westberliner Durchschnittseinkommen 
deutlich übersteigen. Mittlerweile träumen 
selbst Eliten der Bundesrepublik wie Baumi- 
nister Töpfer oder „Rocksänger“ Lindenberg 
davon, in Zukunft ihr Quartier in Prenzlauer 
Berg aufzuschlagen und gekürte „Playmates“ 
bewerben sich mit Nacktfotos in der BZ! als 
potentielle Mieter. 

In der Stadtsoziologie sind solche Ent- 
wicklungen aus den USA und England seit 
Ende der 7oer Jahre bekannt und werden all- 
gemein unter dem Terminus „Gentrificati- 
on“ diskutiert. „Gentrification” kommt vom 
englischen „gentry“ (=Landadel) und meint 
den Zuzug von besser situierten Schichten in 
vorher von sozial Degradierten bewohnten 
Gebieten, also „den mit Hilfe von Marktme- 
chanismen stattfindenden Bewohnerwechsel 
eines Wohnviertels von Arbeitern und Armen 
zu Besserverdienenden. ... Verdrängung ist das 
Wesen der Gentrification“ (Peter Marcuse). 

Analysen über ihren Verlauf haben Gen- 
trification als doppelten Invasions-Sukzessi- 
ons-Zyklus beschrieben. Dabei verdrängen 
zuerst Jüngere, besser gebildete oder noch in 
Ausbildung befindliche, „alternative“ Er- 
wachsene mit geringem oder prekärem 
Einkommen die alteingesessenen Bewohner. 
In der Literatur werden sie meist als „Pionie- 
re“ bezeichnet, da sie Viertel für den Gentrifi- 
cation-Prozeß erst erschließen. Hat sich der 
Ruf eines Viertels als guter Wohnstandort 
etabliert, werden Alteingesessene und Pio- 
niere ihrerseits wieder von etwas älteren, in 
gut bezahlten Berufen Tätigen verdrängt. 
„Pioniere“ sind in gewisser Weise die tragi- 
sche und paradoxe Gestalt der Gentrificati- 
on: ihre kulturelle Inbesitznahme eines Vier- 
tels leitet oft erst Gentrification ein; trotzdem 
gehören sie im weiteren Verlauf, wenn Bes- 
serverdienende nachziehen, zu ihren Opfern. 
Sie sind also Täter und Opfer zugleich. 

Diese „Pionier“-Rolle haben in Prenzlau- 
er Berg vor allem Studenten, Künstler und 
linke und alternative Szenen wahrgenom- 
men. Waren es anfangs noch die leeren Woh- 
nungen und die (illegal eröffneten) billigen 
Kneipen, die den Wunsch bestimmten, in 
den Osten zu ziehen, hat sich das heute 
grundlegend gewandelt. Die Kneipen sind 
schon lange nicht mehr billig. Und für Woh- 
nungen zahlt man mittlerweile auch seine 
10-13 DM/qm Kaltmiete. Was den Osten heu- 
te noch attraktiv und auch immer teurer 


‘ 


macht, ist der Mythos „Prenzelberg”. 


Hausbesitzer und Komplizen 
Hausbesitzer können sich über diesen At- 
traktivitätsschub nur freuen. Denn wo mit 
Altmietverträgen maximal 5-6 DM/qm (Net- 
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to-Kalt) raus zu holen sind und auch klar ist, 
das die alteingesessene Bevölkerung im im- 
mer noch ärmsten Stadtbezirk Berlins kaum 
mehr zahlen kann, ist durch die Bereitschaft 
vieler Neuzugänge, Mieten zu zahlen, die 
deutlich über den Altmieten liegen, auch aus 
der letzten Bruchbude noch Gewinn heraus- 
zuschlagen. 

Den haben - bedingt durch die Besonder- 
heiten des Immobilienmarktes in der ange- 
schlossenen DDR - viele Hausbesitzer auch 
bitter nötig. Denn durch die Restitution sind 
viele „Alteigentümer“ über Nacht wieder an 
Immobilien gekommen, mit denen sie schon 
gar nicht mehr gerechnet hatten und mit de- 
ren Verwaltung sie oft völlig überfordert 
sind. Zu 80-90% verkaufen sie ihre runterge- 
wirtschafteten Häuser darum an professio- 
nelle Grundstücksverwertungsgesellschaften, 
Immobilienfonds und Developer. 

Ein hoher Anteil von Immobilienverkäu- 
fen und immense Preissteigerungen auch für 
unsanierte Wohnhäuser haben aber Konse- 
quenzen für die Umstände der Sanierung, 
denn mit hohen Kaufpreisen explodieren 
auch die Sanierungskosten. Der übliche 
Kaufpreis für ein unsaniertes Haus in Prenz- 
lauer Berg beträgt heute 800-1000 DM/qm. 
Dieser Kaufpreis geht, unabhängig davon, ob 
Bauarbeiten begonnen werden, in die Kosten 
für die Sanierung ein. Diese liegen aufgrund 
der jahrzehntelangen Vernachlässigung der 
meisten Häuser in ostdeutschen Altbauquar- 
tieren sowieso schon besonders hoch, im 
Durchschnitt in Berlin bei 2500 DM/qm. Ab- 
hängig von Finanzierungsmodell, Eigenkapi- 
talbeteiligung und weiterer Verwertung kann 

auf dieser Basis ungefähr die Kostenmiete 
aus Kaufpreis, Modernisierung und Instand- 
setzung errechnet werden. In einer groben 
Schätzung käme man bei 100%iger Kreditfi- 
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nanzierung (bzw. marktüblicher Verzinsung 
des Eigenkapitalanteils), einem zugrunde ge- 
legten Kaufpreis von 800 DM/qm, Sanie- 
rungskosten von 2500 DM/qm und effekti- 
vem Jahreszins von 7% auf eine monatliche 
Kostenmiete von 19,25 DM/qm. Selbst wenn 
man unterstellt, daß ein Teil davon durch ho- 
he Eigenkapitalbeteiligung und Steuerab- 
schreibungen gedeckt werden kann, sind 10 
DM/gqm als untere Grenze der monatlichen 
Aufwendungen (Netto-Kalt) sicher gerecht- 
fertigt. Die gegenwärtig bei alten Mietverträ- 
gen im Altbau in Prenzlauer Berg gezahlten 
Mieten liegen bei 4-5 DM/qm, gerade genug, 
um den Kaufpreis zu decken. Eigentlich 
müßten die Immobilienkäufer jetzt also in 
eine „Finanzierungsklemme” geraten, sie 
hätten sich verspekuliert. 

Daß sie trotzdem noch mit Gewinn ab- 
schließen können, haben sie dem Mythos 
„Prenzelberg“ und den dadurch ausgelösten 
immer zahlreicheren und zunehmend auch 
vermögenderen Zuzügen zu verdanken. Bei 
einer monatlichen Preisdifferenz von bis zu 5 
DM/gqm vermieteten Wohnraums und genü- 
gend Nachfrage, die bereit ist, diese zu zah- 
len, müßte schließlich jeder Hausbesitzer 
blöd sein, der nicht versuchte, seine alten 
Mieter rauszukriegen und sie durch neue, 
solventere Mieter zu ersetzen. 

In der Praxis läuft auch genau das in 
Prenzlauer Berg tausendfach ab: alteingeses- 
sene Mieter werden durch fortgesetzte Ver- 
wahrlosung der Häuser, ein Klima der Ver- 
unsicherung und des psychischen Drucks, 
manchmal auch durch Prämien und von 


Hauseigentümern bezahlte Zerstörungs- 


trupps und in Einzelfällen sogar durch per- 
sönlich verabreichte Schläge, Brandstiftun- 
gen und Manipulationen an Gasleitungen 
zum Auszug genötigt. Solange sie noch kön- 


nen, fliehen sie vor solchen Zuständen und 
überlassen neuen Bewohnern das Feld. 


Der Lokalstaat hält sich nach vollzogener 
liberal-konservativer Kurswende — im Ge- 
gensatz zur Westberliner „behutsamen Stadt- 
erneuerung“ der 80er Jahre — weitgehend aus 
der Sanierung raus und setzt auch in diesem 
Politikbereich voll auf den Vorrang von 
Marktprozessen. Wo in Kreuzberg in den 
Soer Jahren durch städtische Wohnungsun- 
ternehmen mit Unsummen an öffentlichen 
Subventionsmitteln ganze Wohnblocks auf- 
gekauft und mit billigen Mieten saniert wer- 
den konnten und dabei für weite Teile des 
Protestpotentials sogar noch ein Job abfiel 
(was damals in der Linken als „Befriedungs- 
strategie“ und „Aufstandsbekämpfung dis- 
kutiert wurde), reicht das Geld in Prenzlauer 
Berg z.T. nicht einmal mehr für Grünanla- 
gen. Eine hauptamtliche, öffentlich finan- 
zierte Bürgervertretung und Gemeinwesen- 
arbeit, wie sie in Kreuzberg mit dem Verein 
SO36 bestand, hat es in den Östberliner Sa- 
nierungsgebieten nie gegeben. Mietermoder- 
nisierungs- und Selbsthilfeförderung sind 
stark reduziert worden. Sanierungsgelder 
werden von Jahr zu Jahr immer weiter gestri- 
chen, die nach der Wende entwickelte Bera- 
tungs- und Diestleistungsstruktur für die Be- 
völkerung (Jugendclubs, Sozialprojekte etc.) 
zusammengekürzt. 

Obwohl also Fassade, Rhetorik und staat- 
liche und parastaatliche Akteure in Prenzlau- 
er Berg denen aus dem Kreuzberg der 80er 
Jahre gleichen, unterscheidet sich der Kern 
der Stadterneuerung hier grundlegend: von 
einer Integration der Bewohner ist man weit 
abgerückt, „Behutsamkeit“ ist nur noch Fas- 
sade und Sanierungspolitik wird immer 
mehr als flexible Moderation von im wesent- 
lichen durch den Markt gesteuerten Aufwer- 
tungsprozessen gedacht. Stadterneuerung im 
Osten ist nicht mehr „Befriedung‘, sondern - 
wie schon 1991 der später einem Briefbom- 
benattentat zum Opfer gefallene Staatsse- 
kretär Hanno Klein in dankenswerter Offen- 
heit formulierte — „gut organisierte Verdrän- 


gung. 


(K)Ein Fall für die radikale Linke 
Mietenexplosion, soziale Polarisierung und 
Vertreibung ärmerer Schichten - ein Fall für 
eine um soziale Verortung suchende Linke, 
möchte man meinen. 

Auch ohne Traditionen, Erfahrungen und 
Infrastruktur der West-Linken haben sich in 
Prenzlauer Berg darum seit 1991/92 — an- 
fänglich unter dem Slogan „Wir Bleiben Al- 
le“, später dann als „Kiezläden“ oder „Betrof- 
fenenvertretungen“ — immer wieder lokale 


Koalitionen zusammengefunden und ver- 
sucht, den hier skizzierten Zuständen etwas 
entgegen zu setzen. Das Spektrum der Akti- 
vistInnen reicht(e) dabei von einfachen 
Nachbarn, über Christen, PDSler und (ehe- 
malige) Bürgerbewegte bis hin zu (ehemali- 
gen) Autonomen. Zu den Erfolgen der Bewe- 
gung gehören Kiezversammlungen, auf de- 
nen mit hunderten Nachbarn über Miet- 
streiks diskutiert wurde, Verhinderung der 
Schließung von Postämtern, Demonstratio- 
nen mit 10.000 Teilnehmern und auch im- 
mer wieder in wechselnden Bündnissen or- 
ganisierte Haus- und Wohnungsbesetzun- 
gen. Im Laufe der Jahre ist „Vertreibung“ da- 
durch im Bezirk bestimmenden 
politischen Thema geworden und es hat sich 
ein Milieu entwickelt, aus dem heraus, we- 
nigstens punktuell, Spekulanten wirksamer 
Widerstand entgegengesetzt wird. 
Strukturen, Ressourcen, Parolen und Be- 
wegungszyklen der „radikalen Linken“ Ber- 
lins haben dabei nie eine Rolle gespielt. 
Merkwürdigerweise gingen fast alle Ereignis- 
se vor Ort an ihren Diskussionen vollständig 
vorbei — weder die Debatten um eine „neue 
Proletarität“, noch die immer mit Seitenver- 
weis auf „die Umstrukturierung“ geführte 
Anti-Olympia-Kampagne, und auch nicht 
das „Bündnis gegen Sozialabbau” haben zu 
einem irgendwie sichtbaren politischen In- 


zum 


teresse der Szene an sozialen Bewegungen ım 
Stadtteil geführt. 

Obwohl sowohl das mediale Interesse als 
auch die Anzahl von westdeutschen Genos- 
sInnen, die in Prenzlauer Berg wohnen, von 
Jahr zu Jahr stieg, übernahm der überwie- 
gende Teil der „radikalen Linken” stillschwei- 
gend das von den Medien vorformulierte 
Duktum, daß es politische Gruppen oder so- 
ziale Bewegung, wenigstens in „emanzipato- 
rischer“ Ausprägung, in Prenzlauer Berg gar 
nicht gibt bzw. geben könnte. Die Rezeption 
von Prenzlauer Berg wurde auf „Szenevier- 
tel“ begrenzt. 

In der „Berliner Zeitung“ z.B. liest sich das 
wie folgt: „Während Szenegänger früher in der 
Oranıen-Bar (in Kreuzberg d.A.) saßen, sind 
sie heute in den Kneipen rund um den Wasser- 
turm oder in immer wechselnden Kellertreffs 
wie dem ‘Brasilianer’ (also in „Prenzelberg“ 
d.A.) zu finden. ... Der große Unterschied: De- 
likatessenläden, Mode und Lifestyle im Kiez 
gelten nicht mehr als Erfindungen des Klassen- 
feinds. ... In Prenzlauer Berg kippt keiner Kü- 
bel voller Exkremente in schicke Eßtermpel wie 
einst in Kreuzbergs Oranienstraße. Keine ano- 
nyme Gruppe, die sich “Klasse gegen Klasse’ 
nennt, wirft Molotow-Cocktails in Feinkostge- 
schäfte. Und autonome Polit-Gruppen treten 
hier nicht in Erscheinung“. Dafs all das eigent- 


lich gar nicht stimmt, ist dabei egal, denn wo 
die Wahrnehmung des Bezirkes von Kul- 
turinstitutionen und Kulturereignissen be- 
stimmt wird, werden Konflikte mit den Be- 
wohnern ausgegrenzt. Die Proteste von Be- 
troffenenvertretungen gegen weitere gastro- 


nomische Einrichtungen, die Besetzung 
leerstehender Wohnungen durch Stadtteilak- 
tivisten und die regelmäßige Demolierung 
der Schaufensterscheiben bestimmter Yup- 
pie-Restaurants werden kaum zum Gegen- 
stand öffentlichen Interesses gemacht. 

Von Stadtillustrierten und Lifestyle-Ma- 
gazinen hervorgebracht, müßte solch geball- 
te Ignoranz niemand verwundern. Kommt 
sie aber, über Jahre hinweg, von GenossInnen 
der verschiedensten Fraktionen, sagt das viel 
über den sozialen Ort der Berliner „radikalen 
Linken“ aus. Schon 1992, als in Prenzlauer 
Berg gerade von einem Aktionsbündnis „Wir 
Bleiben Alle” Massendemonstrationen gegen 
die kurz bevorstehenden Mieterhöhung vor- 
bereitet wurde, bestand die einzige Reaktion 
der „radikalen Linken“ der Stadt in einem 
Artikel in der „Interim“, in denen die Proteste 
als „nationalrevolutionär“ denunziert wur- 
den. In den kommenden Jahren wurden 
dann Aktionen gegen einen griechischen 
Spekulanten als „fremdenfeindlich“ hinge- 
stellt, vor Ort arbeitende Gruppen als „bür- 
gerbewegt“ beschimpft und als „Staats- 
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schutzerfindung“ verleumdet. Am deutlich- 
sten wurde die allgemeine Überzeugung in 
den dem 1.Mai 1996 vorausgehenden Debat- 
ten von „einigen Massenmilitanten“ in der 
„Interim“ zum Ausdruck gebracht: „In 
Prenzlauer Berg existiert ein dicker Filz aus 
Linksliberalen Ost-Alternativfetischi- 
sten, der ein Agieren für Linksradikale un- 


möglich macht.“ 


und 


Wo die These geteilt wird, dafs ein „Agie- 


ren für Linksradikale“ in Prenzlauer Berg un- 
möglich sei, muß es natürlich nicht wun- 
dern, wenn der Kiez für GenossInnen poli- 
tisch zur terra incognita wird. Wenn diesel- 
ben GenossInnen (zumindest teilweise) aber 
gleichzeitig privat zu Trägern der Gentrifcati- 
on werden, ist es nur logisch, daß weite Teile 
der Bevölkerung von „West-Linken“ eher 
den Eindruck von Heltfershelfern der Immo- 
bilienindustrie haben, als von Bündnispart- 
nern. Die gleichzeitige stille Teilhabe an der 
Gentrification und laute Ignoranz gegenüber 
ihren Opfern macht „die Linke“ in Prenzlau- 
er Berg für die Unterklassen tendenziell zum 
Bestandteil einer stillen Interessenkoalition 
aus Zuziehenden, Hausbesitzern, Kulturge- 
werbetreibenden und Politikern, die (wenn 
auch in unterschiedlicher Weise) von Auf- 
wertung und Verdrängung profitiert und aus 
dem „Westen“ kommt. 

Es ist darum nur logisch, wenn diese, trotz 
allen Beteuerns, vor Ort eher als Teil des Pro- 
blem, denn als Teil der Lösung angesehen 
werden. Der in der Kiezversammlung ın der 
Eliaskirche ausgebrochene OstWest-Konflikt 
kann daher nur emanzipativ sein, wenn er ei- 
ner solchen Linken gegenüber eine ableh- 
nende Haltung offenbart. 

Eine „radikale Linke“, die das nicht ver- 
steht, wird über lange Zeit, mindestens in 
den Ostberliner Innenstadtbezirken, jede 
Chance zur Teilhabe an größeren gesell- 
schaftlichen Konflikten verspielen. 


HANS STUBBE 
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Brasilien: 
Öffentlicher 
Raum 
& 
soziale 
sauberung 


„Der Kampf geht weiter“ steht in großen Let- 
tern auf dem Transparent. Dahinter stehen 
einige bewaffnete Gestalten, Tücher ver- 
decken ihre Gesichter. Doch bei dem Ge- 
bäude handelt es sich um keine Botschaft, 
sondern um eine Polizeistation; die Ver- 
mummten sind keine Guerilleiros, sondern 
Angehörige der Policia Militar (PM). Über 
mehrere Wochen zog sich der Streik der Mi- 
litärpolizei in mehreren Bundesstaaten hin. 
Zuletzt wurden Armee-Einheiten gegen sie 
eingesetzt. In Recife, der größten Staat im 
nordöstlichen Brasilien, übernahmen über 
tausend Soldaten die Aufgaben der Bereit- 
schaftspolizei. In einigen Bundesstaaten im 
Amazonas mußten die lokale Behörden die 
Befehlsgewalt direkt auf die Bundesregierung 
übergeben. In Cearä wurden bei einer 
Schießerei zwischen Streikenden und Militär 
der oberste Chef der Polizei schwer verletzt. 
In Recife stieg die Zahl der Überfälle dra- 
stisch an, die Auswirkungen waren im All- 
tagsleben sofort zu spüren. Supermärkte und 
die „shopping-center“ schlossen einige Stun- 
den früher als gewöhnlich. Der Grund für die 
Revolte: der Sold reicht kaum zum Leben, 
zudem wurden Gehälter und Löhne monate- 
lang nicht ausbezahlt. 

Der Streik der Polizisten zeigt, daß in Bra- 
silien ein latenter Ausnahmezustand herr- 
scht: Ein UNO-Report kam kürzlich zu dem 
Ergebnis, daß in keinem anderen Land, das 
sich nicht im Kriegszustand befindet, so viele 
Todesfälle durch Gewaltanwendung zu be- 
klagen sind. Der Grund läßt sich mit einem 
Blick auf die Sozialstatistik klären; die neoli- 
berale Wirtschaftsstrategie hat ein System 
der soziale Apartheid etabliert und ausge- 
baut, das seiner Existenz der Gewalt ver- 
dankt. 

Die soziale Dichotomie spiegelt sich ın 
der Geographie der Städte wieder. Die Zen- 
tren der Städte gehören den Mittel- und 
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Oberschichten, „shopping-center“ haben 
sich zu wahren Tempeln des Konsums ent- 
wickelt. Die „neuen Subversiven“, die Stra- 
ßenkinder, Bettler, Obdachlose und Diebe, 
haben hier nichts zu suchen. Rigide Wachen 
halten alle, die „marginal“ aussehen, von den 
modernen Einkaufszentren fern. Doch nicht 
nur die Inseln des Konsums entwickeln sich 
zu abgeschotteten Gebieten, die einer harten 
sozialen Kontrolle unterliegen. Rund um die 
Avenida Paulista, der Hauptgeschäftsstraße 
in Sao Paulo, wird jeder Hauseingang über- 
wacht, sind die Pförtner zu Wachmännern 
mutiert, die jede suspekte Gestalt vertreiben. 
Die soziale Segregation definiert das öffentli- 
che Leben. So gilt beispielsweise die U-Bahn 
in Rio als Zeichen der Modernität. Am Ein- 
gang patrouillieren Trupps von Polizisten 
und Wachmännern, um die Nutzung von 
Unbefugten — und das sind in erster Linie 
diejenigen, die sich die Tickets nicht leisten 
können - zu verhindern. Putzkolonnen sor- 
gen für ständigen Hochglanz, der den öffent- 
lichen Raum vor dem Schmutz der Stadt - 
auch im symbolischen Sinne - trennen soll. 
In sicherem Abstand zu den ungelösten 
gesellschaftlichen Konflikten wachsen neue 
Städte heran, die von Reichen bewohnt und 
von bewaffneten Milizen bewacht werden. In 
diesen „privatisierten“ Bezirken, die eine 
Welt für sich bilden und zu denen die Unbe- 
fugten keinen Zutritt haben, gehen die Privi- 
legierten ihren Geschäften nach. Wer es sich 
leisten kann, zieht aus den unsicheren Innen- 
städten fort und hält sich in Luxusghettos das 
Elend vom Leib. „Alphaville“ heißt beispiels- 
weise eine Siedlung, die circa 25 Kilometer 
vor Sao Paulo liegt.' Eine ganz natürliche 
Auslese, nämlich die des Geldes, sorgt auto- 
matisch dafür, daß alles nicht Standesgemäße 
vor den Mauern der Siedlung bleibt. Wer 
zwischen 600.000 und 2,5 Millionen Mark 
bezahlen kann, kann sich hier ein Haus er- 
werben. Sie gleicht einer Oase in einer Welt 
der Brutalität. Eine hohe Mauer schottet die 
Bewohner von der Außenwelt ab; unifor- 
mierte Waffenträger sind hier in ihrem Ele- 
ment. „Ständig wird in der schattigen Allee pa- 
trouilliert, während Wachposten vor dem ein- 
zigen Eingang die Identität jedes Eigentümers 
oder von Gästen überprüfen. Man lebt einıiger- 
maßen autark und muß nicht nach Sao Paulo 
fahren, um Besorgungen zu erledigen. Ganz ın 
der Nähe gibt es ein Einkaufszentrum und al- 
les, was man sonst noch braucht: Schulen, 
Ärzte, Restaurants, Kinos, aber auch Büros, 
Banken, Dienstleistungsbetriebe und sogar 
produzierendes Gewerbe, das allerdings nichts 
die Umwelt belasten darf. Der Erfolg ist so 
groß, daß die elf bereits existierenden Alpha- 
ville-Siedlungen nicht ausreichen, um die 


Nachfrage zu befriedigen. Allabendlich drän- 
gen sich fast 30.000 Menschen am Eingang ih- 
res Hochsicherheitsviertels. Der 18-Uhr-Stau 
ist zweifellos der einzige Nachteil für die Be- 
wohner.“ 

Dem gegenüber stehen die Zonen der Ar- 
mut und der Unterschichten. Sie gelten als 
Gebiete, die außerhalb des modernen Brasili- 
ens existieren. So werden die favelas auf den 
Hügel in Rio als „verlorene“ Gebiete bezeich- 
net, die keiner staatlichen Kontrolle mehr 
unterliegen. In einer spektakulären Aktion 
besetzte das Militär 1995 die Armutszonen, 
um die staatliche Souveränität wieder durch- 
zusetzen und die „kriminellen Gebiete“ zu 
zerschlagen. Unter dem Beifall der Begüter- 
ten und der Medien schickte die Regierung 
einige tausend Soldaten mit Panzern und 
Helikoptern in die Slums. Am Ende der Ope- 
ration präsentierte die Armee einige verro- 
stete Gewehre und kehrte in die Kasernen 
zurück. Für das Leben der Bevölkerung hatte 
die Militäraktion fatale Konsequenzen. Unter 
den Bedingungen des Ausnahmezustandes 
entzog man ihnen monatelang grundlegende 
Bürgerrechte. Armut und Kriminalität wur- 
den gleichgesetzt. „Gewonnen“ wurde die In- 
vasion letztlich in den Zeitungen und TV-Be- 
richten. Sie begründeten den Einsatz mit 
dem Schutz der Stadt vor der Gewalt der fa- 
velas — und territorialisierten damit die „so- 
ziale Frage“ und erklärten die Armutsgebiete 
zum feindlichen Gebiet. „Die dort in den Fa- 
velas leben, sind in den Augen der bürgerlichen 
Schichten eine Gefahr. Verbrecher, um die es 
nicht schade ist“, kommentiert Ivanır Santos, 
Geschäftsführer des „Zentrums für die Ver- 
netzung marginalisierter Bevölkerungsgrup- 
pen“ (CEAP) die Ergebnisse der Aktion. 

In Brasilien werden mittlerweile mehr 
Menschen ermordet und hingerichtet, als 
während der Zeiten der Militärdiktatur, wie 
amnesty international seit einigen Jahren re- 
gelmäßig berichtet. Insbesondere in Städten 
wie Sao Paulo und Rio de Janeiro geht die 
Zahl der Opfer in die Tausende. Die Haupt- 
beteiligten in diesem nicht erklärten Krieg 
sind vor allem bei den sogenannten Sicher- 
heitskräften zu finden. Allein 1992 erschoß 
die Policia Militar in Sao Paulo über 1000 
Personen. Einzelne Mitglieder von Spezial- 
einheiten brüsten sich, schon mehr als 60 
Menschen liquidiert zu haben. Daneben exi- 
stieren die „esgadroes da morte‘, die Todes- 
schwadrone, die für eine illegale Form der 
Selbstjustiz sorgen. Sie setzen die Arbeit der 
Polizei nach Feierabend fort. 1994 wurden 
1226 unnatürliche Todesfälle im Bundesstaat 
Rio de Janeiro registriert. Über die Opfer der 
Todeschwadrone schreibt Rosilene Alvim, 
Herausgeberin einer Studie über Gewalt an 


Kindern: „Sie haben neben vielen Einschüs- 
sen im Brustraum immer die Gnadenkugel 
im Kopf. Dieser Schuß garantiert die erfolg- 
reiche Hinrichtung und beweist das profes- 
sionelle Vorgehen der Täter“. Das typische 
Opfer tödlicher Gewalt ist schwarz, ı7 Jahre 
alt, männlich und Favelabewohner. In Sao 
Paulo werden im Jahr durchschnittlich 102 
Jugendliche zwischen 15 und 24 Jahren pro 
100.000 Einwohner umgebracht. „Für einen 
beträchtlichen Teil der Bevölkerung ist die Aus- 
rottung, der Mord, eine legitime Form, sich 
Recht zu verschaffen gegen Verdächtige: Das 
sind prinzipiell schwarze, arme Jugendliche 
aus den Slums. Der Slum ist ein Ort des Ver- 
brecher. Und die Slumbewohner sind Verbre- 
cher - bis zum Beweis des Gegenteils“, stellt 
Ivanir Santos fest. Ein Mitglied der Killer- 
kommandos beschreibt ihr Selbstverständnis 
folgendermaßen: „Die Gruppen werden von 
Personen aus dem Stadtteil aufgebaut, von Mi- 
litärpolizisten, Geschäftsleuten und Opfern 
von Verbrechen, die der steigenden Krimina- 
lität ein Ende machen wollen. Die Polizei kann 
nicht jedes Viertel, jede Straße überwachen. In 
der Zwischenzeit wächst das Verbrechen, und 
die Anzahl der Verelendeten vervielfacht sich. 
(...) Wir stellen die Ordnung wieder her.” Die 
legalen Repressionsorgane sind mit den ge- 
heimen Todesschwadrone eng verknüpft; 
ihre Mitglieder bestehen zu einem Teil aus 
Polizisten. Außerdem gibt es in Brasilien 
schätzungsweise eine Million Privatpolizi- 
sten, die im Auftrag von Händlern, Industri- 
ellen, Bankiers oder den Bewohnern der bes- 
seren Wohnvierteln arbeiten. 

Im herrschenden Diskurs über Ordnung, 
Fortschritt und Sicherheit werden Armut, 
marginalisierte Bevölkerungsgruppen mit 
dem rückständigen Teil der Gesellschaft 
identifiziert. Seit den 8oer Jahren hat sich der 
Ausgrenzungsdiskurs verschärft. Während 
der Militärdiktatur von 1964 bis Mitte der 
8oer Jahre verfolgten die herrschenden Tech- 
nokraten noch das Projekt einer nachholen- 
den Modernisierung. Mit Hilfe staatlicher 
Wirtschaftspolitik sollte dem Land einer 
Übernahme des fordistischen Wachstums- 
modells gelingen. Galt die Unterklasse in den 
Nachkriegsdekaden zumindest als Potential, 
das nach einer erfolgreichen Modernisie- 
rung, wenn auch auf unterer Ebene, in Wirt- 
schaft und soziale Institutionen zu integrie- 
ren sei, wurde dieses Projekt spätestens Ende 
der 8oer Jahre aufgegeben. Statt dessen setz- 
ten die „demokratischen Regierungen“ seit- 
dem auf die schrittweise Implantation neoli- 
beraler Wirtschaftsstrategien. Höhepunkt 
war die Einführung einer neuen Währung, 
des Real, mit dem Präsident Fernando Henri- 
que Cardorso die Inflation bezwang. Seitdem 


florieren die Schlüsselbereiche der brasilianı- 
schen Ökonomie und insbesondere die Mit- 
tel- und Oberschichten profitieren von der 
steigenden Kaufkraft ihrer Einkommen. Er- 
folgreich wurden einige Inseln der Prospe- 
rität und des ökonomischen Effizienz instal- 
liert und ausgebaut. In den modernen Fabri- 
ken, die ihr Personal aus den erfahrensten 
Teilen der Facharbeiterschaft rekrutieren; in 
den Dienstleistungstempeln von Banken und 
Handelskonzernen, die die akademischen 
Mittelschichten absorbieren. Gleichzeitig 
verschärfen sich der Diskurs über die soziale 
Frage. An den Rändern erfolgt eine scharfe 
Trennung: Wer mangels Bildung, sozialem 
Status oder Hautfarbe den Anforderungen 
der neoliberalen Ökonomie nicht gerecht 
werden kann, hat hier nicht zu suchen. 

„Die Avenida Rio Branca, einstige Pracht- 
straße Rio de Janeiro, bietet nachts ein depri- 
mierendes Bild“, schreibt der Journalist Klaus 
Hart in der Juniausgabe der Lateinamerika- 
Nachrichten. „Weil seit 1995 infolge der neoli- 
beralen Regierungsprogramme die Arbeitslo- 
sigkeit steil anstieg und Sozialeinrichtungen 
schlossen, liegen so viele Obdachlose, Bettler, 
psychisch Kranke und Straßenkinder wie selten 
zuvor aufgereiht auf dem Bürgersteig.“ Seit ei- 
niger Zeit geht die Angst bei den Obdachlo- 
sen um, Opfer von Brandattacken zu werden, 
die sich in Rio, Sao Paulo und selbst in der 
Hauptstadt Brasilia häufen. „Nur Schritte von 
der Avenida Rio Branco entfernt, übergoß vor- 
mittags eine gutgekleidete Frau einen sitzen- 
den Bettler mit reichlich Alkohol, warf zynisch 
lachend ein brennendes Streichholz auf ihn. 
Und verschwand im _ Menschengewühl, 
während der Mann die Flammen zu ersticken 
versuchte.“ In Brasilia verbrannte der Indi- 
gena Jesus dos Santos, nachdem zwei Liter 
Alkohol über ihn ausgegossen wurden. Die 
fünf Täter, die alle aus Elitefamilien stamm- 
ten, verteidigten sich nach ihre Verhaftung 
mit dem „Argument“, sie hätten den Indianer 
„nur für einen Bettler gehalten. Der Sozial- 
wissenschafter und Therapeut Jurandir 
Freire da Costa ist der Ansicht, daß die Ursa- 
chen für diese Barbarei in dem Modernisie- 
rungsprozeß angelegt sind: „Junge Männer, 
wie jene fünf aus Brasilia, kennen die reiche 
„Erste Welt“ sehr gut und glauben, eher per 
Zufall in Brasilien zu leben. Widerwillig sind 
sie dort mit einer Mehrheit von ‚Häflichen, 
Armen, Zahnlosen und Nicht-Weißen‘ kon- 


frontiert. Eine Art von Umgang mit dieser Rea- 


lität sei, sie nicht wahrzunehmen, eine andere, 
diese sogar physisch zu eliminieren“. 

Wer Trennung zwischen den beiden Tei- 
len der Gesellschaft in Frage stellt, lebt ge- 
fährlich. Galt früher der politische Aktivist 
der Linken als subversiv, so sind es heute die 


marginais, die sozial Deklassierten. Damit 
veränderte sich auch die Definition der Si- 
cherheitsorgane. Postulierten sie noch vor 
ein zwei Dekaden, ım Dienst von Kirche, 
Staat und Nation den inneren Feind zu jagen 
und zu töten, führen sie heute den Krieg im 
Dienste privater Auftraggeber. Eliteeinheiten 
wie die „Rota 66° in Sao Paulo, die für den 
Feldzug gegen die Linke gegründet wurden, 
werden heute für die Bekämpfung der Krimi- 
nellen in den favelas eingesetzt. Die Sicher- 
heit wird ebenso privatisiert, wie die anderen 
Teile des öffentlichen Lebens. Ihre geringe 
Besoldung prädestiniert die Beamten gera- 
dezu für Nebentätigkeiten aller Art, zum 
Schutz der Privilegierten. Nach Ansicht von 
Helio Tavares Luiz, Chef der Kriminalpolizei 
in Rio, wollen die Eliten „eine Polizei, die ge- 
gen die Armen vorgeht, aber keine, die sich ge- 
gen sıe selbst richten könnte“. Dem staatlichen 
Souverän entgleitet entsprechend häufig die 
Kontrolle über seine Exekutive; sie wird zu- 
nehmend von partikularen Interessen be- 
stimmt. 1994 rief der Gouverneur von Rio de 
Janeiro nach einem Massaker von Polizisten 
an Bewohnern eines Elendsviertels den Not- 
stand aus und spekulierte öffentlich über den 
Einsatz der Armee: der Staat habe die Kon- 
trolle über seine „Sicherheitskräfte“ verloren. 
Ein Vorgang, der sich seitdem vor allem in 
den nördlichen Bundesstaaten öfters wieder- 
holte. Der Streik der Polizei zeigt, daß die so- 
zialen Segregation auch die Debatte über die 
öffentliche Sicherheit mittlerweile domi- 
niert. Nach einem längeren Intermezzo, in 
der sie unter staatlicher Oberhoheit stand, 
geht sie wieder in private Clans und Banden 
über. In diesem Sinne wäre es konsequent, 
die staatliche Repressionsorgane aufzulösen 
und sie direkt ihren jeweiligen privaten Auf- 
traggebern zu unterstellen. Vielleicht wären 
diese in der Lage, die Löhne für Mord und 
Totschlag pünktlich zu bezahlen. 


ANTON LANDGRAF 


I le monde diplomatique, März 1996, deutsche Ausgabe. 
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Vorweg 
Beim Lesen der letzten Arranca!-Ausgabe 
wurde ich schwer enttäuscht. Versprach ich 
mir doch vom Schwerpunkt „Öffentlicher 
Raum, Umstrukturierung und Stadtentwick- 
lung“ Analysen und strategische Überlegun- 
gen zu einem Themenfeld, mit dem Scene- 
isolationen wirklich aufgebrochen werden 
können. Kaum ein anderer gesellschaftlicher 
Bereich bietet sich für politische Interventio- 
nen derart an: Wohnbedingungen und Nut- 
zungsmöglichkeiten des öffentlichen Rau- 
mes sind seit jeher und überall Anlaß gesell- 
schaftlicher Kämpfe gewesen, weil gerade 
hier Fragen der Existenz im Sinne einer mo- 
ralischen Ökonomie und einer Lebenswirk- 
lichkeit außerhalb ökonomischer Zwänge ge- 
stellt werden. Doch statt politische Perspekti- 
ven an den sozialen Wirklichkeiten von ganz 
normalen Menschen zu orientieren, wurde 
wieder nur auf die Scenekarte der Exklusi- 
vität und Selbstbegrenzung gesetzt. 

Den möglicherweise theoretisch an- 
spruchsvollen Analysen der inneren und 
äußeren Bedingungen „metropolitaner 
Dienstleistungsgesellschaften” wurden eige- 
ne Überlegungen — stadtplanerische Forde- 
rungen, selbstbeschränkte Projekte und An- 
sätze einer symbolischen Politik — auf einer 
völlig inadäquaten Ebene entgegengehalten: 
statt politischer Initiative wurde bürgerliche 
Kritik an den Verhältnissen geliefert. 

Das neue Modethema Innenstadt z.B. ver- 
kürzt den Blick auf die Komplexität gesell- 
schaftlicher Antagonismen in der Stadt und 
kommt in Theorie wie auch in Praxis so gut 
wie ohne wirkliche soziale Mobilisierungen 
aus. Natürlich ist es richtig, daß in den öf- 
fentlichen Räumen Machtverhältnisse pro- 
duziert und reproduziert werden, daß im 
Rahmen einer interurbanen Raumkonkur- 
renz für die Herrschenden der Stadt die Citys 
als „Visitenkarten“ eine ganz besondere Be- 
deutung bekommen und auch, daß dort For- 
men der sozial und ethnisch selektiven Aus- 
grenzung besonders deutlich sichtbar sind. 
Aber: Die Umwälzung städtischer und somit 
gesellschaftlicher Verhältnisse ist nicht sym- 
bolisch zu erreichen. Revolution hat eben 
immer mit Gesellschaft zu tun und ohne ei- 
nen massenhaften Widerstand von konkret 
Betroffenen in den Stadtteilen bleibt die In- 
nenstadtaktion eine Selbstbefriedigung. Eine 
gesamtstädtische Opposition läßt sich nicht 
an einem einzigen Focus herausbilden, son- 
dern höchstens in einem konkreten Projekt 
bündeln. Doch zur Zeit gibt es (zumindest in 
Berlin) kaum Hinweise auf die Existenz einer 
basisverbundenen Massenbewegung zu Fra- 
gen der städtischen Entwicklung. Als Linke 


müßte es also eigentlich unsere Aufgabe sein, 
solche Initiativen vor Ort zu entwickeln, um 
einen Widerstand in der Stadt (wieder) mög- 
lich zu machen. Das historisch unreflektierte 
„Die Linke hat sich unter dem Begriff ‘Um- 
strukturierung‘ lange Zeit vor allem mit Ver- 
drängungsprozessen in den Wohnquartieren 
befaßt, nun gerät die Innenstadt, genauer ge- 
sagt die City‘, wieder in die Diskussion“ (sie- 
he S.20) suggeriert eine Vergangenheit von 
Kämpfen in den Stadtteilen, die sich jetzt le- 
diglich auf ein neues Feld begeben. Doch „die 
Linke“ war in ihren Themensetzungen und 
Aktivitäten dort so gut wie immer isoliert. 
Hausbesetzungen, alternative Lebensformen 
und politisch korrekte aber wirklichkeits- 
fremde Kurzschlußanalysen weltweiter Be- 
wegungen (ä la von „Kreuzberg bis Rio - ein 
Kampf“) bestimmten die selbstfixierte Ni- 
schenpolitik. Eine alleinige Konzentration 
auf die City-Themen ohne eine Basisbewe- 
gung wäre die konsequente — aber dennoch 
falsche — Fortsetzung dieser Ansätze. 

Die Innenstadtaktionstage wurden zu- 
mindest in Berlin von einer kleinen Gruppe 
rühriger, zum größten Teil studierter (Poli- 
tikwissenschaften, Stadtplanung, Architek- 
tur) Aktivisten und Engagierten aus Betroffe- 
nenverbänden und Vereinen (Obdachlose, 
Migranten) vorbereitet und getragen. 

Eine strategisch orientierte Politik — die 
im Gegensatz zur nur moralischen Argu- 
mentationsweise gesellschaftlicher Wider- 
sprüche vor allem Handlungsoptionen für 
konkrete soziale Projekte und gesellschaftli- 
che Mobilisierungen aufzeigen muß - 
kommt nicht umhin, Konfliktlinien auch im 
Lokalen zu untersuchen. Gerade deshalb war 
es erschreckend, mit welcher Oberflächlich- 
keit z.B. die spezifischen Bedingungen der 
Stadtentwicklung in Ostdeutschland be- 
schrieben wurden. So spricht es nicht gerade 
von einer weiten Detailkenntnis oder aber 
von der Ignoranz gesellschaftlicher Kontexte 
im städischen Raum, wenn die Plattenbauten 
im Osten kurzerhand zum Pendant der von 
sozialen Degradationen geprägten Hoch- 
haussiedlungen im Westen erklärt werden 
(siehe S. 14). Auch die bruchlose Übernahme 
von den Vorstellungen einer „betongeworde- 
nen Manifestation struktureller sozialer und 
ethnischer‘ Polarisierungen“ in den Platten- 
siedlungen ist zumindest für Ostberlin nicht 
ohne weiteres möglich: die Neubaubezirke 
Marzahn, Hellersdorf und Hohenschönhau- 
sen haben z. Z. im Vergleich zu anderen Be- 
zirken Ostberlin den geringsten Ausländer- 
anteil, die höchsten Durchschnittseinkom- 
men und die meisten Ein- und Zweikindfa- 
milien. 

Der Umgang mit diesem Thema war ein 


Ausweichen vor Widersprüchen und Beson- 
derheiten, die von den üblichen Analysen lin- 
ker Stadtkritik abweichen. Dabei bieten gera- 
de die Bedingungen in Ostdeutschland 
Chancen, Forderung wie soziale Gerechtig- 
keit und Selbstbestimmung auf der Basis ge- 
sellschaftlicher Mobilisierungen zu stellen. 


Stadtentwicklung in Ostdeutschland - 
Raum und Focus für linke Politik 

Die mit dem Anschluß gesetzten Bedingun- 
gen — der tiefgreifende Umbau fast aller wirt- 
schaftlichen, gesellschaftlichen, sozialpoliti- 
schen und rechtlich-administrativen Struk- 
turen — bestimmen seit 1990 das Wohnungs- 
wesen und die Stadtentwicklung in der 
ehemaligen DDR. Wie auch in den anderen 
Bereichen werden Entwicklungsziele und 
Rahmenbedingungen vom Westen vorgege- 
ben. So ‚wurde und wird unter der Losung 
der „schnellstmöglichen Angleichung der Le- 
bensverhältnisse in Ost und West“ vor allem 
die Wiedereinführung marktwirtschaftlicher 
Strukturen betrieben. Während in West- 
deutschland 91% der Wohnungen selbstge- 
nutztes oder vermietetes Privateigentum 
sind, lag dieser Anteil 1990 in der DDR bei le- 
diglich 41%. Die geplante Verwandlung von 
Wohnungen in Kapitalanlagen bedeutet für 
die Stadtentwicklung, daß nur noch dort ge- 
baut und modernisiert wird, wo es sich für 
die Eigentümer lohnt. 

Vor allem angesichts des defizitären Woh- 
nungsbestandes im Osten (Wohnungen sind 
im Vergleich zur BRD älter, kleiner, sanie- 
rungsbedürftiger und haben eine geringere 
Ausstattung) hat jede Investition hier auch 
eine soziale Dimension: bleibt sie aus, wird 
ein schlechter Standard erhalten — wird sie 
getätigt, steigen die Mieten oft ins unermeß- 
liche. Selbst die „Expertenkommission Woh- 
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nungsbau der Bundesregierung‘ kommt in- 
zwischen zu der Einschätzung, daß der Zeit- 
horizont 2005 für die Angleichung der Le- 
bensverhältnisse zu kurz gegriffen ist. 

Folge der zu erwartenden sozial wie auch 
räumlich selektiven Investitionen wird eine 
zunehmend polarisierte Stadtentwicklung 
sein. Vor allem in den überwiegend auf pri- 
vatfinanzierte Sanierung angewiesenen Alt- 
bauquartieren werden sich gegensätzliche 
Entwicklungen durchsetzen: 

° zum einen werden dort, wo für Investitio- 
nen durch Verkäufe in Eigentumswohnun- 
gen und hohe Mieten für Luxusmodernisie- 
rungen Gewinne erwartet werden können, 
Aufwertungsviertel entstehen, aus denen die 
meisten der jetzigen Bewohner verdrängt 


werden 


° zum anderen werden sich dort, wo weder 


die finanzielle Situation der Bewohner, noch 
eine Nachfrage von außen Investitionen an- 
regen, vernachlässigte Elendsvierteln entste- 
hen, die zunehmend auch als Auffangbecken 
für die ökonomisch und sozial Degradierten 
aus den anderen Stadtteilen fungieren wer- 
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den. Dieser Prozeß der städtischen Umstruk- 
turierung ist gegen die sozialen Bedürfnisse, 
Erfahrungen und Selbstverständlichkeiten 
der meisten Menschen in der ehemaligen 
DDR gerichtet. 

Um eine gesellschaftliche Mobilisierung 
dagegen zu entwickeln, muß das Wesen des 
sozialen Angriffs beschrieben werden, um 
auf dieser Grundlage an der richtigen Stelle 
Konfliktlinien setzen zu können. Im Bereich 
der Stadtentwicklung — exemplarisch für die 
allgemeine Situation in Ostdeutschland - las- 
sen sich die Veränderungen ökonomisch als 
Enteignung, sozial als Zerstörung und Deg- 
radierung sowie administrativ als Fremdbe- 
stimmung beschreiben und verstärken die 
durch die maroden Baustrukturen gesetzten 
Ungleichheiten zu einer dauerhaften Peri- 
pherisierung des Ostens. 


Neue Eigentümer - Bodenmarkt und 
Restitution 
„Die Abschaffung des Volkseigentums eröffnet 
die Chance eines gigantischen Vermögensab- 
fluß von Ost nach West.” (Dahn) 


Wesentliches Ziel des Anschlusses der 
DDR an die BRD war die Wiedereinführung 
„marktwirtschaftlicher Strukturen“ respekti- 
ve die Auflösung und Zerstörung zumindest 
formell vergesellschafteten Eigentums und 
kollektiver Aneignungsformen. Im Bereich 
des Wohnungswesen wurde für eine umfas- 
sende Privatisierung der Weg der Restitution, 
also die Übertragung des Eigentums an 
frühere Besitzer gewählt. Im Einzelnen be- 
deutet das: 

° 560.000 Altbauwohnungen werden an (zu 
DDR-Zeiten enteignete) Alteigentümer und 
deren Erben zurückgegeben 

° 380.000 genossenschaftlich und kommunal 
bewirtschaftete Wohnungen werden zwangs- 
privatisiert 

° 200.000 Wohnungen, die an Betriebe oder 
LPG's gebunden waren, werden von der 
Treuhand privatisiert 

° etwa ı Millionen Haus- und Datschenbesit- 
zer sind mit Ansprüchen sogenannter Altbe- 
sitzer konfrontiert. 

Die Privatisierung von über 2 Millionen 
Wohnungen wird sich vor allem ın den 


größeren Städten konzentrieren. Hier sind es 
die Gründerzeitquartiere, in denen die 
Rückübertragungsquote oftmals bei 80 bis 
90% liegt. Die Folgen für die Mieter solcher 
Häuser sind erheblich: die neuen Eigentümer 
— quasi über Nacht in den Besitz längst verlo- 
ren gelaubter Immobilien gelangt — haben 
weder Erfahrungen noch Geld für das not- 
wendige Sanierungsgeschäft. Schnelles Geld 
durch den Verkauf des Hauses ist für viele die 
einfachste Lösung - der Immobilienhandel 
im Osten boomt. Die hohen Grundstücks- 
preise und der oft marode bauliche Zustand 
schließen eine preisgünstige Sanierung vieler 
Häuser schon jetzt aus. Kalkulationsorien- 
tiert sind Modernisierungen mit exponierten 
Mietsteigerungen oder Instandsetzungsun- 
terlassungen zur Kostenminderung am 
wahrscheinlichsten. Für die jetzigen Bewoh- 
ner ein Stand zwischen Regen und Traufe. 
Mit dem Anschluß an die BRD wurde ein Bo- 
denmarkt gesetzt, der unter den Bedingun- 
gen der Rückübertragung zu einer Flut von 
Hausverkäufen führte. Fast jede Investition 
muß so neben den Sanierungskosten zusätz- 
lich mit den überhöhten Kaufpreisen kalku- 
lieren. Mieten unter 10 DM/qm sind für die 
Eigentümer nicht rentabel, höhere für die 
jetzigen Mieter nicht bezahlbar. 

In vielen Städten ist ein „massenhaft spe- 
kulatives Verhalten“ zu verzeichnen. So wer- 
den in Leipzig vier von fünf restitutionsbe- 
hafteten Gebäuden nach der Rückgabe zum 
Teil mehrmals verkauft, in ostberliner Innen- 
stadtbezirken liegt nach ersten Befragungen 
der Anteil derjenigen Alteigentümer, die ihre 
Grundstücke längerfristig behalten wollen, 
sogar bei nur 5-8%. Durch die zahlreichen 
Verkäufe und die Investitionsregelungen ent- 
stand eine neue Eigentümerstruktur, die sich 
sowohl hinsichtlich der Grundstücksgrößen 
als auch hinsichtlich der sozialen Zusam- 
mensetzung von denen in der BRD unter- 
scheidet: vor allem professionelle Grund- 
stücksverwertungsgesellschaften und Inve- 
storenfirmen zählen zu den Nutznießern die- 
ser Vorgänge. In ihrer Anonymität und 
Rationalität sind sie in ihrer sozialen Verant- 
wortung nicht mehr direkt mit den Bewoh- 
nern konfrontiert. Die strukturelle Un- 
gleicheit zwischen Eigentümern und Mietern 
wird dadurch verschärft und verdeutlicht 
vielen Menschen im Osten eine Entwicklung 
der Wohnung vom festen Bestandteil der so- 
zialen Grundsicherung zu einem Wirt- 
schaftsgut. 

Die Demontage bisheriger Lebens- und 
Wohnwirklichkeiten spiegelt sich vielfach in 
den Dimensionen eines OstWest-Konfliktes. 
Faktisch hat eine externe Vermögenskonzen- 
tration ostdeutscher Immobilien stattgefun- 


den. Eine Untersuchung über die Herkunft 
der Alteigentümer in Berlin ergab, daß etwa 
70% aus Westdeutschland und Westberlin 
kamen und der Anteil der Ostdeutschen und 
aus dem Ausland Kommenden jeweils 15% 
ausmachte. 

Mit dieser „Entostung des Grundbesitzes“ 
hat sich ein Ungleichgewicht eines dauerhaf- 
ten OstWest-Miettransfers etabliert. Zudem 
werden fast alle Veränderungen im Woh- 
nungswesen — und die sind im Osten nicht 
gering - von außen bestimmt. Zielsetzungen, 
Trägerstrukturen und Akteure erscheinen als 
ein aus dem Westen kommender Block - lo- 
kale Interessen können nur sehr selten 
durchgesetzt werden. Ostdeutschland ist die 
europäische Region mit dem höchsten Anteil 
fremdverwalteter Immobilien und Vermö- 
genswerte, vor Nordirland, dem Baskenland 
und Portugal. 


Neue Spaltungen - Segregation in 

Ostdeutschland 
Ein wesentliches Merkmal „kapitalistischer 
Städte” ist eine zunehmende Trennung und 
Konzentration der Stadtbewohner entlang 
sozialer, ökonomischer und ethnischer Di- 
mensionen (Segregation). Inseln des Reich- 
tums und Armenghettos sind die Folge einer 
Entwicklung, die sich nun auch in den vor- 
mals sozialistischen Ländern vollzieht. Doch 
hier gibt es keine historisch ungebrochene 
Zuspitzung einer städtischen Spaltung. Im 
Gegenteil: alle Veränderungen auf dem Woh- 
nungsmarkt, die nun in der Regel die Erlan- 
gung einer Wohnung als Wirtschaftsgut an 
die ökonomischen Ressourcen der Nutzer 
binden, treffen in Ostdeutschland auf eine 
„untypische“ Stadtstruktur. Altbauviertel 
gelten bis heute bei den wenigsten Ostdeut- 
schen als „gute Adressen“ und der Vollkom- 
fort einer Neubauwohnung ist immer noch 
Wunschziel vieler Wohnungssuchenden. Die 
Ursache dafür liegt in der Wohnungspolitik 
der DDR, die vor allem im Wohnungsneubau 
das Ziel verfolgte, einheitliche Wohnbedin- 
gungen zu schaffen. „... anstelle immer größe- 
rer Unterschiede und Segregation finden wir 
immer größere Uniformität und räumliche 
Homogenität.“ (Marcuse zur DDR) 

Im Blick auf sozialstrukturelle Unter- 
schiede ergibt sich das Bild einer ausgespro- 
chen schwach segregierten städtischen Be- 
völkerung - die DDR-Städte waren zumin- 
dest sozial weitgehend gemischt. Lediglich ın 
Bezug auf die Altersstruktur lassen sich deut- 
liche Unterschiede feststellen. Ursache dafür 
ist der phasenweise verlaufende Wohnungs- 
neubau, der als jeweiligen Verteilungsschwer- 
punkt junge Familien bevorzugte. Vor allem 
die Bevölkerung der jüngeren Neubaugebiete 


weist heute einen hohen Berufstätigenanteil 
aus, besitzt höhere Schul- und Berufsbildung 
sowie in der Regel gute Wohnbedingungen. 
Auf der anderen Seite wird den Altbauvier- 
teln ein höherer Rentneranteil zugeschrie- 
ben, dennoch kann nicht von typischen Ar- 
mutsquartieren gesprochen werden. In ost- 
berliner Sozialstudien ist für einige Gebiete 
beispielsweise ein überdurchschnittlicher 
Anteil von Bewohnern mit Hochschulab- 
schlüssen ermittelt wurden. 

Eine Segregationsbeschreibung für die DDR 
entzieht sich also weitgehend sozialstruktu- 
rellen Momenten und ist eher über verschie- 
dene Lebensstile und kulturelle Unterschiede 
zu fassen. So waren die Altbaugebiete Orte, in 
denen sich nischenartig spezifische Milieus 
der kulturellen wie auch politische Dissidenz 
herausbilden konnten. Diese DDR-typischen 
Differenzierungen waren in der DDR von 
Bedeutung, da dort die Wohnungen über po- 
litische Mechanismen verteilt wurden. Unter 
den jetzigen Bedingungen, mit einer Domi- 
nanz von Marktmechanismen, ist Segregati- 
on vor allem sozialökonomische Differenzie- 
rung. Insofern hat die Vielfalt in den Städten 
an Glanz verloren und erstarrt erst im nun 
gültigen Bezugssystem zum  vielzitierten 
Grau. 

Die sozial weitgehend entdifferenzierten 
Strukturen werden heute mit marktinduzier- 
ten sozialräumlichen Differenzierungen kon- 
frontiert. Vor allem den Einkommensschwa- 
chen droht durch Verwertungsdruck und 
steigende Mieten in den plötzlich „besseren“ 
Altbauvierteln eine Verdrängung durch Bes- 
serverdienende, die vielfach aus dem Westen 
kommen. Ob dabei nur individuelle Ent- 
scheidungen über „Bleiben“ oder „Abhauen” 
getroffen werden, oder ob sich aus gemeinsa- 
men Erfahrungen der Vergangenheit auch 
gemeinsame Kämpfe entwickeln, ist weitge- 
hend abhängig von den Konfliktlinien der 
Auseinandersetzungen. Themen wıe Privatı- 
sierung, Fremdbestimmung und Landnahme 
kann dabei eine vereinheitlichende Funktion 
zukommen, sie sollten deshalb in den sozia- 
len Auseinandersetzungen um städtische 
Entwicklungen in Ostdeutschland mitge- 
führt und hervorgehoben werden. So wird es 
möglich, scheinbare „Teilbereichkämpfe“ in 
gesamtgesellschaftliche Auseinandersetzun- 
gen einzubinden. 


Neue Herren - Umbau der 
Verwaltungen und Institutionen 
So kommt beispielsweise ein Kommunalpo- 
litiker aus Jena zu folgender Einschätzung: 
„Die frühere, dem politischen Zentralismus ge- 
schuldete Fremdbestimmung der Kommunen 
durch eine andere Form der 


wurde nun 
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Fremdbestimmung ersetzt.” 

Die Wiederherstellung einer kommuna- 
len Selbstverwaltung war 1990, verstanden als 
Befreiung aus den Planungsketten von Staat 
und Partei, eine der wichtigsten Forderungen 
der Opposition. Doch dieser Zugewinn an 
formaler Demokratie hatte von Anfang an 
den Charakter einer Fremdverwaltung, wa- 
ren doch die erst rudimentär entwickelten 
neuen Verwaltungsstrukturen denen, die als 
Entwicklungshelfer, Projektplaner und Bera- 
ter in den Osten kamen, nur bedingt gewach- 
sen. Vor allem das politische Führungsperso- 
nal wurde 1990 in fast allen Kommunen aus- 
getauscht. Die neuen Beamten hatten keine 
administrative Erfahrung, wurden aber in 
Verhandlungen mit professionellen Interes- 
senten und Investoren konfrontiert. Überdi- 
mensionierte Kläranlagen und Gewerbean- 
siedlungen sind vielerorts das traurige Er- 
gebnis. In den größeren Städten wurden die 
Führungspositionen schon nach kurzer Zeit 
mit Personal aus den „alten Ländern“ besetzt. 
Diese Situation wird von vielen OÖstdeut- 
schen als Demokratieverlust wahrgenom- 
men, seit 1994 ist ein rapider Akzeptanzver- 
lust des raschen Umstrukturierungsprozesses 
eingetreten. 


Mit der Installierung einer völlig neuen 
Regulationsweise wurden einerseits Mitbe- 
stimmungspotentiale der Wendezeit zer- 
schlagen und andererseits soziale, planeri- 
sche und ökonomische Fehlentwicklungen in 
den Gemeinden und Städten vertieft. Das lag 
und liegt sowohl an den personellen Zusam- 
mensetzungen der Verwaltungen als auch am 
schockartigen Verlauf des Strukturwandels. 
Der Verwaltungsumbau knüpfte nur in ge- 
ringem Maße an vorhandene Strukturen an, 
die wesentliche Voraussetzung war deren 
Auflösung und Abschaffung. Folgerichtig 
kam es — wie selbst in einem schweizerischen 
Regional- und Landplanungsdokument for- 
muliert wurde — „tendenziell zu einer besin- 
nungslosen und an den lokalen Eigenheiten 
vorbeizielenden Planung”: zum einen wurde 
das Tempo und die Richtung von Entwick- 
lungen in den meisten Regionen weitgehend 
durch Bonner Förderprogramme und die 
Politik der Treuhandanstalt bestimmt, zum 
anderen waren kommunale Planungskap- 
zitäten nicht entwickelt und eine Großzahl 
von Planungsaufgaben wurde mehr oder we- 
niger routinierten Büros aus Westdeutsch- 
land übertragen. Durch diesen Ausschluß lo- 
kaler Entscheidungsträger konnte sich das 


selektive Investitionsinteresse westdeutscher 
Akteure ın der Regel nahezu ungebremst, un- 
gesteuert und unkoordiniert in den Städten 
Östdeutschlands durchsetzen. 

Dieses wild east ın den Jahren nach 1990 
stellte nicht nur die Weichen für kaum um- 
zukehrende Entwicklungen, sondern löste 
auch ein wachsendes Mißtrauen der ostdeut- 
schen Bevölkerung gegenüber neuen Institu- 
tionen und Verwaltungen aus. Durch diese 
antiadministrativen Ressentiments lassen 
sich soziale Interessen in Forderungen 
nach größeren Mitbestimmungsmöglichkei- 
ten einbinden. Anküpfend an die DDR-typi- 
schen Alltagspraxen faktischer Nutzungs- 
rechte und nachbarschaftlicher Selbsthilfe 
sollten dabei nicht nur die Strukturen des 
neuen Systems hinterfragt, sondern zugleich 
mit den massenhaften Erfahrungen gesell- 
schaftlichen Eigentums konfrontiert werden. 


Neue Kämpfe entwickeln - 
Handlungsoptionen für die Linke in 
Ostdeutschland 
Mit dem vielfach beschriebenen „Ende der 
Arbeitsgesellschaft“ verlagern sich soziale 
Konflikte zunehmend in den Bereich der Re- 
produktion, Fragen nach Kosten und Nut- 
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zungsmöglichkeiten werden vor allem in den 
Städten auch zu Existenzfragen. Die Woh- 
nung, die Nachbarschaft, sogar die ganze 
Stadt stellt sich für immer mehr Menschen 
nicht mehr als Rückzugsraum, Freizeitort 
oder „Zuhause“ dar, sondern als Barriere, die 
immer schwerer zu überwinden ist: Benutzer 
öffentlicher Räume sind fast nur noch als 
Konsumenten denkbar, Stadtteile stehen 
nicht mehr für einen nachbarschaftlichen 
Zusammenhalt, sondern sind Zeichen der 
sozialen Stigmatisierung, und Bewohner 
können nur noch Eigentümer oder Mieter 
sein - eine ökonomische Rationalisierung 
fast aller städtischen Lebensbereiche. 

Die Auseinandersetzung um Wohnqua- 
lität und Miethöhe kann im Osten auf eine 
massenhafte Erfahrung von Verfügungsge- 
walt und Vergesellschaftung der Kosten bau- 
en. 

In Ostdeutschland vollziehen sich diese 
Entwicklungen nicht nur in bisher unbe- 
kanntem Tempo und besonderer Schärfe, 
sondern kollidieren zugleich mit den Alltags- 
erfahrungen aus DDR-Zeiten. Die in den 
Meinungsumfragen stetig steigenden Glorifi- 
zierungen der sozialen Sicherung in der DDR 
sind ebenso Ausdruck dafür wie die hohen 
Zahlen der Mietschuldner bei den ostberli- 
ner Wohnungsbaugesellschaften. 

In den Köpfen vieler ist die Wohnung im- 
mer noch mehr soziales als wirtschaftliches 
Gut, Eigentumsfragen werden in ostdeut- 
schen Mieterorganisationen immer noch un- 


gehemmt mit der Mietentwicklung in Ver- 
bindung gebracht. Diese Vorstellung einer 
„moralischen Ökonomie“ in fast allen 
außerökonomischen Verhältnissen und auch 
die kollektive Erfahrung gesellschaftlicher 
Gleichheit bieten die Chance, soziale Kon- 
flikte aus der Enge einer individualisierten 
Besitzstandssicherung herauszureißen und 
ihnen Tendenzen einer gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung zu geben. Als Projekti- 
onsfläche dafür könnten die quasi kolonialen 
Bedingungen in Ostdeutschland dienen: ent- 
lang den Themen Enteignung, Fremdbestim- 
mung und sozialer Zerstörung gehen die All- 
tagserfahrungen nicht nur in sozialökonomi- 
schen Bedingungen auf, sondern konstitu- 
ieren eine soziale Identität, die eine 
Vermassung der Auseinandersetzungen er- 
möglichen. 

Die Forderungen nach gesellschaftlichem 
Eigentum, sozialer Miete und einer Mitbe- 
stimmung bei allen Fragen des städtischen 
Umbaus können gerade durch einen separa- 
tistischen Kontext zum Auslöser für soziale 
Mobilisierung der gesamten ostdeutschen 
Gesellschaft werden. „Ostidentität“ als Kon- 
frontation mit den durch den Anschluß ge- 
setzten Bedingungen ist ein wesentlicher Be- 
zugspunkt für linke Politik, die Revolution 
als gesellschaftliche Bewegung versteht. 


D. UNCKER 
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am „nachspiel” 

der arranca-redaktion 

zur Nr. 8 
Das Papier hinterläßt einen windelweichen 
Eindruck, so als hätten sich nach gut einem 
Jahr die Wogen so weit geglättet, daß man 
sich auf ein taktisch bestimmtes (Selbst)- 
Kritikpapier einigen konnte. 
Als wesentlichste Selbskritik wird immerhin 
festgestellt, daß die Nummer 8 ahistorisch 
und theoretisch dünn wie noch keine arran- 
ca war. Gerade das Ahistorische und die feh- 
lende theoretische Reflektion mußten die 
Nummer 8 zu einem Armutszeugnis 
machen, denn Unterdrückung von Frauen 
erschließt sich Männern (in Grenzen auch 
gemischten Gruppen) nicht aus eigener 
Erfahrung, sondern nur durch theoretische 
Aneignung ihrer gesellschaftlichen Grundla- 
gen und der historischen Erfahrung von 
Frauen. (...) Die arranca stellt im „nachspiel” 
nochmals die Organisations-Prämissen der 
Gruppe f.e.l.s. kurz dar: Es gebe zwar 
berechtigte Gründe dafür, daß Frauen sich 
autonom organisieren, aber „letztendlich 
kann die Auseinandersetzung um Befreiung 
jedoch nur in einem gemeinsamen Lern- 
prozeß3 ausgetragen werden, auch, damit 
Männer sich ihm nicht entziehen können‘ 
Laut f.e.l.s. können Männer also nur bzw. 
gerade durch gemischte Organisierung zu 
einer Auseinandersetzung gebracht werden. 
(...) Die arranca hat mit dem „nachspiel” 
leider nur wenig an dem geändert, was an 
der Nr. 8 kritisiert worden war. So wie die 
Nummer oberflächlich und ärgerlich war, ist 
das „nachspiel” wohl nur dem guten Ton 
geschuldet. Das ist für eine linksradikale 
Zeitung/Gruppe zu wenig. (...) 
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Toni Sachs Pfeiffer ist die wohl wichtigste 
Frau im Streit um das Tacheles in Berlin, sie 
war lange Zeit die von allen Seiten akzeptier- 
te Vermittlerin. Und eine solche wird wirk- 


lich gebraucht. 

Die Kunstruine - in der Wendezeit von 
Ostkünstlern besetzt, inzwischen zum Sym- 
bol der Kommerzialisierung von Subkultur 
geworden — steht auf einem der teuersten 
Baugrundstücke der Stadt: die Eigentümer 
wollen sich eine schöne Rendite erwirtschaf- 
ten, die subventionsverwöhnten Betreiber 
wollen möglichst alles beim alten belassen 
und keine Miete zahlen und der Senat von 
Berlin will irgendwie beides — Investitionen 
und Kultur. Toni Sachs Pfeiffer will noch 
mehr. Sie ringt nicht nur um einen Ausgleich 
zwischen Kunst und Geld, sie will sich in die 
Nachbarschaft einpassen und auch noch eine 
in hohem Maße von Mitbestimmung ge- 
prägte Projektentwicklung realisieren. Welch 
ein Verständnis die seit Jahren in Berlin le- 
bende Amerikanerin davon hat wurde kürz- 
lich bekannt. Um die sonst gestörte Kommu- 
nikation zwischen Investoren, Bauherren 
und künftigen Nutzern von Beginn an zu 
entwickeln, kann sich jeder Interessent für 
Wohnungen und Büros schon in der Pla- 
nungsphase durch einen einfachen Mau- 
sklick via Internet einbringen. Gewünschte 
Wohnungsgröße, Raumaufteilungen und 
Ausstattungsvorstellungen werden so vom 
künftigen Nutzer selbst vorgegeben — demo- 
kratischer kann Stadtplanung kaum sein, 
meint jedenfalls Frau Sachs Pfeiffer. 

Gerade in diesem zwar globalen aber doch 
voraussetzungsmäßig selektiven Vorgang 
zeigt sich deutlich: die Zugänge zur Stadt 
und ihrer Entwicklung sind sehr ungleich 
verteilt. Ein global player in New York, Tokio 
oder sonstwo auf dieser Welt kann sich 
mühelos in die Planung eines Neubaus an 
der Oranienburger Straße einbringen; die 
Oma, der Arbeitslose und die alleinerziehen- 
de Mutter vom Haus gegenüber wissen wahr- 
scheinlich noch nicht einmal, daß sie bald an 
einer Baustelle wohnen werden. 

Doch nicht genug damit, daß sie die Pro- 
duktion ihrer städtischen Umgebung nicht 
beeinflussen können, auch die Nutzung ist 
für sie nur bedingt möglich. Sicher können 
sie sich die Straße als Autofahrer und 
Fußgänger ebenso aneignen wie alle anderen. 
Doch schon der Versuch, sich in einer der an- 
gesagten Scenelocations in ihrer Nachbar- 
schaft einen Kaffee zu bestellen, ist an minde- 
stens zwei Voraussetzungen gekoppelt: genü- 
gend Kleingeld zu haben und die Speisekarte 
zu verstehen — statt einem Kännchen mit 
oder ohne Milch gibt es hier Espresso, Cap- 
pucino und Cafe au lait. 


Wem gehört die Stadt? 

Produktion des Raumes 
Die Zugänglichkeit des Raumes — der im Bei- 
spiel von den Restaurants, Cafes und Galeri- 
en einer sich von den subkulturellen Wurzeln 
lösenden Kultur- und Touristenscene geprägt 
wird — erschließt sich also durch ökonomi- 
sche und kulturelle Ressourcen. Unter Bedin- 
gungen, in denen gesellschaftliche Verhält- 
nisse zunehmend in den reproduktiven Be- 
reichen erfahrbar werden, sind Fragen der 
Produktion und der Nutzung städtischer 
Räume verstärkt Ausdruck von Klassenver- 
hältnissen und Thema sozialer Kämpfe. Vor 
allem linke StadttheoretikerInnen gehen da- 
von aus, daß die Integration politisch-öko- 
nomischer Bewegung und kulturell-ästheti- 
scher Trends sich vor allem in urbanen Pro- 
zessen aufzeigen lassen. Dabei ist der Raum 
nicht mehr nur Hülle und Ort gesellschaftli- 
cher Veränderungen, sondern er wird viel- 
mehr zu deren Inhalt und Projektionsfläche. 
So wurde unter dem Schlagwort Unterneh- 
merstadt die durch den internationalen Stan- 
dortwettbewerb hervorgerufene radikale Re- 
organisation der Stadtinnenräume erklärt. 
Aufgegriffen wurde dabei die These von der 
Globalisierungstendenz des kapitalistischen 
Städtesystems: durch die Internationalisie- 
rung von Produktion, von Kapitalströmen, 
von Arbeitsmärkten und Handel entwickeln 
Städte eine spezialisierte ökonomische Akti- 
vität, die wiederum mit einer spezifischen 
Sozialstruktur korrespondiert. Die Stadt 
wird zum Raum, in dem Produktionsverhält- 
nisse in den Alltagserfahrungen reproduziert 
werden, da die Räume selbst vom Kapital er- 
obert und dessen Logik unterworfen wur- 
den. Migration und soziale Polarisierung, 
differenzierte Anforderungen des Arbeits- 
marktes vom Billigjobber bis zum hochbe- 
zahlten Manager haben in den Metropolen 
eine Geografie — vorangetrieben durch die 
Zyklen des Immobilienmarktes und verstärkt 
durch räumlich differenzierte und sozial wie 
ethnisch selektive Sicherheitsstrategien bil- 
den sich Viertel heraus, in denen beispiels- 
weise illegale Migranten leben können und 
solche, in denen bereits ein Mittelklassewa- 
gen Grund für die soziale Ächtung durch die 
Nachbarn ist. Diese ökonomistische Koloni- 
alisierung des Raumes geht also einher mit 
der zunehmenden Fragmentierung und De- 
zentralisierung der Stadtbewohner und einer 
fortschreitenden Spaltung der Städte in Zen- 
tren und unterworfene, ausgebeutete, abhän- 
gige Räume. In diesen städtischen und sozia- 
len Peripherien stellen sich Fragen nach der 
Lebensqualität des Wohnens zunehmend als 
Existenzfragen. 

Klassenbeziehungen in den Städten sind 


dabei aber nicht mehr nur durch die Auftei- 
lung in „bessere Viertel“ und „Elendsquartie- 
re“ gekennzeichnet, sondern durch die 
Raumgestaltung selbst. Wem gehört die Stadt 
— diese Frage ist permanenter Schauplatz ge- 
sellschaftlicher Konflikte. Macht über den 
Raum und seine Gestaltung zu haben sind 
zugleich Grundlage und Instrumentarium 
zur Vergrößerung der gesellschaftlichen 
Macht. In den Dimensionen der stofflichen 
Gestaltung, der Repräsentation und der Ima- 
gination werden Gestaltungsweisen von 
städtischen Räumen zum Ausdruck sozialer 
Unterschiede. Vor allem in den neu gestalte- 
ten Citys, Prestigeobjekten und auch in den 
für Laien unverständlichen Architekturde- 
batten wird die Herrschaft über den Raum 
ausgefochten — als symbolische Definitions- 
macht. Der Widerstand dagegen bleibt, wie 
kürzlich bei den „Innenstadtaktionstagen“ 
(diese in mehreren Städten durchgeführten 
Aktionstage richteten sich gegen Privatisie- 
rung und Sicherheitswahn im öffentlichen 
Raum, d. Red.) leider auch, auf einer symbo- 
lischen Ebene. Denn weder Sackhüpfen und 
Eierlaufen in Nobelpassagen, einmalige Pick- 
nicks auf privaten Plätzen noch ein unange- 
meldeter Rave im Vorraum eines Kreditinsti- 
tuts sind materielle Auseinandersetzungen 
mit den Entwicklungen in unseren Städten. 


Wer (ge)braucht die Stadt - 

Nutzung des Raumes 
Um das Wesen von Städten zu erfassen, soll- 
ten wir uns aber neben den Aspekten der 
Produktion vor allem auf die der Nutzung 
beziehen, nur so kann die soziale Reichweite 
konkreter Räume analysiert werden, nur so 
wird es möglich zu begreifen, warum im we- 
sentlichen gleiche räumliche Gestaltungswei- 
sen vollkommen verschiedene klassenspezifi- 
sche Bedeutungen haben können. Beispiel: 
Innenstadt. 

° So erscheint unteren sozialen Schichten, 
die oftmals die ursprünglichen Bewohner 
der heruntergekommenen, innenstadtnahen 
Wohnviertel sind und nur schwach aus- 
geprägte Zugänge zur Raumgestaltung ha- 
ben, der Raum als Falle. Ohne Eigentum 
am und im Raum - also ohne verfügbare 
Tauschwerte, werden Gebrauchswerte für das 
tägliche Überleben zentral für das eigene so- 
ziale Handeln. Formen der Nachbarschaft 
von gegenseitiger Hilfe und Ausplünderung 
in konfliktreichen zwischenmenschlichen 
Beziehungen bilden sich als meist unver- 
meidliche Folge der Situation heraus. Die 
Kontrolle über den Raum kann nur durch ei- 
ne kontinuierliche und aktive Aneignung ge- 
sichert werden. Ein dadurch begrenzter Aktı- 
onsradius konstituiert als Gefühl für die 
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Grenzen eine starke Raumidentität. Hierbei 
wird das gezwungene Zurückgeworfensein 
auf die eigene Nachbarschaft als Existenzvor- 
aussetzung einerseits wie auch als Verfesti- 
gung der sozialen Situation begriffen. 

« Wohlhabendere Gruppen als potentielle 
Bewohner aufgewerteter Altbauviertel hinge- 
gen, die durch Mobilität und Eigentum an 
den grundlegensten Reproduktionsmitteln 
ausreichend mit Tauschwerten ausgestattet 
sind, sind auf gemeinsame Gebrauchswerte 
im Sinne einer Existenzsicherung einer 
Nachbarschaft nicht angewiesen. Zugäng- 
lichkeit eines Gebietes bezieht sich eher auf 
Geschmack, Stil und ästhetische Wahrneh- 
mung. Die Kontrolle über den Raum muß al- 
so nicht über eine kontinuierliche Aneig- 
nung erobert werden. Vielmehr wird durch 
die spezifische Benutzung, das Reden und 
Schreiben dessen, was ein Gebiet sein soll ein 
Raumbild konstruiert, welches den sozialen 
Intentionen der Nutzer entgegenkommt. 
Symbolisches Kapital - also die Ansammlung 
von Luxusgütern, die den Geschmack und 
die Besonderheit des Eigentümers bezeugen 
— manifestiert den materiellen Unterschied. 
Übertragen auf städtebauliche Umfelder, 
werden Viertel selbst zu Symbolen gesell- 
schaftlicher Unterscheidung. Mittel dazu ist 
vor allem eine Ästhetisierung der realen so- 
zialen Verhältnisse durch die reale, imagi- 
nierte oder durch Nachahmung neu erschaf- 
fene Wiederherstellung von Geschichte, einer 
mit bestimmten Zuschreibungen und Images 
versehenen Konstitution der Nachbarschaft, 
oder der symbolisch aufgeladenen baulichen 
Gestaltung von Orten. 


Die Stadt als Ort sozialer Kämpfe 
Diese sozial völlig entgegengesetzten Aneig- 
nungsbedingungen des städtischen Raumes 
werden in zwei Bereichen besonders deutlich 
und tragen dort auch ungeschminkt ihren 
Klassencharakter nach außen. Zum einem 
der Wohnungsmarkt, der durch Qualität und 
Preis des Wohnens ökonomische Bedingun- 
gen direkt übersetzt, zum anderen die Struk- 
tur der öffentlichen Räume und gewerbli- 
cher Einrichtungen, die wesentlich die 
Gebrauchswerte eines Viertels oder einer 
ganzen Stadt bestimmen. 

Während der Kampf um preiswerten und 
gesunden Wohnraum eine lange Geschichte 
von Mietstreiks, Genossenschaftsgründun- 
gen und Hausbesetzungen hat, spielten be- 
wußte Auseinandersetzungen um die Nut- 
zung von Stadtteilen und öffentlichen Räu- 
men eine eher untergeordnete Rolle bei der 
Formierung städtischen Widerstandes. Statt- 
dessen wurde in diesem Bereich lediglich mit 
Verlusterfahrungen („es gibt kaum noch 
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Tante-Emma-Läden und die Yuppiekultur 
breitet sich überall aus“) argumentiert, oder 
eine Entpolitisierung durch die Sozialstrate- 
gen und ihrem Gerede von „sozialer Durch- 
mischung“ zugelassen. 


Wiederaneignung der Städte - 

Ansatz für eine linke Stadtpolitik 
Wesentlicher Effekt einer auf die gewünsch- 
ten „neuen Nutzer“ ausgerichteten Infra- 
struktur ist die Demontage der Existenzbe- 
dingungen der oftmals sozial degradierten 
„Altbewohner“ solcher Viertel. Denn bisher 
galten die unsanierten Altbauvierteln der In- 
nenstädte als Rückzugsräume von ökono- 
misch wie sozial benachteiligten Bevölke- 
rungsgruppen. Die Soziologen sprachen 
lange Zeit von den „A”s der Innenstädte: 
Ausländer, Alte, Auszubildende, Alleiner- 
ziehende. Läden, wo angeschrieben werden 
kann, Trinkhallen und Kneipen, die Treff- 
punkt, Jobbörse und Lebenskultur in einem 
sind, Straßenecken und Parkanlagen, in de- 
nen auch mal Geschäfte abgewickelt werden 
konnten - kurz eine den sozialen Bedürfnis- 
sen entsprechende Nutzungsstruktur war 
Voraussetzung und Folge eines Alltagslebens 
in diesen Vierteln, das neben der individuel- 
len Vorteilsoptimierung immer auch Ten- 
denzen von kollektiver Aneignung aufgewie- 
sen hat. 

Architekten, Anwälte und Ärzte, die ge- 
wünschten und vom Immobilienmarkt um- 
worbenen Neunutzer der innerstädtischen 
Altbauquartiere, haben nicht nur grundle- 
gend andere Ansprüche an einen Stadtteil, 
sondern sitzen durch ihre ökonomischen 
und kulturellen Ressourcen auch am länge- 
ren Hebel. Die Zurichtung einer Nachbar- 
schaft nach ihren Bedürfnissen ist zugleich 
die Aushöhlung der bisherigen Lebensbedin- 
gungen einer auf gegenseitige Hilfe angewie- 
senen Nachbarschaft. Neben den steigenden 
Mieten ist das Wesen des sozialen Angriffs in 
der Zerstörung und Umnutzung traditionel- 
ler Treffpunkte und Einrichtungen zu sehen. 
Die über Jahre erkämpfte Aneignung des 
Stadtteils und seiner Strukturen löst sich in 
kurzer Zeit in den Konturen einer Yuppiekul- 
tur auf. 

Linke Strategien der Verhinderung von 
Aufwertung beschränkten sich oftmals auf 
den Wohnbereich, Interventionen in die Ver- 
änderung der Infrastruktur war entweder 
militant-isoliert (z.B. Klasse gegen Klasse, die 
in Kreuzberg durch direkte Angriffe auf 
Edelrestaurants, Spezialitätengeschäfte und 
teure Autos versuchten, eine Aufwertung des 
Viertels zu verhindern, ohne jedoch dabei 
auf eine Basisbewegung zurückgreifen zu 
können) oder selbstbezogen (Kampf um den 


Erhalt eigener Projekte). An wirklich sozialen 
Mobilisierungen im Kampf um die Aneig- 
nung des Raumes zur Aufrechterhaltung von 
Armutsbewältigungsstrategien hat die Linke 
nur selten teilgenommen, da Stadtteil entwe- 
der als Kulisse der eigenen Lebenswelt gese- 
hen wurde und Tendenzen der Community- 
bildung immer wieder der Vorwurf einer 
falschen Identitätenbildung entgegengehal- 
ten wurde. Doch in Zeiten einer sich auch 
existenziell zuspitzenden Polarisierung in 
den Städten wird sich eine auf gesellschaftli- 
che Intervention gerichtete Politik den Luxus 
der Selbstbeschränktheit und theoretischen 
Reinheit nicht mehr leisten können. Doch 
gerade in der Doppelschlechtigkeit der All- 
tagserfahrungen liegen auch die Potentiale 
einer gesellschaftlichen Veränderung. 

Für eine auch von Linksradikalen getra- 
gene Auseinandersetzung um die Infra- und 
Gewerbestruktur von Wohnvierteln spre- 
chen folgende Punkte: 

« Es handelt sich um einen Interventions- 
raum, der im Gegensatz zum Mietenbereich 
nur gering institutionalisiert und reguliert 
ist. Zum einen nehmen sich keine großen so- 
zialdemokratische Vereine (wie Mieterge- 
meinschaft, Mieterbund) des Themas an, so 
daß? Handlungsoptionen frei gesetzt werden 
können, zum anderen gibt es nur sehr gerin- 
ge rechtliche Instrumentarien in diesem Be- 
reich, so daß auch legalistische Proteste kaum 
zum Zuge kommen werden. 

* Die Auseinandersetzung um das Gewer- 
be ist für viele ein Kampf um Existenzbedin- 
gungen. Doch anders als im Wohnbereich ist 
die Risikobereitschaft zur Teilnahme an 
praktischen Aktionen wesentlich größer. Oh- 
ne den Druck, die Wohnung zu verlieren, 
dennoch mit der Chance, eigene ökonomi- 
sche/vitale Interessen durchzusetzen, schei- 
nen Kampagnen zur Gewerbeentwicklung 
geeignet, einen größeren und für die einzel- 
nen Viertel repräsentiven Aktivistenkern zu 
gruppieren. 

° Aktionen zu öffentlichen Räumen und 
der Infrastruktur eines Stadtteils haben eine 
hohe Symbolkraft. Sie stehen für die Stim- 
mung und das Image eines Viertels. Gelingt 
es hier etwa Protestbereitschaft und nachbar- 
schaftliche Geschlossenenheit zu demon- 
strieren, so wirkt sich das sowohl positiv auf 
eigene Mobilisierungen als auch ab- 
schreckend auf von außen kommende Inve- 
stitionsstrategien aus. Solche ein „rebelli- 
scher Kiez“ kann dann auch Ausgangspunkt 
für weitere soziale Kimpfe werden. 

Diese etwas mechanisch klingende Ein- 
schätzung kann erst in den konkreten Aus- 
einandersetzung vor Ort richtig zum Tragen 
kommen. So versteht sich dieser Text nicht 


als Rezept für die Revolution aus der Westen- 
tasche, sondern als Anregung für eine kon- 
krete, in den Stadtteilen verankerte Politik. 


D. UnCKER 
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oder schriitlich: Colombia Popular - Tommy-Haus, Wilhelmstr.9, 10963 Berlin)) 


Der in Aragön / Spanien geborene 

Manuel Perez Martinez kam als Pfarrer Ende 
der 60er nach Lateinamerika. Von der 
Befreiungstheologie beeinflußt, begann er 
in Armenvierteln zu arbeiten. 

Nach seiner wiederholten Ausweisung 
schloß er sich in den 70ern der 
guevaristischen ELN an und wurde 1978 
zum politischen Verantwortlichen der 
Organisation gewählt. Das Interview wurde 
vom Nachrichtendienst Colombia 

Popular für diese ArRANcA! überarbeitet und 


aktualisiert. 


Diesen Sommer hat der kolumbianische 
Verteidigungsminister Echeverry der Gue- 
rilla wieder einmal einen Verhandlungsvor- 
schlag unterbreitet. So was passiert ja alle 
acht Monate und verläuft dann wieder im 
Sand. Ist die ELN überhaupt noch zu sol- 
chen Gesprächen bereit? 

Wenn die Vorschläge darauf abzielen wür- 
den, den sozialen und politischen Ursachen 
für den bewaffneten Konflikt in Kolumbien 
nachzugehen, sind wir natürlich zu Verhand- 
lungen bereit. Aber weder Präsident Samper 
noch Gilberto Echeverry Mejia sind beson- 
ders glaubwürdig. Wir sind gegenüber den 
Regierungsvorschlägen sehr skeptisch. 


Ein Ziel der kolumbianischen Rechten ist es, 
die politische Anerkennung der Paramilitärs 
als eigenständige Kraft neben der Guerilla 
und der Regierung zu erreichen. Kann man 
aus der Freundschaft von Verteidigungsmi- 
nister Echeverry mit dem rechtsradikalen 
Gouverneur Uribe Velez schließen, daß mit 
dem Verhandlungsvorschlag die Parami- 
litärs definitiv legalisiert werden sollen? 

Wir wollen nichts behaupten, was nicht 
ausdrücklich gesagt worden ist. Aber die Ab- 
sicht der Regierung ist zumindest uneindeu- 
tig, und deswegen war der Vorschlag von die- 
sem Sommer keine taugliche Initiative. 


Der Guerilladachverband Simön Bolivar 
(CGSB) funktioniert seit drei Jahren eher 
sporadisch. Es gibt zwar keinen Bruch, aber 
auch keine wirkliche Einheit. Wäre die ELN 
im Fall von Verhandlungen bereit, getrennt 
von FARC und EPL zu verhandeln? 

Nein, auf keinen Fall. Dabei geht es gar 
nicht so sehr um die CGSB, sondern darum, 
daß wir einen offenen Prozeß wollen. Einen 
Verhandlungsprozeß, bei dem alle möglichen 
politischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Kräfte teilnehmen. Wir wollen keine Exklusiv- 
verhandlungen zwischen Guerilla und Regie- 
rung und schon gar keine zwischen der ELN 
und der Regierung. 


Wäre die ELN bereit, mit Paramilitärs zu 
verhandeln? 

Nein. Die Paramilitärs sind Teil des Staates 
und keine eigenständige Kraft. Wir sind be- 
reit, mit den Sprechern zu reden, die der 
Staat als Vertreter für Verhandlungen be- 
nennt. Wenn er Paramilitärs zu Verhand- 
lungsführern macht, ist das seine Sache. Aber 
Voraussetzung ist, daß er öffentlich aner- 
kennt, daß die paramilitärischen Gruppen 
von staatlichen Stellen aufgebaut worden. 


Der Paramilitarismus breitet sich immer 
weiter aus. Selbst in den schlimmsten Zeiten 


waren die Todesschwadrone in Zentralame- 
rika nicht so präsent wie die Paramilitärs 
heute in Kolumbien. Was kann die ELN da- 
gegen unternehmen? 

Wir können dieses Phänomen nicht al- 
leine bekämpfen. Die Zivilbevölkerung muß 
sich selbst organisieren, um das, was sie an 
sozialen Errungenschaften besitzt, zu vertei- 
digen. Außerdem brauchen wir mehr Auf- 
merksamkeit von außen, das heißt sowohl 
von Regierungen als auch von Nichtregie- 
rungsorganisationen. Die UNO, die Organi- 
sation Amerikanischer Staaten, die interna- 
tionalen Regierungen, die Menschenrechts- 
organisationen etc., alle sind gefragt, den Pa- 
ramilitarismus in Kolumbien zu beobachten. 

Was uns betrifft, beschränken wir uns 
natürlich nicht darauf, den Paramilitarismus 
öffentlich zu machen, sondern wir greifen 
ihn auch direkt an. Wir glauben allerdings 
nicht, daß es richtig ist, alle Paramilitärs zu 
Feinden zu erklären, das würde zum offenen 
Bürgerkrieg führen. Entscheidend ist es, die 
Hintermänner, die den Paramilitarismus fi- 
nanzieren und organisieren, anzugreifen. 
Letztlich bedeutet das, daß wir uns mit der 
Armee auseinandersetzen müssen, denn in 
den meisten Fällen sind paramilitärische 
Morde verdeckte Aktionen der Armee. Die 
nachrichtendienstlichen Erkenntnisse für 
paramilitärische Operationen stammen fast 
immer aus den Reihen der Geheimdienste. 


Mit den CONVIVIR gibt es bereits von der 
Regierung anerkannte, legale paramilitäri- 
sche Gruppen. Die Armeespitze hat nun ge- 
fordert, die Nationalmilizen wieder zuzulas- 
sen. Das würde den Paramilitarismus insge- 
samt legalisieren. 

Das schlimmste, was dem Land passieren 
könnte, wäre eine Legalisierung des schmut- 
zigen Kriegs. Schon jetzt gibt es jede Woche 
ein paramilitärisches Massaker mit 10, 20, 
manchmal 50 Toten, die oft zuvor schwer ge- 
foltert werden. 

Aber das Ziel der Armee bei solchen Vor- 
schlägen ist eindeutig: die Verbreiterung des 
Paramilitarismus. Das ist US-Politik seit 
1962. Seit 1968/69 gibt es kolumbianische Ge- 
setze ın diesem Sinne, und die Ausbildung 
der Paramilitärs hat hauptsächlich an nord- 
amerikanischen Schulen stattgefunden Das ist 
Teil der ganz normalen Aufstandsbekämp- 
fung. 

Auch wenn solche Vorschläge deswegen 
nicht besonders verwunderlich sind, ist es 
doch bisher einzigartig in der Welt, daß der 
Völkermord an einer Bevölkerung offen le- 
galisiert wird. Der Terrorismus hat hier For- 
men angenommen, wo es nicht mehr um 
einzelne Massaker geht, sondern um die Aus- 
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löschung von bestimmten Teilen der Bevöl- 
kerung. 

Diese fürchterliche Begebenheit hat nur 
eine tröstliche Seite: Letztlich spiegelt sie die 
Unfähigkeit der Armee wieder, die Auf- 


standsbewegung wirksam zu bekämpfen und 
ihre Entwicklung zu stoppen. 


Wie erklärt ihr euch die Ausdehnung des Pa- 
ramilitarismus? 

Er ist Teil des Kriegs niedriger Intensität, wie 
er von den USA in unseren Ländern betrie- 
ben wird. Er ist ein Werkzeug, ein wesentli- 
cher Bestandteil dieses Krieg, weil die Rebel- 
lion der Bevölkerung auf andere Art nicht 
mehr gestoppt werden konnte. Das bedeutet, 
daß der Paramilitarismus gar nicht dazu da 
ist, die Guerilla zu bekämpfen, sondern die 
Zivilbevölkerung und ihre Führer anzugrei- 
fen. 


Welche Beweise habt ihr für eine Zusam- 
menarbeit der Armee mit den Paramilitärs? 
Wir haben bei Gefechten mit Paramilitärs 
Armeewaffen erbeutet, wir haben von der 
Polizei nach Massakern beschlagnahmte Ge- 
genstände bei Paramilitärs gefunden, oder 
wir haben Armeeausweise bei gefallenen Pa- 
ramilitärs entdeckt. 

Ein konkretes Beispiel: vor kurzem haben 
wir zwei Paramilitärs angegriffen, die wir er- 
kannten, weil sie auf einem Motorrad von er- 
mordeten Stadtteilbewohnern unterwegs 
waren. Bei der Aktion stellte sich heraus, daß 
einer der Paramilitärs der Kommandant des 
örtlichen Polizeipostens war. Und von sol- 
chen Beweisen gibt es Dutzende. 


Du hast über die Hintermänner des Parami- 
litarismus geredet, Leute wie den Gouver- 
neur von Antioquia, den Präsidenten der Ba- 
nanenunternehmer Augura (Achtet mal 
drauf: Turbo-Bananen!, die Arr.) und den 
Chef des Viehzüchterverbandes. Welche Po- 
litik verfolgt die ELN gegenüber solchen Per- 
sonen? 

Wir betrachten diese Personen nicht als Zivi- 
listen, sondern als direkte Agenten des Mi- 
litärapparats, das heißt, als militärische Ziele. 
Sie nehmen im Konflikt eine so bestim- 
mende Rolle ein, und zwar nicht nur als För- 
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derer des Paramilitarismus, sondern als Or- 
ganisatoren, Anführer und Vordenker, daß 
man sie wie die Armeespitze als direkte Ver- 
antwortliche der militärischen Aktivitäten in 
Kolumbien betrachten muß. 


In keinem Land der Welt werden so viele 
Menschen entführt wie in Kolumbien. Was 
ist eigentlich der Unterschied zwischen den 
Entführungen der Paramilitärs und denen 
der Guerilla? 

Der erste Unterschied besteht im Ziel. Uns 
geht uns nie um Rache. Wir halten Leute fest, 
die zu Multis und großen Monopolen 
gehören, oder aber Reichtümer besitzen, die 
sie durch Ausbeutung erworben haben. Das 
heißt, wir holen zu einem kleinen Teil das 
zurück, was der Bevölkerung geraubt worden 
ist, um es dann für die nationale Befreiung 
Kolumbiens zu verwenden. 

Der zweite Unterschied besteht darin, daß 
kein einziges von uns kassiertes Lösegeld für 
den persönlichen Nutzen einer Einzelperson 
verwendet wurde. Es sind Gelder, die dem 
Volk gehören und zu seiner Befreiung ver- 
wendet werden. 

In diesem Zusammenhang wollen wir 
außerdem klarstellen, daß wir zu einer lan- 
desweiten Debatte über das Thema Ent- 
führungen durchaus bereit sind, wenn dabei 
über alle gewalttätig Festgehaltenen geredet 
wird: also sowohl über die Gefangenen, die 
wir in den Volksgefängnissen haben, als auch 
über die Gefangenen, die in den Staatsge- 
fängnissen sitzen. Alle sind gleichermaßen 
wegen Rechtsbrüchen in Haft; entweder weil 
sie die Gesetze der Bourgeoisie verletzten 
oder weil sie unsere Gesetze gebrochen ha- 
ben. 

Wir würden diese Debatte über den Inhalt 
von Gesetzen wie auch über konkrete Einzel- 
fälle sofort führen, wenn auf Seiten der Re- 
gierung eine Bereitschaft dazu bestünde. Wir 
sind eine aufständische Kraft und tragen in 
vielen Regionen politische Verantwortung. 


In Kolumbien gibt es eine Million Kriegs- 
flüchtlinge, im September sind allein im De- 
partment Sucre wieder Tausende dazuge- 
kommen. Was schlägt die ELN diesen Leuten 
vor, die meistens in die Slums der Groß- 
städte abwandern? 

Zunächst mal möchte ich klarstellen, daß 
nicht wir für den Großteil der Vertreibungen 
verantwortlich sind. Die Regierung hat vor 
zwei Jahren die Einführung von „Speziellen 
Sicherheitszonen“ beschlossen. Dort hieß es 
ausdrücklich, daß man militärische Konflikt- 
gebiete von Zivilbevölkerung räumen wird. 
Die Regierung hat damals nicht erklärt, wie 
sie das bewerkstelligen will. Inzwischen weiß 


man es: mit Hilfe des Terrors, öffentlicher 
Folterungen, Massaker und massiver Bom- 
bardierungen. 

Die Kriegsflüchtlinge brauchen internatio- 
nale Solidarität, allerdings eine Solidarität, 
die sich nicht in unsere internen Konflikte 
einmischt. Eine Intervention, wie sie sich an 
der panamenischen Grenze abzeichnet, wird 
die Probleme in Kolumbien nur noch ver- 
schärfen. 

Was uns betrifft, bieten wir den Vertriebe- 
nen an, in unsere Zonen zu kommen. Wir 
werden sie mit offenen Armen empfangen, 
ihre Selbständigkeit respektieren und ihnen 
im Rahmen unserer Möglichkeiten helfen, 
ein menschenwürdiges Leben aufzubauen. 
Die Rückkehr der Vertriebenen ist die einzige 
vernünftige Lösung, aber dafür sind Sicher- 
heitsgarantien der Regierung und staatliche 
Entschädigungen nötig. 


Humanitäre Organisationen haben kriti- 
siert, daß die Guerilla Minderjährige in ihre 
Reihen aufnimmt. Stimmt das? 

Was die Beteiligung an Gefechten betrifft, so 
sind wir auch der Meinung, daß nur Voll- 
jährige dafür in Frage kommen. Das bedeutet 
aber nicht, daß nur Volljährige in die ELN 
eintreten können, denn wir sind nicht nur 
eine Armee. Es gibt Leute in unseren Reihen, 
die sich nicht an Kampfhandlungen beteili- 
gen. Wir haben daher die Regelung, daß man 
mindestens 16 sein muß, um in die Organisa- 
tion einzutreten. Um zu kämpfenden Einhei- 
ten zu gehören, muß man 18 sein. 


Die letzten Monate in Kolumbien sind von 
der Auseinandersetzung um die anstehen- 
den Wahlen bestimmt gewesen. Am 26. Ok- 
tober werden die Regional- und Gemeinde- 
parlamente gewählt, nächstes Jahr wird ein 
neuer Präsident bestimmt. Die Paramilitärs 
hatten schon frühzeitig angekündigt, linke 
Kandidaten zu erschießen. FARC und ELN 
begannen daraufhin mit einer groß angeleg- 
ten Sabotagekampagne. Warum? Bisher bo- 
ten Kommunalwahlen doch auch oft die 
Möglichkeit, linke Bürgermeister einzuset- 
zen. 

Unserer Meinung nach ist in Kolumbien ein 
„nationaler Notstand für die Demokratie” 
notwendig. Im Augenblick gibt es kein Klima 
für freie Wahlen. Deswegen sind wir gegen 
diese Wahlen und haben sie aktiv sabotiert. 
Der Sieg bei den anstehenden Wahlen bedeu- 
tet nichts, ihr Ausgang repräsentiert nicht die 
Wünsche der Bevölkerung. Nach den Wahlen 
wird es zu einer autoritären Regierung kom- 
men. Deshalb bringen die Wahlen im Augen- 
blick nur eine nie dagewesene Eskalation des 
Konflikts. 


ColomNlfar 


SERVICIO Informativo del Ejercito de Liberaciön Nacional 


Fast unbeachtet von der Medienöffent- 
lichkeit geht der Konflikt in Kolumbien 
weiter. In keinem lateinamerikanischen 
Land begehen Regierungskräfte so viele 
Menschenrechtsverletzungen wie in Ko- 
lumbien; nirgends gibt es so viele Tote 
des schmutzigen Krieges wie hier (jähr- 
lich 20000), aber auch nirgends auf dem 
Kontinent (mit Ausnahme Mexikos) ist 
die revolutionäre Linke so stark geblie- 
ben wie in dem Land am Isthmus: 

Im Juli 1996 mobilisierten sich 200 000 
Coca-Kleinbauern/innen gegen Herbizid- 
einsätze der Regierung und lieferten sich 
Straßenschlachten mit der scharf 
schießenden Armee. Im Herbst 96 legte 
ein bewaffneter Streik der Guerilla das 
Land für vier Wochen lahm. Im Februar 
1997 streikten die Staatsangestellten trotz 
der Kriminalisierungsdrohungen der Re- 
gierung und zwangen den Präsidenten 
Samper zumindest vorübergehend zur 
Abkehr von seiner neoliberalen Wirt- 
schaftspolitik. 

Von März bis Mai '97 kam es in allen 
Gefängnissen des Landes zu Aufständen, 
zu ihrem Höhepunkt beteiligten sich 
mehr als 10000 soziale und politische 
Gefangene daran. Im Juli erklärten die 
Paramilitärs linke Kandidatinnen für die 
anstehenden Wahlen zu militärischen 
Zielen. Die Guerilla forderte daraufhin 
Garantien der Regierung und begann 
nach einer Absage der Samper-Admini- 
stration schließlich im August, den Wahl- 
kampf aktiv zu sabotieren. 

Mehr als 1000 PolitikerInnen sind in- 
zwischen von den aufständischen Orga- 
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nisationen zeitweise festgehalten wor- 
den und mußten von ihren Kandidatu- 
ren zurücktreten, Wahlregister wurden 
verbrannt, paramilitärische Basen ange- 
griffen und zwei große Wasserkraftwer- 
ke gesprengt. Auch im Stadtgebiet von 
Bogota und Medellin kam es zu Angrif- 
fen der Guerilla. Die Wahlen sind in zwei 
Departments bereits abgesagt, in der 
Hälfte des Landes werden sie völlig irre- 
gulär sein. 

Ein nicht kleiner Teil der Öffentlich- 
keit hat sich deshalb der Forderung nach 
einer öffentlichen Debatte über die De- 
mokratisierung der Gesellschaft ange- 
schlossen. Außerdem haben sich die so- 
zialen Konflikte verschärft. Am 5. Sep- 
tember legten mehr als Hunderttausend 
Lehrer/innen, Telefonarbeiter/innen, Bank- 
angestellte und Straßenverkäufer/innen 
ihre Arbeit nieder und blockierten alle 
kolumbianischen Großstädte. Seit An- 
fang Oktober sind 40 000 Justizangestell- 
te im Streik. Auf dem Land kommt es je- 
de Woche zu neuen Flüchtlingswellen, 
weil die Paramilitärs ihren Terror auf im- 
mer neue Regionen ausbreiten. Nach of- 
fiziellen Angaben sind 1,8 Millionen Ko- 
lumbianer/innen in den verschiedenen 
Landesteilen auf der Flucht. 


ABER WER HAT DAVON AUCH NUR DIE 


GERINGSTE AHNUNG??? 


Das Problem mit Kolumbien scheint dar- 
in zu bestehen, daß die Verwirrungsstra- 
tegie der Regierung in den 80er Jahren 
voll aufgegangen ist. Durch den Aufbau 


einer Vielzahl paramilitärischer Todes- 
schwadrone und den Kampf mit dem 
Medellin-Kartell schuf sich die Regierung 
das Image einer hilflos zwischen den Ex- 
tremen agierenden Administration. Daß 
dies in jeder Hinsicht falsch ist, wird von 


Menschenrechtsorganisationen jedes 
Jahr detailliert belegt: hinter den Todes- 
schwadronen steckt die Armeespitze, die 
seit 15 Jahren straffrei Massaker in gro- 
Bem Stil arrangiert. Finanziert werden 
die Paramilitärs von verschiedensten Tei- 
len der Oberschicht: Großgrundbesitzern, 
Multis wie TEXACO, NESTLE und BP, Dro- 
genkartellen oder einheimischen Indu- 
striellen. 

Durch diese Form der Aufstands- 
bekämpfung wurde die legale Oppositi- 
on in den letzten Jahren ausgelöscht. Die 
politischen Organisationen der 80er Jah- 
re mußten sich auflösen und in den Unter- 
grund zurückziehen. Selbst die Gewerk- 
schaftsarbeit ist inzwischen ein halbklan- 
destines Unterfangen. 

Obwohl die kolumbianische Linke in 
den letzten 10 Jahren nie so stark war 
wie heute, ist ihre Stimme kaum noch zu 
hören. Kolumbien ist ein blinder Fleck 
auf der Weltkarte der linken Öffentlich- 
keit. 


Dagegen werden wir anschreiben. 
COLOMBIA POPULAR, den Nachrichten- 
dienst der ELN, gibt es alle 14 Tage 
aktualisiert auf Internet unter 
http://\www.berlinet.de/eln 

oder gegen 50 DM Unkostenbeitrag als 
monatliche Kopiensammlung. 
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EINE LÜGE VON GENERAL YANINE DIAZ” - 


Interview mit einem führenden Paramilitär über die Zusammenarbeit 
von Todesschwadronen und Armeespitze 


Alonso de Jesus Baquero, alias „Vladimir”, 
sitzt seit 1989 im Gefängnis. Davor war er 
einer der berüchtigsten Paramilitärs in Ko- 
lumbien. Zwischen 1987 und 89 hat er nach 
eigenen Angaben mehr als 100 Menschen 
umgebracht, die meisten von ihnen linke 
Oppositionelle. Er ist der Verantwortliche 
der Massaker von Segovia, Puerto Araujo 
undLa Rochela. 

Im Herbst 1996 kam Vladimir wieder in 
die Schlagzeilen, als gegen den General Ya- 
nine Diaz wegen eines Massaker an 19 
Händlern Anklage erhoben wurde. Yanine 
Diaz war als Kommandant der örtlichen 
Brigade ab 1984 in Zentralkolumbien ver- 
antwortlich für den Aufbau der ersten pa- 
ramilitärischen Gruppen, die das Eigentum 
des Großgrundbesitzer und Erdölmultis in 
der Region schützen sollten. Yanine Diaz 
war außerdem intellektueller Mitautor der 
Massaker gegen die Bananenarbeiter von 
Urabä 1988/89. 

Kurz vor seiner Ernennung zum Ober- 
kommandierenden des Heeres 1991, mußte 
sich General Yanine wegen der Menschen- 
rechtsfälle offiziell zurückziehen. Er wurde 
bezeichnenderweise an die CIA-nahe „In- 
teramerikanische Schule für Verteidigungs- 
fragen” in Washington berufen, wo er bis 
letztes Jahr lehrte. 

Ende 1996 kehrte der General nach Ko- 
lumbien zurück, um sich vor Gericht zu ver- 


. antworten. Der Fall wurde innerhalb kürze- 


ster Zeitan die Militärjustiz abgegeben, die 
- wie zu erwarten war - Yanine Diaz in allen 
Punkten freisprach. Sogar die US-Regierung 
verurteilte dieses Vorgehen, das allen Ab- 
kommen internationalen Rechts wider- 
spricht. (Der Chef der Militärjustiz, Armee- 
kommandant Bonett ist selbst der Beteili- 
gung am Staatsmassaker von Trujillo 
1992/93 überführt worden). 

„Vladimir” wiederholte daraufhin in der 
bürgerlichen LA SEMANA seine Anschuldi- 
gungen gegen General Yanine Diaz, der 
weiterhin zu den Schlüsselfiguren des 
schmutzigen Kriegs in Kolumbien zählt. 


Sie sind berühmt geworden, weil Sie zu der 
Gruppe von Paramilitärs gehörten, die 
1988 von den israelischen Söldnern um Yair 
Klein ausgebildet wurden. Man sagt, Sie 
wären ihr bester Schüler gewesen ... 
Nein, ich war nicht der beste. Ponzona und 
Henry waren beim Scharfschießen besser 
als ich. Aber es stimmt, daß mich Yair Klein 
immer für einen begabten Schüler hielt. 

Sie unterrichteten uns die englische und 
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deutsche Taktik, die darin besteht, daß man 
den Gegner mit der Wurzel auslöschen 
muß. Sie sagten uns, daß ein Guerillero 
oder ein Kollaborateur, der sich an einer 
strategisch wichtigen Stelle befindet, sehr 
großen Schaden anrichten kann. Deswegen 
sind wir wie Verrückte losgezogen, um Kol- 
laborateure der Guerilla und die FARC 
selbst zu verfolgen. Und wir haben sehr 
hart ausgeteilt. Wir gaben es allen, die wir 
aufspürten. Es war aufregend, ein Schüler 
von Yair Klein zu sein. 


Deswegen wurden Sie zum Chef der Para- 
militärs in dieser Zone? 

Ja. Unter den Ausgewählten zu sein, war 
das größte. Immer wenn es Handstreiche 
gegen die Guerilla gab, waren wir unter 
den ersten. So war das auch, als La Uribe, 
die Zentrale der FARC, überfallen werden 
sollte. Wir waren in der Schule „El 50”, in 
Larisa bei Puerto Boyaca (hochmilitarisierte 
Gegend nördlich 150 Kilometer nördlich 
von Bogotä). Der Kurs war im April zu Ende 
und sie wollten 60 von uns mitnehmen, um 
das Generalsekretariat der FARC zu zer- 
stören. Der Plan wurde aber irgendwie ab- 
gefangen, und Jacobo Arenas von den 
FARC machte die Sache öffentlich. 


Ist es wahr, daß die Chefs des Medellin-Kar- 
tells die israelischen Söldner ins Land ge- 
holt haben? 

Zu dieser Zeit eskortierten wir Pablo Esco- 
bar und Gonzalo Rodriguez vom Medellin- 
Kartell, wenn sie zu ihren Fincas in der Ge- 
gend kamen. Bei einer dieser Gelegenhei- 
ten lernte ich die beiden kennen. Sie finan- 
zierten die Paramilitärs, weil sie auf 
unseren Schutz im Fall einer Verfolgung 
durch die Regierung zählten. Aber dann 
grenzte sich Henry Perez (Großgrundbesit- 
zer und Chef der Paramilitärs in der Regi- 
on) von ihnen ab. Er sagte, daß die Parami- 
litärs nicht in den Krieg des Medellin-Kar- 
tells gegen die Regierung hineingezogen 
werden dürften. Ihre Aufgabe sei es, die 
Guerilla zu bekämpfen und das Land der 
Viehzüchter zu verteidigen. Deswegen er- 
klärten Escobar und Rodriguez Perez zu 
ihrem Feind und ordneten schließlich sei- 
nen Tod an. 


Sie haben die Beteiligung an 6 Massakern zu- 
gegeben, bei denen mehr als 100 Menschen 
starben. Eines der schlimmsten war das Mas- 
saker an den Untersuchungskommission von La 
Rochela 1989. Warum haben Sie das gemacht? 


Der Politiker Tiberio Villarreal ließ uns die 
Information zukommen, daß mehrere Juri- 
sten in der Nähe von Barrancabermeja un- 
terwegs seien, und er empfahl uns, sie zu 
überfallen, um ihnen ihre Unterlagen ab- 
zunehmen. Henry Perez befürchtete, daß 
sie einige kleinere Laboratorien entdecken 
könnten, die wir beschützten, und gab 
Gonzalo Rodriguez Bescheid. Der wieder- 
um befahl uns, die Richter zu töten und sie 
auf der Straße liegenzulassen, damit „kei- 
ne anderen kommen”. 

Das war mein Job. Ich sollte sie töten, 
egal wie. Wir bezahlten einigen Polizisten 
in El Centro ein bißchen Geld, damit sie die 
Kommission nicht eskortierten. Danach 
kam mir der Einfall, uns als 23. Front der 
FARC auszugeben. Als wir die Wagen an- 
hielten, identifizierte ich mich als „Kom- 
mandant” Vladimir. Ich befahl, auf die 
Richter zu schießen, ihre Fahrzeuge in die 
Luft zu jagen und auf die Reste „Parami- 
litärs raus” zu schreiben, damit alle glau- 
ben, es sei ein Angriff der Guerilla gewe- 
sen. Aber die Person, die dafür zuständig 
war, die Wagen zu sprengen, machte das 
nicht und deswegen wurden wir entdeckt. 
Am gleichen Tag wußten wir, daß es drei 
Überlebende gab. 


Was passierte mit denen? 

Einer starb noch in der Notaufnahme in 
Barrancabermeja, den anderen töteten auf 
Anweisung von P&Erez einige Kollegen in 
Bogotä und der dritte konnte entkommen. 
Nach dem Massaker behielt ich einige Tage 
die Unterlagen der Staatsanwaltschaft. Ich 
las sie und stellte fest, daß die Kommission 
nur ein paar Todesfälle in der Gegend un- 
tersuchen wollte. Nichts weiter. 


Ein anderes Massaker, wegen dem Sie im 
Blickfeld der Öffentlichkeit stehen, ist der 
Mord an 19 Händlern, die 1987 auf dem Weg 
nach Medellin getötet wurden. Bei den Er- 
mittlungen wurden mehrere Militärs, dar- 
unter der General Farouk Yanine belastet. 
Gegen Yanine ist die Anklage inzwischen 
fallen gelassen worden. Sie haben ihn bela- 
stet, aber der General führte vor dem Ge- 
richt aus, daß er sich nicht einmal kennt. 
Er lügt, denn wir kennen uns schon lange. 
Ich habe ihn zum ersten Mal im Artillerie- 
bataillon in Bogotä gesprochen. An diesem 
Tag gab ich einigen Unteroffizieren einen 
Kurs. Der Coronel Dionisio Vergara hatte 
mich mitgenommen. Bei dem Vortrag sagte 
ich, daß sich die Armee in den ländlichen 
Gebieten falsch bewegt und daß ihr deswe- 
gen so oft Hinterhalte gelegt werden. 
Danach traf ich General Yanine in der 
„schule Nr.1” in der Nähe von Puerto 


Boyaca. Er kam persönlich mit dem Coronel 
Davila, Kommandant des Bataillons Barbu- 
la und einem Leutnant namens Campaz. 
Bei diesem Treffen vereinbarten wir, daß 
die Paramilitärs aus der Defensive in die Of- 
fensive übergehen sollten. Der General Ya- 
nine selbst sagte, daß wir die Aufgaben er- 
ledigen sollten, die die Armee nicht über- 
nehmen könne. 


Aber der General Yanine legte vor Gericht 
die Aussagen von mehr als 1500 Personen 
vor, daß er in Bogotä war, als das Massaker 
an den Händlern verübt wurde. 

Es ist kein Geheimnis, daß sich ein General 
oder überhaupt jemand aus der Armee 
leicht im Land bewegen kann. Als er Chef 
der Militärschule in Bogotä war, fuhr er 
nicht nur zur „Schule Nr.1”, sondern er kam 
auch nach Vuelta Acuna, um eine neue para- 
militärisch Einheit einzuweihen. Richtig ist, 
daß er zu dieser Zeit in Bogotä arbeitete. 


Wie können Sie das beweisen? 

Wenn er in die „Schule Nr. 1” kam, wo wir 
den Bauern eine zwei bis dreimonatige 
Ausbildung gaben, flog Yanine im Helikop- 
ter bis zum Bataillon Barbula und fuhr von 
dort mit dem Wagen des Kommandanten. 
Nach Vuelta Acuna flog er direkt im Ar- 
meehubschrauber. 


Bei welchen anderen Gelegenheiten hatten 
Sie mit dem General zu tun? 

Bevor ich mit ihm in der Artillerieschule 
sprach und ihn in der „Schule Nr.1” und Vu- 
elta Acuna traf, hatte ich ihn in Tolemaida, 
in Melgar gesehen. Ich hielt vor einigen 
Hauptleuten Vorträge. Dabei war auch ein 
us-amerikanischer Captain, namens Lonco- 
ria und ein kolumbianischer Offizier mit dem 
Nachnamen Frattini. 


Aber Yanine hat ausgesagt, daß er den Be- 
fehl gab, sie zu verhaften. 

Das ist noch so eine Lüge. Als ich in Tolemaida 
war, kamen General Yanine, Coronel Verga- 
ra, der dort Ausbilder war und General Ma- 
nuel Murillo an. Sie sagten mir, daß ich nicht 
länger in der Armee arbeiten könne, weil 
ich als Paramilitär bekannt sei. Sie schlugen 
mir vor, nach Puerto Boyaca zu gehen, um 
mit dem Großgrundbesitzer Henry Perez zu 
arbeiten, und zwar nicht als einfacher Para- 
militär, sondern als Ausbilder. Ich folgte 
ihrem Rat und so kam ich wenig später in 
die „Schule“ Nr. 1, wo uns Yanine besuchte. 


Ohne das genauer zu konkretisieren, sag- 
ten Sie, daß der General Yanine Ihren Chef 
Perez anrief, um das Massaker an den 
Händlern abzusprechen ... 


Das mit dem Anruf ist wahr. Ich habe der 
Staatsanwaltschaft gesagt, wo sie ein Ver- 
steck mit Kassetten und Dokumenten fin- 
den kann, das Henry Perez für den Fall an- 
gelegt hatte, daß die Armee ihn fallen las- 
sen würde. Ich weiß nicht, ob die Staatsan- 
waltschaft das Versteck fand. 

Als Yanine Kommandant in Bucaraman- 
ga war, kümmerte er sich um die Sache mit 
den Händlern, weil sie Kollaborateure der 
Guerilla waren. Ich hörte den Mitschnitt 
des Gesprächs, wo Yanine zu Perez sagte, 
daß es unbegreifbar sei, wie dreist diese 
Leute Waffen an uns vorbei zur Guerilla 
schmuggelten. Ich hörte die Kassette, weil 
Perez uns manchmal sagte: „Schaut mal, 
was ich hier von diesem General oder Politi- 
ker habe. Hört euch das mal an.“ 


Ja, aber es ist schwer einer Kassette zu 
glauben, die nicht auftaucht ... 
Die Kassette existiert oder sie existierte zu- 
mindest Mehrere Militärs haben die 
Strategie ausgearbeitet, um die 19 Händler 
zu ermorden. Wenn es nicht Verzögerun- 
gen gegeben hätte, wären sogar 40 und 
nicht nur 19 gestorben. Die Vorgehenswei- 
se war mit mehreren Heeresmitgliedern ab- 
gesprochen. Ein Offizier namens Salinas 
von der Geheimdienstabteilung des Batail- 
Ions Calibio war beauftragt worden, die 
Schmuggler von Elektrogeräten zu enttar- 
nen und herauszubekommen, wer die ver- 
steckten Waffen für die Guerilla transpor- 
tierte. Das passierte, als Yanine nur noch 
wenige Tage in der Il.Division vor sich hatte. 
Als es zudem Massaker kam, war er in 
Bogotä, aber er war immer auf dem Lau- 
fenden. Was danach passierte, hab ich in 
meiner Aussage ausführlich beschrieben: 
Wie wir die Händler entführten, ihre Kör- 
per zerteilten und in den Fluß warfen. Des- 
wegen tauchten auch die Leichen nie auf. 
Ich erklärte mich vor Gericht schuldig, weil 
ich die Aktion leitete. 


Trotzdem wirkt es, als ob ihre Aussagen 
nicht präzis genug wären. 

Nein, ich habe die ganze Wahrheit gesagt. 
Vielleicht irre ich mich bei manchen Zeit- 
punkten und Vornamen, weil ich ein 
schlechtes Gedächtnis habe. Aber nicht bei 
den Nachnamen. Hören Sie, ich will nicht, 
daß es heißt, ich hätte den General ver- 
folgt, weil er mächtig und in der Armee ein 
Idol ist. Aber was mir nicht gefällt, ist, daß 
sie jetzt alles leugnen, nachdem wir so viel 
riskiert haben, um den Krieg zu gewinnen. 


Warum haben Sie sich erst, nachdem Sie 
wegen dem Massaker in la Rochela zu 30 
Jahren Haft verurteilt worden waren, dazu 


ColaMiker 


entschieden, mit der Staatsanwaltschaft 
zusammenzuarbeiten? 

Als mir die Staatsanwaltschaft mit einer 
Reihe von Prozessen drohte, unter ande- 
rem wegen den Morden an den 19 Händler, 
dem Massaker in Segovia und den Söldnern 
von Yair Klein, beschloß ich zu verhandeln. 
Wir haben tagelang um Begünstigungen 
gefeilscht. Ich sagte, daß ich ein abge- 
schlossener Fall sei, und daß sie, wenn sie 
das neu aufrollen würden, die ganzen 
Grausamkeiten der Paramilitärs in Kolum- 
bien aufdecken würden. Und ich sagte, daß 
sie mir zusätzliche Jahre wegen Lügens auf- 
brummen sollten, wenn sie meine Aussa- 
gen bei ihren Ermittlungen nicht bestäti- 
gen könnten. 


Hat die Militärjustiz sie aufgefordert, bei den 
Ermittlungen gegen Yanine auszusagen? 
Nein. Es kam eine Hauptfrau der Armee, 
um mich wegen dem Sergeant Hernändez 
und seiner Beteiligung an dem Tod der 
Händler auszufragen. Der Anwalt des Ser- 
geants meinte danach, noch in Anwesen- 
heit der Hauptfrau: „Sie haben uns mit die- 
ser Aussage umgebracht.” Aber dabei wur- 
de Yanine nie erwähnt. 


Wegen dem Massaker an den Händlern hat 
ein Richter in Cücuta vier Personen verur- 
teilt. Kannten sie die? 

Ja, natürlich. Sie waren bei der Entführung 
und der Ermordung dabei. Was ich nicht 
verstehe, ist, wie diese Personen mit Bewei- 
sen, die ich geliefert habe, verurteilt wer- 
den können, und die Militärs nicht. 


Ist Ihnen klar, daß das Land Sie als gewis- 
senlosen Mörder betrachtet? 

Heute, wenn ich den Krieg von hier drin- 
nen betrachte, weiß ich, daß ich die Rolle 
eines Kettenhundes gespielt habe. Aber 
wenn man einen Paten hat, der einen be- 
schützt, in unserem Fall die Armee, dann 
denkt man nicht an die Folgen. Das ist es, 
was mir passierte. Ich fühlte mich wegen 
dem Schutz der Armee stark und deswegen 
hatten wir keine Angst wegen den Sachen, 
die wir machten. 


Würden Sie wieder töten? 

So wie damals nicht, nein. Vielleicht zufäl- 
lig, vielleicht bei einem Unfall, man weiß 
nie. Aber ich will den Opfer des Kriegs, den 
Familien derjenigen, die ich getötet habe, 
etwas sagen: Ich kann nicht um Vergebung 
bitten, die können sie mir nicht geben. 
Aber ich will mich für alles entschuldigen, 
für diesen ganzen Alptraum, und ich bitte 
sie, daß sie für ihre Toten und Verschwun- 
denen beten. 
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Colgyrhifer 


Die kolumbianischen Guerillass ELN und 
FARC-EP entstanden 1964. Heute sind sie in 
mehr als 650 der 1000 kolumbianischen 
Munizipien präsent. In vielen Gegenden 
üben sie wesentlichen politischen Einfluß 
aus. Trotzdem ist über ihr politisches Pro- 
jekt wenig bekannt. Hier einige Positionen 
der Organisation: 


„Die Macht wird nicht erobert, sie wird 

aufgebaut!” - Poder Popular 
„Seit 1983 vertritt die ELN, daß man gesell- 
schaftliche Macht nicht einfach militärisch 
erobern kann, sondern sie über einen lan- 
gen Zeitraum aufbauen muß. Revolution 
ist kein linker Staatsstreich, sondern ein 
langwieriger Prozeß, in dem neue Formen 
von Macht entstehen, in dem Selbstverwal- 
tung die autoritären und repressiven 
Machtstrukturen kapitalistischer Demokra- 
tien ersetzt. 

Poder Popular bedeutet Bauernver- 
sammlungen, Basisgewerkschaften, be- 
waffnete Milizen und Kooperativen oder 
Armenküchen. Poder Popular beinhaltet ei- 
ne neue, partizipative und rebellische Kul- 
tur von unten. Es ist das Entstehen von neu- 
en sozialen Beziehungen zwischen den 
Menschen auf der Grundlage von Solida- 
rität und Gleichheit. 

Obwohl der schmutzige Krieg in Kolum- 
bien offene Organisierungsformen prak- 
tisch unmöglich gemacht hat, ist die ELN 
weiterhin diesem Konzept revolutionärer 
Macht von unten verpflichtet. 


Für eine sozialistische Gesellschaft 

In den Ostblockstaaten standen die Büro- 
kratien für eine Politik der Unterdrückung 
und des Paternalismus. Dagegen muß die 
revolutionäre Bewegung zu den Ursprün- 
gen des Sozialismus zurück : die Selbstbe- 
stimmung der Bevölkerung, der Respekt 
für die Minderheiten, der Humanismus und 
die direkte Volksdemokratie. 

Ansonsten hat sich nichts geändert: Im 
Kapitalismus sind Gleichheit, materielle 
Grundversorgung und ein Ende des Ausbeu- 
tung nicht zu haben. Im Kapitalismus ist die 
Handlungsmaxime nicht die Befriedigung 
menschlicher Bedürfnissen, sondern das 
Gesetz des Marktes und der Konkurrenz. 
Die ELN kämpft für eine Gesellschaft ohne 
Ausbeutung - eine sozialistische Gesellschaft. 


Die Drogendealer sind die neue, aufstreben- 
de Bourgeoisie - NEIN zum Drogenhandel 
Die ELN lehnt den Drogenhandel und -an- 
bau aus moralischen und prinzipiellen 
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Gründen grundsätzlich ab. Coca zerstört 
die Gesundheit der Abhängigen, schafft 
Mafias und beeinträchtigt die Gesundheit 
der Bevölkerung in den Anbaugebieten. 
Zum Teil liegt das an der Illegalisierung der 
Drogen. Die Mafia beispielsweise hätte sich 
nie entwickeln können, wenn der Drogen- 
export legal wäre. In dieser Hinsicht wäre 
es auch nicht zu den fürchterlichen sozialen 
Zerfallserscheinungen gekommen, die heu- 
te in Kolumbien zu beobachten sind. In den 
Konsumländern führt die Illegalisierung 
der Drogen zur Verfolgung der Abhängi- 
gen und fördert ebenfalls die Kriminalität. 
Deswegen glauben wir nicht, daß die Ille- 
galisierung von Abhängigen und Kleinbau- 
ern eine Lösung des Problems sein kann. 

Gleichzeitig wissen wir aber auch, daß 
auch das Kokain selbst ein Problem dar- 
stellt. Kokain enthält zahllose sowohl für 
den Produzenten als auch den Konsumen- 
ten schädliche Bestandteile. 

Aus diesem Grund bekämpfen wir den 
Cocaanbau und -handel in unseren Gebie- 
ten. Wir sind gegen repressive Maßnahmen 
gegen Kleinbauern, aber fördern die Sub- 
stitution (Nahrungsmittel statt Coca), in 
dem wir die Bauern im Rahmen unserer 
Möglichkeiten mit Krediten unterstützen. 
Wir unterhalten keine, d.h. auch keine indi- 
rekten, Verbindungen zum Drogenhandel.” 

(Anmerkung: In diesem Sinne hat die 
Kommandantur der ELN den Regierungen 
der EU 1995 den Vorschlag unterbreitet, 
den Cocaanbau in den beeinflußten Gebie- 
te völlig zu unterbinden, wenn die EU sich 
verpflichtet, Infrastrukturmaßnahmen in 
den abgelegenen Gebieten zu finanzieren. 
Trotz vorheriger Zusagen hat die EU auf 
diesen Vorschlag nie geantwortet.) 


Der bewaffnete Kampf ist legitim 

„Die Guerilla ist nicht die Ursache der Ge- 
walt. Der Hunger, das Elend, die Unter- 
drückung, die Vergewaltigungen und Kri- 
minalität sind nicht von der Guerilla ge- 
macht worden. Der bewaffnete Kampf in 
Lateinamerika ist Folge dieser Wirklichkeit. 
Er ist der Versuch der Unterdrückten sich zu 
befreien. 

Deswegen wird die ELN die Waffen so- 
lange nicht abgeben, bis die Ursachen des 
bewaffneten Kampfs verschwunden sind. 

Nichtsdestotrotz ist die ELN für Ver- 
handlungen und konkrete Vereinbarungen 
mit der Regierung offen, wenn diese die 
Lebensbedingungen der Unterschichten un- 
mittelbar verbessern. Der bewaffnete Kampf 
ist kein Ziel; er ist eine Notwendigkeit, die 
verschwinden wird, wenn die Gewalt der 
Herrschenden aufhört. 


Die kolumbianische Guerilla ist nicht 
militaristisch 
Der ELN ist klar, daß nur breite Bewegun- 
gen die Gesellschaft verändern können. 

Der Terror der Todesschwadrone in Ko- 
lumbien übertrifft alle bisherigen Erfah- 
rungen in Lateinamerika; es gibt 20.000 
Tote jährlich, das ist mehr als die argentini- 
sche Militärdiktatur in ihren schlimmsten 
Jahren zu verantworten hat. 

Der Terror der Armee und der Paramili- 
tärs richtet sich gegen AnführerInnen der 
Massenbewegung, Bauern/innen, Angehö- 
rige von Guerilleros/as, Straßenkindern, Klein- 
kriminelle, Drogenabhängige, Homosexu- 
elle, Menschenrechtler/innen und Prostitu- 
ierte. Es gibt immer weniger Gegenden, in 
denen die Paramilitärs keinen Terror ver- 
breiten. Auch die Repression durch die Justiz 
nimmt zu: Gewerkschafter/innen werden 
verhaftet und Streiks einfach illegal erklärt. 

Der kolumbianischen Opposition blei- 
ben immer weniger politische Spielräume. 
Der Kampf im Untergrund wird somit zum 
einzigen gangbaren Weg. 


Eine Revolution von allen für alle! 

Eine internationalistische Revolution! 
Die ELN weiß, daß die Guerilla nicht die 
einzige Kraft der Veränderung sein kann. 
Soziale Prozesse brauchen viele Protagoni- 
sten und mehrere Avantgarden. In diesem 
Sinne redet die ELN von einer „kollektiven 
Avantgarde”: den Guerillaorganisationen, 
der politischen Linken und den radikalen 
sozialen Bewegungen. 

Das Ziel ist eine Revolution, die die 
Rechte der doppelt Ausgebeuteten vertei- 
digt: der Frauen, Indigenas und Schwarzen. 
Eine Revolution, die zwar auf marxistischen 
Prinzipien aufbaut, aber sich auch auf an- 
dere Erfahrungen und Theorien stützt. Eine 
Revolution, die die lateinamerikanische Wirk- 
lichkeit zur Grundlage des Projekts macht. 

Die ELN hat ihren Namen („Nationales 
Befreiungsheer”) von den guevaristischen 
Guerillas der 60er Jahre. Sie kämpft gegen 
den nordamerikanischen Imperialismus auf 
dem lateinamerikanischen Kontinent. Den- 
noch vertritt sie keinen kolumbianischen 
Nationalismus. Die ELN hat sich immer aktiv 
am Aufbau einer lateinamerikanischen Be- 
wegung beteiligt und betrachtet sich als 
Teil einer weltweiten antikapitalistischen 
Strömung. 


Kolumbien den Arbeiterinnen 

Kein Schritt zurück 

Befreiung oder Tod 

Montanas de Colombia, November 1996” 


Was passiert den Kandidaten, die in einer 
Einflußzone der Guerilla Wahlkampf ma- 
chen? 

Wir machen ihn klar, daß es nicht der rich- 
tige Moment für solche Kampagnen ist und 
legen ihnen deswegen nahe, sich aus diesen 
Zonen zu entfernen. 


Wenn es Kandidaten der Paramilitärs sind? 
Das hängt von der Funktion dieser Person 
innerhalb des Paramilitarismus ab. Ich hab 
schon zuvor gesagt, daß unsere Politik nicht 
darauf abzielt, alle Paramilitärs zu militäri- 
schen Angriffszielen zu erklären. Unsere Po- 
litik richtet sich gegen die Hintermänner und 
Strategen. Wenn die betreffende Person nicht 
dazu gehört, respektieren wir ihr Leben, aber 
legen ihr nahe, unsere Einflußgebiete zu ver- 
lassen. 


Was passiert linken Kandidaten der UP, M- 
19, CRS oder KP, die in den Einflußgebieten 
der Guerilla Wahlkampf machen? 

Wir sagen ihnen das gleiche wie allen ande- 
ren auch. Wir weisen sie daraufhin, daß der 
Paramilitarismus ihr Leben nicht respektiert 
und daß die aufrechteste Position, für ihr ei- 
genes Leben und die Demokratie einzutre- 
ten, deshalb darin besteht, für das Notstands- 
dekret zu kämpfen. Das heißt, unsere Politik 
ist für alle gleich. 


Nach dem Fall des Sozialismus und den Pro- 
blemen Kubas scheint es, als ob der bewaff- 
nete Kampf seinen Sinn verloren habe. Wel- 
chen Sozialismus verfolgt die ELN? 

Wir glauben, daß der Klassenkampf und der 
bewaffnete Kampf als Ausdruck dieses Klas- 
senkampfs weiterhin notwendig sind. Wir 
befinden uns in einer Phase offener und sehr 
harter Auseinandersetzungen, und zwar ganz 
genau deshalb, weil der Sozialismus einen 
strategischen Schlag erlitten hat. Der Kampf 
aber wird dadurch eher noch notwendiger als 
früher. 
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Der Kapitalismus hat die Probleme der 
Bevölkerung nicht gelöst. Wo wir auch hin- 
schauen: Die Leute leben in schlechteren Ver- 
hältnissen, es gibt keine Garantien für das Le- 
ben, die Demokratie und die Freiheit mehr. 
Auch die Menschheitsprobleme verschärfen 
sich: die ökologischen Probleme, die interna- 
tionale Ungleichheit, der Rassismus, der 
Chauvinismus und die Fremdenfeindlich- 
keit; die Diskriminierung von Minderheiten 
und von Frauen. Für die Hälfte der Mensch- 
heit gibt es keine gleichberechtigte Beteili- 
gung am sozialen und wirtschaftlichen Leben. 

Dewegen brauchen wir eine andere Ge- 
sellschaft. Wir wollen einen humanistischen, 
demokratischen und befreienden Sozialis- 
mus, in dem die wirtschaftliche Entwicklung 
in der Welt allen Menschen gleichermaßen 
zugute kommt, wo Erziehung, Gesundheit 
und Wohnung als gesellschaftliche Aufgaben 
gesehen und gelöst werden. Eine Gesell- 
schaft, in der Brüderlichkeit und Solidarität 
und nicht der strukturelle Egoismus, wie er 
vom Kapitalismus repräsentiert wird, die Es- 
senz darstellen. 


Ein Problem der sozialistischen Revolutio- 
nen war, daß die Initiativen der Bevölkerung 
immer erstickt wurden. Es entstanden ab- 
hängige Menschen, die sich nicht für die 
Entwicklung des Landes verantwortlich 
fühlten. Was kann getan werden, damit im 
Sozialismus die Produktivität im gleichen 
Rhythmus wie die Ausgaben eines Landes 
wächst? 

Eine neue Gesellschaft muß mit dem Pater- 
nalismus Schluß machen. Auch in der katho- 
lischen Kirche hat die paternalistische Politik 
die Situation der Armen nicht verbessern. 
Für den Sozialismus gilt das gleiche. 

Es ist viel gerechter und menschlicher, die 
Leute davon zu überzeugen, daß die großen 
Entwicklungen nur mit der Arbeit aller, mit 
der gemeinsamenSuche nach Effizienz und 
Produktivität zu erreichen sind. Alle müssen 
etwas beitragen, so wie auch alle Nutzen aus 
diesen Entwicklungen ziehen. 

In den sozialistischen Staaten dachte man, 
daß man eine ganz tolle Gesellschaft aufge- 
baut hätte, weil keine Bettler, Prostituierten 
und Straßenverkäufer mehr zu sehen waren. 
Aber die Veränderung ist mehr als nur das 
Verbot von bestimmten Arbeiten, es ist die 
Umerziehung einer Bevölkerung, die sich in 
bewußte produktive und wirtschaftliche ak- 
tive Menschen verwandelt. 


Die politische Linke ist in Kolumbien nicht 
besonders präsent. Was ist los und wie kann 
sie aus dieser Situation wieder herauskom- 
men? 


Wir sind dabei, uns neu zu organisieren. Wir 
erleben eine ideologische, militärische und 
sogar terroristische Offensive des Staates, uns 
wird wie in allen Ländern der dritten Welt 
das kulturelle, wirtschaftliche und philoso- 
phische Modell des Neoliberalismus aufge- 
zwungen. Wir müssen gegen diesen Angriff 
erst einmal Widerstand leisten lernen. Mit 
dieser Überlegung stehen wir nicht alleine 
da. Es ist eine weltweite Strömung gegen 
diese Form von Kapitalimus entstanden, mit 
der wir uns völlig identifizieren. 

Wir kämpfen weiter gegen Imperialismus 
und Kapitalismus, auch wenn wir gleichzeitig 
unsere Theorie neu erfinden oder zumindest 
neu formulieren müssen. Und wir bauen 
diese Gesellschaft schon heute Stück für 
Stück auf; nicht nur in der Theorie, sondern 
auch in der Praxis. 

Wir entwickeln mit der Bevölkerung das 
Poder Popular, Selbstregierungsformen, in 
denen die Leute ihre wirtschaftlichen, sozia- 
len, juristischen und demokratischen Ge- 
setze selbst formulieren, wo sie die Angele- 
genheiten ihrer Gemeinde in Selbstverwal- 
tung regeln. Auf diese Weise werden alterna- 
tive Entwicklungswege möglich. 


Eine letzte Frage: Dieses Jahr gab es zahlrei- 
che Knastkämpfe, bei denen überall Fahnen 
der ELN auftauchten. Hatte das mit einem 
Plan der Organisation zu tun und um was 
ging es bei den Aufständen? 

Es war kein Plan. Natürlich haben wir den 
Genossen gesagt, daß sie auch im Gefängnis 
Kämpfer bleiben, daß sie für uns alle ein mo- 
ralisches Rückgrat sind und daß sie sich auch 
dort an der Organisierung von Widerstand 
beteiligen sollen. 

Bei den Kämpfen ging es vor allem um die 
Überbelegung der Gefängnisse. Die meisten 
sind für 2000-3000 Gefangene gebaut, aber 
es gibt oft 15-20.000 Inhaftierte. Eine zweiter 
Punkt war die Nichteinhaltung der gesetzlich 
vorgeschriebenen Prozeßordnung. Viele Un- 
tersuchungsgefangene verbringen unzählige 
Jahre in Haft, ohne daß es zum Prozeß 
kommt. Drittens richteten sich die Aufstände 
gegen die Korruption in der Rechtsprechung. 
Wer Beziehungen und Geld halt, kann sich 
jedes Urteil kaufen. Und viertens schließlich 
ging es um die „lumpenisierten Machtstruk- 
turen“ im Gefängnis. Meistens geben nicht 
die Wärter, sondern die Banden im Dienst 
des Direktors den Ton an. Hierfür greifen sie 
auf kaputten Praktiken 
zurück, von Drohungen und Überfällen bis- 


alle möglichen 
hin zu Mord. Damit soll jede Art von sozia- 
lem Protest erstickt werden. Und die Gefäng- 
nisleitung fördert diese Strukturen, denn sie 
sichern ihr die Normalität im Gefängnis. 


ÄRRANG N! 


„statt etwa ein altes Kloster in der gerade Platz für ihren Garten und einen 
Nachbarschaft zu besuchen, welches im Streifen Kartoffellandes war. Obwohl die alte 
übrigen durch das unausgesetzte Frau im Zimmer den ganzen Nachmittag ihr 
Schneetreiben unzugänglich war, fuhren wir Kopftuch aufbehielt, hatte sie, anmutig-stolz 
die Drina aufwärts, so immer die Grenze in ihrer Haltung und zugleich ständig 
entlang, wo Olgas Mutter lebte, im Zweiten sprungbereit, etwas von einer 
Weltkrieg Krankenschwester bei den Tito- Befehlshaberin, oder von der einzigen 
Partisanen. Ihr Mann hatte sich vor ein paar weiblichen Person unter einer Hundertschaft 
Jahren wegen einer schweren Krankheit, von Soldaten, diesen gleichgestellt. Und sie 
aber mehr noch aus Kummer über das Ende würde bis an ihr Lebensende eine 
seines Jugoslawien mit seinem Parti- durchdrungene - nicht serbische, sondern 
sanengewehr erschossen, und sie jugoslawische Kommunistin sein; nicht allein 
bewohnte nun allein ein winziges Haus für die Epoche nach dem Zweiten Weltkrieg 
(vergleichbar etwa dem eines - auch heute noch galt ihr das als die 
Straßenwärters) am Fuße des Dicken einzige vernünftige Möglichkeit für die 
Berges, zwischen dessen Steilabfall südslawischen Völker: vor dem deutschen 
Einfall 1941 habe es, in dem Königreich, 
einige wenige gegeben, welchen fast alles 
gehörte, und neben ihnen nichts als 
himmelschreiende Armut, und jetzt, ın 
diesem serbischen Sonderstaat — dessen 
Machthaber, wie in den anderen 
Neustaaten, seien „Verräter“ —, wiederhole 
sich das mit den paar allesraffenden 
Kriegsgewinnlern und dem frierenden 


Habenichtsvolk” 


Peter Handke: Eine winterliche Reise zu den Flüssen 


Donau, Save, Morawa und Drina 


oder Gerechtigkeit für Serbien, Frankfurt a. M. 1996. 


Während sich in Berlin eine Million gut ge- 
baute, braun gebrannte, dynamisch geformte 
Leiber schwitzend aneinanderreiben und im 
Takt hüpfen, vergnügt sich die Jugend ein 
paar hundert Kilometer weiter südlich auf 
andere Weise. Von Berlin über Leipzig, Mün- 
chen, Salzburg, Graz, Malibor nach Kroatiens 
Hauptstadt Zagreb, stopp — hier herrscht 
Volkskultur. Um halb zehn in der Frühe 
während des chill-outs in Berlin zieht ein 
fröhlich-farbenfroher Zug mit traditionellen 
kroatischen Trachten ausstaffierter Jungs 
und Mädels zu klampfenden Gitarren und 
trällernden Flöten durch das morgendliche 
Zagreb. Sie tragen das Christenkreuz vor sich 
her und streben zum römisch-katholischen 
Gottesdienst, so sieht die Love-Parade auf 
Kroatisch auf. Und Nationalisten-Präsident 
Tudjman grinst dazu von allen Häuserwän- 
den. Er hat zuerst den Krieg und dann - 
kürzlich — die Wahlen gewonnen. 


Eine Reise durch das ehemalige Jugoslawien, 
durch die jetzt „unabhängigen“ und durch 
den Krieg getrennten Staaten Kroatien, Ser- 
bien und Bosnien-Herzegovina ist eine Ent- 
deckungsfahrt, die mehr Fragen hinterläßt, 
als sie Antworten bietet. Was aus der Ferne 
bereits kompliziert und verwickelt wirkt, 
wird, je näher man ihm kommt, noch ver- 
strickter. Ein Staat, als Volksrepublik nach 
dem Zweiten Weltkrieg gegründet, ist an sei- 
nen inneren Widersprüchen und äußerer 
Einflußnahme zerbrochen. Was uns in den 
Medien über den Krieg, seine Ursachen und 
Auswirkungen verkauft wird, ist vor allem ei- 
nes: Hier hauen und stechen unversöhnliche 
„ethnische Gruppen“, „Religionsgemein- 
schaften“ und „Nationalitäten“ aufeinander 
ein. Und es ist sicher richtig: Überall im ehe- 
maligen Jugoslawien ist der Bezug auf die 
Nation und die Religion zu spüren: Katholi- 
sche Kroaten, orthodoxe Serben, muslimi- 
sche Bosnier und dazu Slowenen, Kosovo-Al- 
baner, Mazedonen, Juden, Ungarn, Deutsche, 
Sinti und Roma ... Doch der jugoslawische 
Staat ist nicht an der angeblichen Unverein- 
barkeit der Identitäten seiner BewohnerlIn- 
nen gescheitert, sondern an den wirtschatftli- 
chen und sozialen Krisen seines politischen 
Systems. Zuerst kam die Wirtschaftskrise, die 
Stagnation der Entwicklung, die sozialen Un- 
gleichheiten zwischen Nord und Süd, zwi- 
schen oben und unten in der Gesellschaft, 
erst dann radikalisierten sich die Nationalis- 
men, die in den Krieg führten. 


Auf dem Autoput von Zagreb nach Belgrad: 
Das geht schnell. Die Landschaft ist gleich- 
bleibend unscheinbar grün und flach. Die 
Dörfer fliegen vorbei. Auf einmal ist man in 


West-Slawonien, nichts hat sich verändert, 
auf den ersten Blick zumindest. Doch in den 
Dörfern stehen jetzt Hausruinen, bis auf das 
Skelett verbrannt oder mit Löchern, durch 
die man hindurchschauen kann, daneben 
friedliche Häuser, die unschuldige Mine ma- 
chen und keine Narben tragen. In West-Sla- 
wonien war Krieg zwischen Serben und Kro- 
aten, zwischen Kroaten und Serben. Jetzt ist 
West-Slawonien kroatisch. Ost-Slawonien, 
das wir anschließend durchqueren, stand bis 
vor wenigen Tagen unter UN-Verwaltung, 
jetzt ist es ebenfalls kroatisch, den Serben 
zum Mißfallen. General Tudjman und seine 
Nationalistenpartei HDZ dürfen jubeln. An 
der staubigen Grenze zur Bundesrepublik Ju- 
goslawien (die gibt es noch und besteht aus 
Serbien, Montenegro, der Vojvodina und 
dem Kosovo) stehen wir in einem kurzen 
Stau. Links und rechts haben die Peacekeeper 
mit dem blauen Helmen kleine rot beschrif- 
tete Warnschilder mit Draht ins Gebüsch 
gehängt: MINES. Die neuen Grenzen im ehe- 
maligen Jugoslawien sind zur Todesfalle ge- 
worden: „Überqueren lebensgefährlich“ ist 
der metaphorische Gehalt der beschrifteten 
Pappkartons. 


9 Millionen Serben, 600.000 Montenegriner, 
5 Millionen Kroaten und zwei Millionen 
Moslems bildeten neben den Slowenen und 
Makedonen die sechs “Staatsvölker“ des alten 
Jugoslawiens. Daneben gab es Albaner, Un- 
garn, Italiener und viele andere nationale 
Minderheiten. Die amtliche Bezeichnung der 
einheitlichen Sprache hieß je nach Republik 
Kroatisch oder Serbisch, Serbokroatisch oder 
Kroatoserbisch. Eine der vielen Mundarten, 
den sogenannten TO-Dialekt, kürten serbi- 
sche und kroatische Wissenschaftler und 
Schriftsteller im ı9. Jahrhundert einver- 
nehmlich zur Hochsprache. Weil der TO- 
Dialekt jedoch in bestimmten lautlichen 
Punkten differiert, unterscheidet man eine 
östliche E-Variante (Serbien) und eine west- 
liche IJE-Variante (Kroatien, Bosnien-Herze- 
govina und Montenegro). Doch wesentlich 
ist, daß die Grammatik aller Varianten iden- 
tisch ist und daß sich alle, von Riejka bis Ni_, 
von Ulcinj bis Varazdin ohne jegliches Pro- 
blem verstehen, auch wenn sie dialektale Va- 
rıanten der Hochsprache sprechen. Heute 
sitzen Linguisten in Belgrad und Zagreb, fünf 
Autostunden voneinander entfernt, an ihren 
Schreibtischen und zerbrechen sich den 
Kopf, wie sie eine neue Nationalsprache aus 
der regionalen Sprachgeschichte erwecken 
können. 


Nur wenige Kilometer hinter der verminten 
Grenze macht Belgrad seine unerwartete 


Aufwartung. Entlang der Stadtautobahn in 
Richtung Innenstadt erhebt sich ein Neubau- 
viertel, das Berlin-Marzahn zur Kleingarten- 
kolonie degradiert. Bizarre Hochhauskon- 
struktionen, eine Mischung aus Bauhaus und 
expressionistischer Skulptur. Die Häuser- 
blocks stehen aneinandergereiht parallel und 
quer zur Achse, die durch die Autobahn ge- 
bildet wird. Vorbauten ragen kreuz und quer 
in die Luft, Dächer sind zieharmonikaförmig 
aufgefächert, ein verwirrendes Durcheinan- 
der, das durch seine gigantische Größe bein- 
druckt und erschreckt, durch seine Form fas- 
ziniert, zum Hinsehen und Entdecken auf- 
fordert, doch gleichzeitig durch seine Mon- 
strösität bedrohlich wirkt. Hier haben die 
Mitglieder eines Politbüros einen waghalsi- 
gen Beschluß gefaßt, Architekten den großen 
Wurf versucht und Zehntausende Bauarbei- 
ter die Norm erfüllt. Entstanden ist Novi- 
Beograd, ein gewaltiges Symbol für den 
mißglückten sozialistischen Versuch der 
Tonnenideologie und des bürokratischen 
Administrierens, trotz der avantgardistischen 
Architektur. Der Mensch geht im Beton un- 
ter, das Ziel des Wohnen wird durch das Mit- 
tel des Bauwerks erdrückt. Die Betonorna- 
mente verschleiern das Dilemma nicht, son- 
dern machen es noch eindrücklicher als in 
anderen Neubausiedlungen. 


Doch Belgrads Innenstadt beeindruckt auf 
andere Weise. Die Stadt am Zusammenfluß 
von Save und Donau kann sich nicht ent- 
scheiden, ob sie das Gesicht einer osteuropäi- 
schen Hauptstadt mit Prunkbauten im stal- 
inschen Zuckerbäckerstil oder der pulsieren- 
den Metropole mit mediterran-orientali- 
schem Einschlag zeigen soll: Menschen auf 
der Straße, belebte Straßßencafes, Märkte und 
trotz der schwierigen Wirtschaftslage ein re- 
ges Geschäftemachen. Wenn man vom Bou- 
levard der Volksarmee, einer der Hauptach- 
sen, den Hügel hinunter durch die engen 
Straßen der Innenstadt in Richtung Donauu- 
fer schlendert und dann irgendwo ein ausge- 
leiertes Gartentor aufschiebt, an der Hinter- 
seite des Hauses vorbei an rostigem Schrott 
und wildem Unkrautbewuchs geht und an 
die Türe des zweiten Gartenhauses klopft, 
öffnet Dragomir. Er trägt ein rotes T-Shirt, 
rote Socken und dazwischen ausgewaschene 
Jeans. Seine kleinen, klugen Augen schauen 
aus einem Gesicht, das von einem ergrauten 
Bart und der dazugehörigen zornigen Haar- 
tracht umlockt wird. 


„Dobar dan, guten Tag. Wollt Ihr Kaffee und 
Zigaretten?” 

Ja, das wollen wir. Die Wohnung besteht 
aus zwei stickigen Zimmern ım Parterre. 


AÄRRANG A! 


Bücherregale ringsherum, Nietzsche, Marx, 
Kant, Hegel, Lenin, Bucharin, Trotzki, Baku- 
nin, Preobraschinski, Tito, Kropotkin, 
Lukäcs, Djilas, Mandel, aber auch Shakes- 
peare und Dante. Zeitungsartikel, feinsäu- 
berlich ausgeschnitten und mit Datum verse- 
hen, sind in Mappen mit Themenaufschrif- 
ten gelegt und stehen meterlang aneinander 
gereiht in anderen Regalen, die den Schreib- 
tisch umtürmen, als müßte er gegen einen 
unsichtbaren Feind geschützt werden, der 
hinter der Türe lauert. 


Dragomir macht Kaffee auf die serbische Art: 
Wasser in einem schmalbauchigem Topf mit 
verengtem Hals kochen, Kaffeepulver hinein, 
nochmal aufkochen, und dann den braunen 
Saft mitsamt dem körnigen Satz in die kleine 
Tasse gießen. Er redet über die Geschichte 
der revolutionären Bewegungen auf dem 
Balkan, von der Stärke der Kommunisten 
nach dem Ersten Weltkrieg, von der Repres- 
sion durch die Monarchie, den Linienkämp- 
fen und Spaltungen innerhalb der Kommu- 
nistischen Bewegung. Die antistalinistische 
Opposition in den 20er und 30er Jahren war 
stärker als anderswo, doch Moskau setzte 
sich auch auf dem Balkan durch. Während 
der brutalen Besetzung durch die deutsche 
Nazi-Wehrmacht entwickelte sich ein be- 
waffneter Partisanenwiderstand unter Füh- 
rung der Kommunisten. In den kroatischen 
und moslemischen Ustascha-Verbänden fan- 
den die Nazis willige Verbündete. Doch auch 
der Widerstand wurde von Angehörigen aller 
Völker getragen. Der Kroate Tito an seiner 
Spitze vereinte die antifaschistische Partisa- 
nenarmee und sorgte für Disziplin. Opposi- 
tionelle Antifaschisten erlitten das Schicksal 
ihrer Genossinnen und Genossen in Spanien 
— den Genickschuss aus den Gewehrläufen 
des NKWD. Wer weiß heute eigentlich noch, 
was das NKWD war? 


Nach der Befreiung von den deutschen Be- 
satzern versuchten Jugoslawiens Kommuni- 
sten, unter Tito ihren eigenen Weg zu gehen. 
Es folgte 1948 ein Schisma der kommunisti- 
schen Weltbewegung, nach der Abspaltung 
der Trotzkisten und der „rechten Opposi- 
tion“ vor dem Weltkrieg war der Titoismus 
eine dritte internationale abtrünnige Strö- 
mung, die aus dem Schoß der Kom- 
intern/Kominform hervorging. Dragomir 
schlürft Kaffee und schöpft aus dem kollekti- 
ven (Gsedächtnis, das in seinen Büchern ver- 
eint ıst. 


Doch auch Jugoslawiens Weg war nicht der 


Weg des befreiten Sozialismus. Titos Parteı 
billigte den Einmarsch der Sowjetunion zur 


ÄRRANCA! 


Niederschlagung des Arbeiteraufstandes in 
Ungarn 1956. Und Tito opferte im Einverneh- 
men mit Stalin die kommunistischen grie- 
chischen Partisanen dem Großmachtkalkül 
von Jalta. Nie wurde aus Jugoslawien eine de- 
mokratische, selbstbestimmte revolutionäre 
Gesellschaft. Dragomir hat es am eigenen 
Leib erfahren. Aus vollem Herzen Revolu- 
tionär wurde er als „Konterrevolutionär“ de- 
nunziert und in den 8oer Jahren mehrmals 
verurteilt und inhaftiert. Seine damaligen 
Richter sind heute die neureichen Kapitali- 
sten, er bleibt sich treu und bekämpft sie mit 
den Mitteln, über die er verfügt. Er schreibt. 
Er schreibt die Nacht hindurch, den Tag über 
und wieder in die Nacht hinein. Seine Artikel 
erscheinen in einer Wochenzeitung, das Ho- 
norar hält ihn gerade so über Wasser. 


Es gibt wenige unabhängige und oppositio- 
nelle Medien im ehemaligen Jugoslawien. Ir- 
gendwo in einem Hinterhof im Norden Bel- 
grads liegen die Redaktionsräume einer Zei- 
tung: „1990 betrug der Durchschnittslohn in 
Ex-Jugoslawien etwa 1000 DM, heute beträgt 
er in Serbien 200 DM. 1990 bewohnte Präsı- 
dent Milosevic von der Sozialistischen Partei 
mit seiner Familie eine 60 qm Wohnung, heute 
eine große Luxusvilla. 70 Familien verfügen 
über 90% des Geldes in Serbien“, faßt Rade 
Radevanovic das Resultat der kapitalisti- 
schen Wende zusammen. Rade ist Journalist 
bei der neugegründeten Tageszeitung Danas 
in Belgrad. „Unsere Gesellschaft ist im Griff ei- 
ner Mafıa, und das ist die Regierung”, ergänzt 
sein Kollege. 


Dragomir sieht die Lage ähnlich, doch präzi- 
ser. Krieg und Wirtschaftsembargo haben 
Serbiens Wirtschaft ruiniert. Das Bruttosozi- 
alprodukt ist zurückgegangen. Kapital- und 
Devisenreserven sind aufgezehrt, Privater- 
sparnisse verbraucht, der Staat ist bankrott, 
seine Bürger verarmt. Doch die Kriegswirt- 
schaft hat eine neue Schicht von Super- 
reichen hervorgebracht: Schwarzhändler, 
Schmuggler und Kriegsprofiteure, die Millio- 
nen US-Dollar verdient haben. Diese Klasse 
ist verflochten mit dem Staatsapparat und 
Funktionären der serbischen Regierungspar- 
tei SPS. Ohne Deckung von oben hätten sie 
ihre einträglichen Geschäfte, die auch im In- 
teresse der Regierenden waren, nicht betrei- 
ben können. 


Der Unmut der unterbeschäftigten Bevölke- 
rung ist groß, die Demonstrationen des Win- 
ters beweisen es. Korruption, Willkür und 
undemokratische Methoden von oben 
stoßen auf Widerstand von unten. Doch 
Dragomir warnt vor den Oppositionspar- 


teien, die sich im Zajedno-Bündnis zusam- 
mengeschlossen haben. „Sie sind Rivalen um 
die Macht, aber stehen nicht grundsätzlich ge- 
gen das System“, sagt er. „Die Opposition ıst 
teilweise extrem nationalistisch und behaup- 
tet, sie hätte den Krieg gewonnen, wäre sie an 
der Macht gewesen. Auch sie sehen in den Ko- 
sovo-Albanern Menschen zweiter Klasse. Und 
die Oppositon tritt wie Milosevics SPS für Pri- 
vatisierungen ein. Letztlich basiert die Politik 
der Opposition auf dem gleichen Programm 
wie die der Regierung.“ 


Aber steht die Opposition nicht wenigstens 
für mehr demokratische Rechte, für Presse- 
freiheit, Versammlungsfreiheit? „Heute ıst der 
Geburtstag des exilierten serbischen Königs 
und die Führer der Oppositionsparteien Vuc 
Draskovic und Zoran Djindjic werden zur 
Feier des Tages vor dem Rathaus Belgrads eine 
Rede halten“, relativiert Dragomir solche Er- 


wartungen sofort. 


Doch nicht alle Kräfte, die sich während des 
Winters im Zajedno-Bündnis zusammenge- 
schlossen hatten, sind Monarchisten oder 
Neoliberale. Dragan Milovanovic beispiels- 
weise hat sich ebenfalls an führender Stelle an 
den Demonstrationen beteiligt. Er ıst Präsi- 
dent der Asocijacija Slobodnik ı Nezavisnih 
Sindikata, des Zusammenschlusses der freien 
und unabhängigen Gewerkschaften Serbiens: 
„In Serbien gibt es drei Gewerkschaftsver- 
bände: die regierungsloyalen Staatsgewerk- 
schaften, einen gemäßigt unabhängigen und 
uns als oppositionellen und kämpferischen Zu- 
sammenschluß von verschiedenen Einzelge- 
werkschaften.“ Dragan sitzt im dritten Stock 
eines Bürohauses in der von Abgasen be- 
wolkten Innenstadt Belgrads und läßt uns 
Kaffee und Schnaps servieren. Gute Idee am 
frühen Nachmittag. Wir sind allerdings noch 
etwas benebelt, weil wir mit Dragan am 
Abend zuvor bereits ausgiebig getrunken ha- 


ben. 


Wie groß die Gewerkschaft ist, deren Präsi- 
dent er ist, wollen wir wissen. 

„Insgesamt repräsentiert unser Dachverband 
600.000 Mitglieder von Einzelgewerkschaften 
aus fünfzehn verschiedenen Berufssparten.“ 
Was ist das Hauptproblem, das sich Euch 
stellt?, fahren wir fort. 

„Wir haben in den letzten Monaten eine Reihe 
von Streiks geführt, weil unseren Mitgliedern 
in vielen Betrieben seit Monaten keine Löhne 
ausgezahlt werden.” 

Nächste Frage: Warum habt Ihr Euch an der 
Zajedno-Bewegung beteiligt, obwohl auch 
die Oppositonsparteien ein nicht gerade ar- 
beiterfreundliches Programm haben? 


„Die SPS ist eine korrupte und undemokrati- 
sche Regierung. Milosevic muß weg, erst dann 
ist eine demokratische Reform möglich, darin 
sind wir mit der Opposition einig, in vielen an- 
deren Punkten nicht. Deshalb haben wir uns 
an den 88 Tage dauernden Demonstrationen 
beteiligt.“ 

Es bleiben viele Fragen, aber zu wenig Zeit. 


Wir fahren weiter nach Bosnien-Herzego- 
vina, dieser vom Krieg geplagten Region, 
dem Brennpunkt der jugoslawischen Tragö- 
die. Vor dem Krieg wohnten hier Serben, 
Muslime und Kroaten zusammen in Städten, 
Dörfern und Häusern. Alle sprechen dieselbe 
Sprache, niemand unterscheidet sich außer — 
vielleicht — durch seine Religion und damit 
verbundene Traditionen. Sicher haben Ser- 
ben, Muslime und Kroaten eine jeweils ei- 
gene Geschichte, haben oft gegeneinander 
gestanden, gegeneinander gekämpft im Er- 
sten Weltkrieg, im Zweiten Weltkrieg, davor 
und danach. Doch viele Menschen betrach- 
ten sich hier nicht als Serbe, Muslim oder 
Kroate, sondern als Mensch, der in Bosnien 
geboren wurde, zufällig, wie andere zufällig 
an anderer Stelle geboren wurden. Aus Reli- 
gion machen sie sich nichts, die atheistischen 
Traditionen Ex-Jugoslawiens waren nicht 
nur auferlegt. Gerade hier im innersten 
Schauplatz des Krieges wird deutlich, wie 
konstruiert „Volk“, „Nation“ und „Rasse“ 
sind. Konstruiert von den Mächtigen von in- 
nerhalb und außerhalb des Landes, die diese 
Zuschreibungen für ihre politischen Zwecke 
benötigen. Die besondere Grausamkeit des 
Krieges, der geführt wurde, um die Men- 
schen voneinander abzugrenzen, zu katego- 
risieren, erklärt sich vielleicht gerade daraus, 
daß die Konstruktion der Kategorien in Bos- 
nıen so willkürlich ist. 


Wir überqueren zuerst die Grenze nach 
Kroatien, dann die Grenze nach Bosnien- 
Herzegovina. Die Brücke über die Drina 
wurde im Krieg gesprengt und bis heute 
nicht wieder aufgebaut, eine Fähre setzt im 
Pendelverkehr über den schlammig-braunen 
Fluß. Nach weiteren zwei Stunden Fahrt 
durch eine hügelige grüne Landschaft gelan- 
gen wir nach Tuzla, dem wichtigsten Indu- 
striezentrum im Nordosten Bosnien-Herze- 
govinas. Diese Stadt wurde während des 
Krieges von nationalistischen Serben über 
Monate hinweg belagert und beschossen, 
überall sind die zentimetertiefen Wunden zu 
sehen, die die Granatsplitter in den Häusern 
hinterlassen haben. Zehntausende von 
Flüchtlingen, hauptsächlich muslimische 
Bosnier, haben sich in die Stadt und das an- 
grenzende Gebiet vor den ethnischen Vertrei- 


bungen geflüchtet. Das Kohlekraftwerk am 
Eingang Tuzlas spuckt zwar dunkle Rauch- 
wolken in den Himmel, sie können aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß der Berg- 
bau, der Lebensnerv der Stadt, durch den 
Krieg weitgehend stillgelegt werden mußte 
und nur schwer wieder in Gang kommt. 


Die politische Situation in Bosnien-Herzego- 
vina ist paradox. Der Staat teilt sich real in 
zwei voneinander getrennte Gebiete. Die Re- 
publika Srpska, der von den nationalisti- 
schen Serben beherrschte Teil und die mosle- 
misch-kroatische Föderation mit der Haupt- 
stadt Sarajevo. Die drei früheren Kriegs- 
gegner kontrollieren jeweils bestimmte 
Territorien, die nur mehr oder weniger for- 
mal ein gemeinsames Staatsgebiet bilden. 
Tuzla liegt auf dem Gebiet der Föderation 
nicht weit von der Grenze zur Republika 
Srpska. Die vielen tausend Moslems, die 
während des Kriegs von den Serben vertrie- 
ben wurden, haben bis heute kaum eine 
Möglichkeit, in ihre Heimat zurückzukehren, 
obwohl sie im selben Staat liegt. Das gilt in 
vielen Fällen auch in den gegenteiligen Kon- 
stellationen. In einer kroatisch kontrollierten 
Ortschaft wurde kürzlich das Haus einer al- 
ten Muslimin, die eben zurückgekehrt war, 
niedergebrannt. Im muslimisch kontrollier- 
ten Una Sana dagegen wurde ein alter serbi- 
scher Mann, der wieder in seiner Heimat le- 
ben wollte, ermordet. 


„Warning! 

— Death to invaders and internal traitors! 

— Arresting of honourable serbian patriots is 
prohibited. 

— only serbs will put serbs on trail. 

- immediately cease co-operation with the 
enemies of the serbian people and deny 
them the hospitality they have enjoyed until 
now. 

— somalia was too mild! 

- we are going forward with god's help! 

a head for a head. 

„for the honourable cross and for freedom“ 
the cetnik movements of all serbian coun- 
Der 


50 lautet ein Flugblatt, das nationalistische 
Serben nach der Festnahem beziehungsweise 
Ermordung zweier gesuchter mutmaßlicher 
serbischer Kriegsverbrecher in der Republika 
Srpska durch amerikanische Soldaten An- 
fang Juli an Nichtregierungsorganisationen 
in Tuzla schickten. Der Haß ist groß. 


Die Preise in den Schaufenstern in Tuzla sind 
in DM ausgewiesen, wie sich in Bosnien- 
Herzegovina überall die Deutsche Mark als 


allgemein anerkanntes Zahlungsmittel 
durchgesetzt zu haben scheint. Lautsprecher 
der Moscheen rufen zum Gebet, die 
Mädchen sitzen im Minirock vor den Cafes, 
während uniformierte Milizionäre vorbei- 
schlendern. Auf dem jüdischen Friedhof der 
Stadt stehen Grabsteine mit deutscher Auf- 
schrift. Bis heute hat sich Tuzla der nationali- 
stischen Dynamik widersetzt. Die Stadt be- 
herbergt Muslime wie Serben und Kroaten, 
und eben viele Menschen, die sich nicht ein- 
kategorisieren lassen wollen. „Ich bin Serbin, 
meine beste Freundin ist Kroatin und ich lebe 
und arbeite hier in Tuzla mit vielen Moslems 
zusammen”, sagt eine Frau, mit der ich spre- 
che. Als Tuzla von den nationalistischen Ser- 
ben eingekesselt war und permanent be- 
schossen wurde, haben sich auch viele Serben 
freiwillig gemeldet und gemeinsam mit Mus- 
limen die Stadt gegen den Nationalismus 
verteidigt. Hier ist etwas scheinbar Vergange- 
nes, das vielleicht die Zukunft sein könnte, 
über den Krieg gerettet worden. 


Von Tuzla aus fahren wir mehrere Stunden in 
Richtung Sarajevo. Je näher wir der größten 
Stadt in Bosnien-Herzegovina kommen, de- 
sto zerstörter und gespenstischer werden die 
Dörfer, die wir passieren. Während der letz- 
ten Kilometer sehen wir fast nur noch ausge- 
brannte Ruinen, ganze Dörfer, in denen kein 
einziges Haus ohne Wunden ist. Dann, am 
Ortseingang von Sarajevo, zieht sich ein 
Friedhof den Hügel hinauf, und deutlich 
sichtbar sind die vielen neuen Gräber. Kurze 
Zeit später das selbe Bild auf der anderen 
Straßenseite. Zwei Bürohochhäuser sind die 
höchsten Gebäude der Stadt, eines ist in den 
oberen Etagen vollständig entglast und ragt 
wie ein nacktes Gerippe aus Beton in den 
Himmel. In merkwürdigem Kontrast zum 
Bild des Krieges, das die Gebäude zeigen, 
steht das Leben auf der Straße. Die Menschen 
bewegen sich mit der größten Selbstver- 
ständlichkeit durch die Stadt. 


Doch diese Selbstverständlichkeit, die uns 
überall begegnet, wirkt wie ein Schutzschild 
vor dem noch nicht beendeten Krieg: Wenige 
Tage nach unserem Aufenthalt in Sarajevo 
werden in Jajce, einer im kroatisch kontrol- 
lierten Teil Bosnien-Herzegovinas gelegenen 
Ortschaft, 500 Muslime, die in ihr altes Dorf 
zurückkehren wollten, gewaltsam vertrieben. 
Mit Billigung der kroatischen Polizeitruppe 
hundert 
Kroaten die sich im Bau befindlichen Häuser 
der Rückkehrer an. 


zündete ein Mob von mehreren 
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Colibri 
Austraße 14 
96047 Bamberg 


Argument 
Reichenberger Straße 150 
10999 Berlin 


ARI 
Yorckstraße 59 
10965 Berlin 


B-Books 
Falckensteinstraße 37 
10997 Berlin 


Buchladen Oh 21 
Oranienstraße 21 
10997 Berlin 


Schwarze Risse 
Gneisenaustraße 2a 
10961 Berlin 


Dante 
Oranienstraße 163a° 
10999 Berlin 


Der Kleine Buchladen 
Weydingerstraße 14-16 
10178 Berlin 


fsk 
Segitzdamm 2 
10999 Berlin 


Daneben 
Liebigstraße 34 
10247 Berlin 


Kraut + Rüben 
Oranienstraße 15 
10999 Berlin 


M 99 
Manteuffelstraße 97 
10997 Berlin 


O45 
Öranienstraße 45 
10999 Berlin 


Papiertiger 
Cuvrystraße 25 
10997 Berlin 


Syndikat 
Weisestraße 56 
10249 Berlin 


VNN 
Kastanienallee 86 
10435 Berlin 
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UbU 
Universitätsstraße 16 
44789 Bochum 


Uni-Antiquariat 
Universitätsstraße 150 
44801 Bochum 


Le Sabot 
Breite Straße 76 
53111 Bonn 


Umschlagplatz 
St.-Paulistraße 10-12 
28203 Bremen 


Infocafe 
Kranichsteiner Straße 81 
64289 Darmstadt 


Volk & Wissen 
Schlachthofstraße 25 
06844 Dessau 


taranta babu 
Humboldtstraße 44 
44137 Dortmund 


Infoladen Dresden 
Louisenstraße 93 
01099 Dresden 


Bibabuze 
Aachener Sraße | 
40223 Düsseldorf-Bilk 


Asta Buchladen 

der H.-Heine-Universität 
Universitätsstraße 1 
40225 Düsseldorf 


Red House 
Kiefernstraße 35a 
40233 Düsseldorf 


Antiquariat & Buchladen 
Pulverweg 33 
47051 Duisburg 


Weltbühne 
Gneisenaustraße 226 
47057 Duisburg-Neudorf 


Vikor E.V 
Postfach 1726 
26697 Emden 


Buchhandlung Carl v. 
Össietzky 
Heiligengeistgang 9 
24937 Flensburg 


Tigerente 

Hinter der schönen 
Aussicht 11 

60311 Frankfurt 


Uni-Buch GmbH 
Jügelstraße 1 
60325 Frankfurt/Main 


Infoladen Frankfurt/Main 
Leipziger Straße 91 
60487 Frankfurt/Main 


Jos Fritz 
Wilhelmstraße 15 
79098 Freiburg 


Buchladen Rote Straße 
Rote Straße 10 
37073 Göttingen 


Info-Cafe im JUZI 
Bürgerstraße 4 
37073 Göttingen 


Quadrux 
Langestraße 28 
58089 Hagen 


Schwarzmarkt 
Kleiner Schäferkamp 
20357 Hamburg 


Cafe und Buch 
Marktstraße 114 
20357 Hamburg 


Buchladen 

in der Österstraße 
Österstraße 156 
20255 Hamburg 


Nautilus 
Friedensallee 7-9 
In den Zeisehallen 
22765 Hamburg 


Buchhandlung 

Schanzenviertel 
Schulterblatt 55 
20357 Hamburg 


Infoladen Hanau 
Metzgerstraße 8 
63450 Hanau 


Korn 
Kornstraße 28-30 
30167 Hannover 


Annabee 
Gerberstraße 8 
30169 Hannover 


Kassiopeia 
Marienstraße 14 
76137 Karlsruhe 


Infoladen Köln 
Ludolf-Camphausenstraße 36 
50672 Köln 


Infoladen Leipzig 
Koburger Straße 3 
04277 Leipzig 


Vamos Adelante 

c/o Arbeitslosenzentrum 
Schwartauer Allee 39/41 
23554 Lübeck 


Gestochen Scharf 
Elfbuchenstraße 18 
34119 Kassel 


Zapata 
Jungfernstieg 27 
24103 Kiel 


Nixda 
Raumundustraße 13 
55118 Mainz 


Infoladen Mannheim 
Käthe-Kollwitzstraße 2—4 
68169 Mannheim 


Roter Stern 
Am Grün 28 
35037 Marburg 


prolibri 
Schillerstraße 22-24 
41061 Mönchengladbach 


Basis 
Adalbertstraße 41b-43 
80799 München 


Kellergeist 
Breisacherstraße 12 
81667 München 


OMEGA e.V. 
Bahnhofstraße 44 
24534 Neumünster 


Schwarze Katze 
Eberhardshofstraße 20 
90429 Nürnberg 


Buchhandlung 

an der Eichendorffschule 
Bleichstraße 9 

63065 Offenbach 


Schnick-Schnack 
Borchenerstraße 12 
33098 Paderborn 


Attatroll 
Herner Straße 16 
45657 Rechklinghausen 


Nepomuk 
Unter den Linden 3 
72762 Reutlingen 


Infobüro Freiwerk 
Waldstraße 52 
65429 Rüsselsheim 


Infoladen c/o Autonomes 
Zentrum 

Brauerstraße 39 

66123 Saarbrücken 


Buchhandlung Niedlich 
Schmale Straße 9 
70173 Stuttgart 


Heslach 
Mörikestraße 64 
70199 Stuttgart 


Infocafe Grenzenlos 
Schellingstraße 6 
72072 Tübingen 


Infoladen Wiesbaden 
Werderstraße 8 
65195 Wiesbaden 


Cafe Klatsch 
Marcobrunnerstraße 9 
65197 Wiesbaden 


Buchhandlung Neuer Weg 
Sanderstraße 9 
Würzburg 


Infoladen Wuppertal 
Brunnenstraße 41 
42105 Wuppertal 


Buchladen Theaterpassage 
Theaterstraße 7 
CH-4051 Basel 


Infoladen Reitschule 
Neubrückstraße 8 
CH-3012 Bern 


Comedia 
Katharinengasse 20 
CH-9004 St.Gallen 


Infoladen Zehn 

c/o Ernst-Kirchweger-Haus 
Postfach 625 

A-1100 Wien 


PINKUS-Genossenschaft 
Froschaugasse 7 
CH-8001 Zürich 


Kasama 
Postfach 334 
CH-8026 Zürich 
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Interview mit Nar CO Peirelll / Teil 2 von ario azzenini 


Im ersten Teil des Interviews mit dem italienischen Politologen Marco Revelli (Arranca! Nr. 12) ging es um die Funktionsweise der fordistischen 
und postfordistischen Fabrik, um die neuentstehenden und in die Gesellschaft verlagerten Konflikte sowie um die tendenziell überflüssige 


Rolle der Gewerkschaften. Im vorliegenden zweiten Teil nimmt Revelli zu der Frage nach Widerstandsmöglichkeiten Stellung. 


Früher erfolgten das Zusammenführen, die 
Subjektwerdung und die Organisierung der 
Arbeiter in der Fabrik. Das ist heute laut dei- 
ner Thesen nicht mehr möglich, bzw. die 
Fabrikarbeiter stellen keinen bedeutenden 
Teil der Gesellschaft mehr dar. Welches sind 
also die Subjekte und wie können sie zusam- 
mengeführt werden? 


Die Subjekte werden auch in der aktuellen 
Phase weiterhin durch ihre Beziehung zur 
Arbeit definiert. Auch weil es ja nun die ge- 
samte Gesellschaft ist, die arbeitet und von 
diesen Erschütterungen erfaßt wird. Das Pro- 
blem ist, daß keine Strukturen mehr existie- 
ren, die automatisch ein Subjekt konstru- 
ieren. Im Fordismus war es ja der Unterneh- 
mer selbst, der Menschenmassen zusammen- 
brachte, sie uniformierte und für die 
Erlangung eines kollektiven Bewußstseins 
empfänglich machte. Heute spaltet das Un- 
ternehmen; du kannst heutzutage weder wei- 
terhin auf die Fabrik setzen, noch auf auto- 
matische Mechanismen. Die Subjektwer- 
dung ist das Produkt einer subjektiven Inve- 
stition, die das Territorium erfassen und sich 
auf der Grenze zwischen Fabrik und Gesell- 
schaft bewegen muß. Es muß ihr gelingen, 
untereinander heterogene Formen der Arbeit 
zusammenzubringen. In der Geschichte der 
italienischen Gewerkschaften findet sich ein 
Übergang dieser Art. Und zwar 1900-1910, als 
die Arbeitskammern entstanden, auch in 
Frankreich gab es ähnliche Institutionen: das 
waren keine industriellen Organisationen, 
sondern territoriale, die die Vielfältigkeit der 
Figuren der Arbeitswelt vertraten, von den 
Fabrikarbeitern über die handwerklichen Ar- 
beiter bis hin zu den Dienstleistungen. Sıe 
führten eine territoriale Wiederzusammen- 
setzung durch. Ich glaube, daß man heute an 
Formen territorialer Arbeitsrepräsentanz 
überlegen sollte, die nicht zwischen selbstän- 
diger Arbeit und Lohnarbeit unterscheiden, 
sondern schauen, was die tatsächlichen Lei- 
stungen sind. Weiterhin sind auch Selbstor- 
ganisierungsprozesse auf der Grundlage von 
Solidarität und territorialer Gegenmacht 
wichtig. Die territoriale Gegenmacht ist un- 
verzichtbar, aber sie darf sich nicht nur in 


Forderungen ausdrücken, sondern muß sich 
auch in Formen des „Machens“ äußern. D.h. 
selbst und kollektiv die Dienstleistungen für 
die eigene Kollektivität zu produzieren. Ele- 
mente des eigenen täglichen Lebens selbst zu 
reproduzieren, autonom von Markt und 
Staat. Das ist, glaube ich, die große Heraus- 
forderung heutzutage. Von der Logik der 
Forderung für den Vertrag zu der Logik der 
Aktion für die Selbstverwertung zu kommen, 
um sich die hohen Niveaus sozialer Autono- 
mie wieder anzueignen, was sich auch darin 
ausdrückt, selbst einen Teil der lebensnot- 
wendigen Dienstleistungen zu produzieren 
und sie dem Warencharakter zu entziehen. 


Das zentrale Problem ist ja die Frage nach 
dem Wie? Einerseits herrscht Individualisie- 
rung und Zersplitterung und andererseits 
bedarf das Zusammenführen einer noch 
größeren Anstrengung als vorher, eines 
größeren Maßes an Bewußtsein ... 


Ja, und an solidarischer Kultur und auch dem 
Wissen darum wie, an savoir faire, Kompe- 
tenzen. Aber gleichzeitig stellen wir auch fest, 
dafs es das gibt, wir haben eine diffuse Massen- 
intellektualität in den Produktionsprozessen, 
die sich nicht als kollektives Subjekt versteht, 
weil sie sehr zersplittert ist. Die aber über 
eine enorme Menge an Wissen und die 
Fähigkeit, es in ein Netzwerk einzubringen, 
verfügt. Wenn sich diese Kraft wieder ange- 
eignet wird und ein Netz entsteht, bzw. be- 
nutzt wird, um sich selbst als kollektives Sub- 
jekt zu reproduzieren, anstelle lediglich das 
Kapital zu reproduzieren, hätten wir einen 
bedeutenden Teil der Gesellschaft, der be- 
ginnt das wieder zusammenzusetzen, was 
zersplittert ist. Wenn diese dann in der Lage 
wären mit Subjekten, mit Resten von Organi- 
sationen, mit Fabrikräten, mit in den alten 
fordistischen Unternehmen aktiv gebliebe- 
nen kollektiven Strukturen zu kommunizie- 
ren und operieren und sich dadurch gegen- 
seitig zu nähren, hätten wir ein neues Stück 
der netzförmigen Struktur, die wir brauchen. 
Das ähnelt sehr der Lilliput-Strategie, von 
der einige amerikanische Autoren kürzlich 
sprachen: eine Strategie, die die Produktion 
von netzförmigen Verbindungen von unten 
seitens der Opfer der Globalisierung vor- 
sieht. Die imstande sind, Widerstandsnetze, 
aber auch Netze zum Aufbau alternativer Le- 
bensformen zu erschaffen. Gegenüber der 
riesigen Tragweite der Globalisierungspro- 
zesse sieht das natürlich erstmal nach sehr 
wenig aus. 


Aber wie soll dieses allgemeine Bewußtsein 
entstehen bzw. geschaffen werden? Der Ver- 
such, irgend jemandem klarzumachen, daß 
das Problem von jemand anderem auch sein 
Problem ist, scheint fast unmöglich ... 


Unmöglich? 
Gut, schwer. Die Geschichte ist nicht zu Ende. 


Ja, schwer. Aber geschichtliche Entwicklun- 
gen verlaufen ja mittels Sprüngen. Überleg 
nur mal, was das Auftauchen der Zapatisten 
in Chiapas auslöste: es ist ein antagonisti- 
sches radikales Subjekt in einer Peripherie 
der Welt aufgetaucht und ein sich Überstür- 
zen des globalen kollektiven Bewußtsein war 
die Folge. Dabei war es ja nicht mal ein so 
aufsehenerregendes Ereignis. Der Postfordis- 
mus ist ein chaotischer und widersprüchli- 
cher Prozeß, und die Widersprüche sind 
nicht nur groß, sondern viele von ihnen auch 
unregierbar. Wir müssen daher wie das Kapi- 
tal darauf vorbereitet sein, „auf Sicht zu navi- 
gieren‘, um so alle Situationen der Aneig- 
nung antagonistischer Kultur, die uns gebo- 
ten werden, so gut wie möglich zu nutzen. 
Wir sind nicht am Ende der Geschichte ange- 
langt, sondern stehen erst an ihrem Anfang. 
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Interview mit Salalı Teiar 


von der französischen Sans Papiers-Bewegung 


Ir 


Um die Jahreswende 1996/97 haben sich 

in Frankreich Zehntausende gegen die 
Verschärfung der rassistischen Ausländer- 
gesetze (das Gesetz Debre) gewehrt. 
Ausgegangen war die Bewegung von zwei 
Kirchenbesetzungen in Paris, wohin sich 
300 papierlose und von Abschiebung 
bedrohte Afrikaner geflüchtet hatten. Von 
den „Sans Papiers” (Papierlosen) läßt sich 
einiges lernen, nicht nur hinsichtlich 
antirassistischer Politik . Beeindruckend ist 
vor allem, wie sie konkrete Forderungen mit 
Radikalität verbinden: Mit der Forderung 
nach Legalisierung ihres Aufenthaltsstatus 
gehen sie über bürgerliche Grundrechte 
nicht hinaus. Und doch macht ihre 
Organisationsform einer aus Basiskollektiven 
bestehenden Bewegung ohne offizielle 
SprecherInnen jede reformistische 
Vermittlung dieser Forderungen nahezu 
unmöglich. Die „Sans Papiers” sind eine 
soziale Bewegung von unten, die ohne 
jeden radikalen Gestus auftritt und trotzdem 
die Verhältnisse viel grundsätzlicher ın Frage 
stellt als viele, die ständig das Wort 
„Revolution“ im Mund führen. 

Salah Teiar ist als ein Vertreter der „Sans 
Papiers” im Sommer 1997 in Deutschland 


unterwegs gewesen. 


Wie schätzt du die Bedeutung der Migration 
in der französischen Gesellschaft ein? 

Also zunächst mal: Immigration spielt in 
Frankreich schon seit dem ı18.Jahrhundert 
eine wesentliche Rolle beim Aufbau der Öko- 
nomie. Nach offiziellen Statistiken stammen 
20% der französischen Bevölkerung von Ein- 
wanderern ab. 

Zweitens: Migration hat viel mit der Poli- 
tik hier zu tun. Die Einwanderung in Europa 
ist eine Folge des Neokolonialismus oder 
neuerdings Neoliberalismus, das heißt der 
sozialen Zerstörung, die in den Ländern der 
Dritten Welt angerichtet wird. Der Neo- 
liberalismus hat die Ökonomien der 3.Welt- 
Staaten praktisch enthauptet, die Produktion 
ist in vielen Ländern völlig zum Stillstand 
gekommen. Davon profitieren wenige Me- 
tropolen, während die Peripherie ausgeblutet 
wird. 

Europa versucht sich die in Bewegung ge- 
ratenen Menschen vom Leib zu halten, aber 
das wird unmöglich sein. Man kann Men- 
schen, die um ihr Überleben kämpfen, nicht 
aufhalten. So gesehen befinden wir uns erst 
in der Vorgeschichte der Migration. Es wird 
in der Zukunft noch viel größere Migrations- 
bewegungen geben. 


Die Einwanderungsgesetze in Frankreich 
waren nicht immer so repressiv wie heute? 
Ich glaube, daß etwa 1974 eine Verschlechte- 
rung der Aufenthaltsbedingungen begann. 
Das fiel mit der ersten Erdölkrise zusammen. 
Die OPEC-Länder hatten die Konfrontation 
mit dem Westen gesucht und einseitig die Öl- 
preise erhöht. Daraufhin gingen die westli- 
chen Länder und insbesondere Frankreich 
dazu über, die EinwandererInnen als Ver- 
handlungsmasse gegen die OPEC-Staaten zu 
benutzen. 

Das Gesetz, das das Aufenthaltsrecht von 
ImmigrantlInnen regelt, war vorher von 1945 
bis 1974 immer nur leicht modifiziert wor- 
den. Von da ab jedoch gab es in sehr kurzen 
Abständen Veränderungen. Es sind seitdem 
keine zwei Jahre mehr ohne neue Ausländer- 
gesetze vergangen. 

Der wichtigste Einschnitt stammt aus der 
Zeit des Innenministers Pasqua in den 8oern. 
Unter ihm wurde die gesamte Gesetzgebung 
umgekrempelt, angefangen von Aufenthalts- 
bestimmungen bis hin zu den Regelungen, 
die die Staatsbürgerschaft festlegen. Der Auf- 
bau eines vereinten Europas hat dabei auch 
eine wesentliche Rolle gespielt. 


Wo siehst du dann den Anfang der Sans Pa- 
piers-Bewegung in Frankreich? Und wie waren 
die Reaktionen auf Eure ersten Proteste? 

Die Sans Papiers waren nicht die ersten unter 


den ImmigrantInnen, die den institutionali- 
sierten Rassismus bekämpft haben. Aber wir 
waren die ersten, die umfassende Forderun- 
gen aufgestellt und das Problem politisch be- 
nannt haben. 

Es ist kein Zufall, daß wir uns als „Papier- 
lose“ und nicht als „Illegale“ oder so was be- 
zeichnen. Wir akzeptieren nicht, daß wir aus 
der Gesellschaft ausgeschlossen werden. Das 
heißt, wir akzeptieren die herrschende Ter- 
minologie nicht. Um ein System zu bekämp- 
fen, muß man auch die Definitionen ableh- 
nen, die dieses System hervorbringt. Man 
muß eine eigene Sprache der Bewegung 
schaffen. 

Die Politisierung des Konflikts hat vielen 
Organisationen nicht gefallen. Es ist ja üb- 
lich, daß Aufenthaltsgenehmigungen als hu- 
manitäre Einzelfallprobleme betrachtet und 
behandelt werden. 

Als 1996 die 300 Afrikaner die Kirche St. 
Bernard in Paris besetzten, waren deswegen 
auch sofort eine Reihe Feuerwehrleute zur 
Stelle. Zahlreiche Vereinigungen tauchten auf 
und versprachen den 300 Afrikanern, sich für 
die Prüfung ihrer Fälle einzusetzen. Aber 
Achtung: Außer diesen 300 sollten keine wei- 
teren Fälle dazukommen. 

Diese Hilfsverbände hatten allerdings nicht 
daran gedacht, daß alle dieser 300 Afrıkaner 
bereits drei oder vier behördliche Vorgänge 
eingereicht und nirgends eine positive Ant- 
wort erhalten hatten. Für die meisten gab ei- 
gentlich nur noch die Alternative, verrückt zu 
werden oder zu radikalen Mitteln zu greifen. 

Die rechte Regierung hat dann auch noch 
eine Menge wirklich schwachsinniger Fehler 
begangen. Der erste war, die Vermittler nicht 
anzuerkennen. Der zweite, uns zu zeigen, daß 
wir nichts besseres zu erwarten haben, wenn 
wir uns ruhig verhalten. Sobald die Kirche 
geräumt war, wurden 40 von uns abgescho- 
ben. Das war noch mal eın Beweis, daß dieje- 
nigen, die das große Geld besitzen, uns im 
Untergrund haben wollen, als unsichtbare 
Gestalten und daß wir keine andere Wahl ha- 
ben als dagegen zu kämpfen. 


Du sagst selbst, daß die Besetzung der 
St.Bernard-Kirche in Paris das Problem von 
Einzelfällen auf ein politische Ebene bringen 
sollte. Was wolltet Ihr thematisieren? 

Den Sklavenstatus, den wir ın der französi- 
schen oder europäischen Gesellschaft in- 
nehaben. Manche Papierlose wurden ange- 
zeigt, weil sie ihre Kinder in der Schule ange- 
meldet haben oder gesundheitliche Proble- 
me hatten. Das heifßst, wir 
Pflichten, aber keine Rechte. Wir sind wie 
moderne Sklaven. Wir sind die Arbeiter, die 


besitzen alle 


beim Bau der großen Gebäude schuften: bei 
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der neuen Staatsbibliothek, dem Verteidi- 
gungsministerium, den Autobahnen usw. 
Überall dort wurden die Aufträge an Subun- 
ternehmen weitergereicht, die versuchten, 
das absolute Minimum zu zahlen und des- 
halb Papierlose anheuerten. Und obwohl wir 
deshalb längst Bestandteil der französischen 
Gesellschaft sind, dürfen wir an ihr nicht teil- 
haben. Das war unsere Hauptargumentation. 

Tatsächlich ist es uns damit gelungen, mit 
den Gewerkschaften in Berührung zu kom- 
men und der Zivilgesellschaft zu erklären, 
was ein Papierloser überhaupt ist. Aus der ju- 
ristischen Kategorie des „Illegalen” sind Men- 
schen aus Fleisch und Blut geworden. Wir 
sind viele der Eigenschaften losgeworden, die 
man uns anhängen wollte. Wir haben gezeigt, 
daß wir weder Kriminelle noch geistige Spät- 
entwickler noch sonst irgendetwas Abson- 
derliches sind. Die meisten von uns kommen 
aus dem frankophonen Sprachraum, das 
heißt der einzige Unterschied zwischen uns 
und den anderen ist, daß wir dunklere, 
schwarze oder gelbe Haut haben. Und das als 
einen Unterschied zu bezeichnen, ist das Kri- 
terium eines Faschisten. 

Außerdem haben wir gezeigt, daß es der 
Staat ist, der uns marginalisieren will. Der 
uns in dieser Rolle behalten möchte und der 
das damit rechtfertigte, daß es die Front Na- 
tional und den Rassismus gibt. Uns wurde 
gesagt: „Haltet den Mund, sonst schlachtet 
die Front National das Thema wieder aus.“ 
Das heißt ein Staat, der sich selbst als republi- 
kanisch bezeichnet, akzeptiert eine faschisti- 
sche Partei und daß diese ihr die Bedingun- 
gen diktiert. 


Seit Mitte des Jahres gibt es eine Mittel- 
Links-Regierung unter Jospin. Werden sich 
damit die Bedingungen für die Sans Papiers 
verbessern? 

Wir haben keine großen Illusionen. Obwohl 
die Linke uns eigentlich dankbar sein müßte, 
denn die Niederlage der Rechten bei den letz- 
ten Wahlen hat viel mit der Sans Papiers-Be- 
wegung zu tun gehabt. Wir durften zwar 
nicht wählen, aber wir haben die Gesellschaft 
mit unserem Widerstand darüber sensibi- 
liert, was die Rechtsregierung wirklich ver- 
tritt. Als das Debre-Gesetz präsentiert wurde, 
das alle französischen Staatsbürger zu De- 
nunzianten machen sollte, haben Hunderte 
von Intellektuellen zu zivilem Ungehorsam 
aufgerufen; Zehntausende waren auf der 
Straße. Das war eine sehr wichtige Bewe- 


gung. 
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Was jetzt die Linke bringen wird, bleibt 
abzuwarten, aber in den Programmen der 
„Parteien der Mehrheit“ (PSF, PCE, Bürger- 
bewegung, Radikale und Grüne, Anm.d.R.) 
steht vieles, war für uns einen Fortschritt 
darstellen würde. Das Problem ist nur, daß 
zwischen diesen Programmen und ihrer Ver- 
wirklichung eine große Kluft liegt. Es gab bis- 
her auch keine ernsthaften Gespräche mit 
der Regierung (Juli 1997). Unmittelbar nach 
dem Wahlsieg kam zwar ein Konvoi von Sans 
Papiers aus Angoul&me nach Paris, der dann 
auch von einem Berater Jospins empfangen 
wurde, aber das war eine reine Höflichkeits- 
maßnahme, kein politisches Treffen. 

Das heißt, die Bewegung muß jetzt wei- 
termachen, um die neue Regierung zur 
Durchsetzung unserer Forderungen zu zwin- 
gen. Das wird nicht einfach. Ein Beispiel: Die 
Regierung Jospin hat zwar versprochen, die 
Gesetzesverschärfungen Pasqua, Debr£ etc. 
zurückzunehmen, aber sie ist nicht bereit, ein 
Abschiebungsmoratorium zu verhängen. 
Das heißt, die Leute, die auf der Grundlage 
der bisherigen Gesetze festgenommen wer- 
den, können auch weiterhin abgeschoben 
worden. Ein zweites Beispiel: die Regierung 
Jospin hat Einzelfallprüfungen angeboten, 
die wir aber grundsätzlich ablehnen. Wir 
wollen die Legalisierung von allen, nicht nur 
Begünstigungen für ein paar Tausend. 

Es ist also möglich, daß wir die Jospin-Re- 
gierung ebenso bekämpfen müssen wie zu- 
vor die Regierung Juppe. 


In Deutschland ist es sehr selten, daß sich 
MigrantInnen organisieren, um die Situati- 
on hier zum Thema zu machen. Die meisten 
MigrantInnenorganisationen arbeiten zu 
Kurdistan, Türkei, Palästina, also zu den je- 
weiligen „Heimat“-Staaten, auch wenn diese 
Länder schon lange nicht mehr ihre Heimat 
sind. Wie ist es in Frankreich möglich gewe- 
sen, daß bei den Kirchenbesetzungen ver- 
gangenes Jahr eine breite MigrantInnen-Be- 
wegung entstand? 

Die afrikanischen Leute, die die erste Kir- 
chenbesetzung gemacht haben, haben vorher 
schon zusammmen in Unterkünften in der 
Banlieue von Paris zusammengelebt. Sie ka- 
men ungefähr aus der gleichen Region in 
Afrika und sprachen die gleiche Sprache. 
Man kann also sagen, daß es eine gemeinsa- 
me afrikanische Identität gab, die die Bewe- 
gung ermöglichte. 

Die Leute haben in ihrer eigenen Gemein- 
schaft außerhalb der französischen Gesell- 
schaft gelebt und miterleben müssen, wie 
ständig Bekannte abgeschoben wurden. Sie 
haben darüber geredet und dadurch auch ih- 
re eigene Situation thematisiert. Nachdem 


ihre Fälle ohne jedes Ergebnis bei drei oder 
vier verschiedenen Behörden herumgelegen 
hatten, überlegten sie sich andere Sachen. 
Und so kam die Idee der Kirchenbesetzung 
zustande. 

Die Besetzer wurden zunächst in der Kir- 
che aufgenommen, aber schon am vierten 
Tag erklärte der katholische Kardinal, daß es 
sich um eine Aktion der extremen Linken 
handeln müsse, da die Besetzung auf 300 
Personen angestiegen sei, und beantragte bei 
der Polizei die Räumung der Kirche. Danach 
wurde das Thema erst richtig groß. 


Als was würdest du die Sans Papiers bezeich- 
nen: Eine eher politische Bewegung, die die 
gesellschaftlichen Verhältnisse insgesamt 
verändern will, oder eine soziale Bewegung, 
die konkrete Minimalforderungen aufstellt? 
Die Sans Papiers sind eine Bewegung, die für 
ganz konkrete Ziele sehr radikal eintritt. Wir 
haben festgestellt, daß wir die Gesetzgebung 
des französischen Staates angreifen müssen, 
um hier überleben zu können. Wenn man so 
will, ist unsere Radikalität keine theoretische 
Radikalität, die sich gegen das System richtet, 
keine, die etwas mit der Linken oder der Ar- 
beiterklasse zu tun hat; es ist eine ganz prak- 
tische, unmittelbare Radikalität. Unser Wi- 
derstand richtet sich gegen die Rassendefini- 
tion der französischen Gesetzgebung. 

Mit den Positionen der extremen Linken 
in Frankreich haben wir nichts zu tun, auch 
wenn unsere Beziehungen zu diesen Grup- 
pen von Anfang an gut waren. Wir sind im- 
mer am Gespräch mit ihnen interessiert ge- 
wesen, genauso wie wir auch mit der politi- 
schen Mitte geredet haben. Aber die Sans Pa- 
piers haben an sich einen ganz anderen 
Charakter. Wir sind kein Verband, keine Or- 
ganisation, wir sind eine völlig autonome Be- 
wegung, die sich von niemandem Entschei- 
dungen diktieren läßt und die sich auf einige 
wenige Forderungen beschränkt: erstens Re- 
gularisierung des Aufenthalts aller Migran- 
tInnen; zweitens Stopp der Abschiebungen 
und Rückkehr der bereits Abgeschobenen; 
drittens Freilassung der wegen unvollständi- 
ger Papiere Festgenommenen und viertens 
natürlich die Streichung aller rassistischen 
Gesetze. 


Siehst du eine Gefahr, daß sich die Sans Pa- 
piers ähnlich wie z.B. SOS Racisme institu- 
tionalisieren und ihren Bewegungscharakter 
verlieren könnten? 

Die Struktur der Sans Papiers macht eine sol- 
che Entwicklung fast unmöglich. Wir beste- 
hen nur aus selbständigen Kollektiven, die 
die obengenannten Forderungen tragen und 
vertreten. Darüberhinaus besitzen wir keine 


Aus der juristischen Kategorie des „Ilegalen“ sind 
Menschen aus Fleisch und Blut geworden. 


Infrastruktur, wir haben keine offiziellen 
Sprecher. Vielleicht würde so eine Entwick- 
lung eintreten, wenn wir die Legalisierung 
des Aufenthalts für alle erreicht hätten. Dann 
würde sich möglicherweise eine neue Funkti- 
onsweise und Struktur der Sans Papiers erge- 
ben, aber bisher sind wir nichts anderes als 
ein Netzwerk von Basiskollektiven. 


Wo kommen die Leute in der Bewegung her? 
Die meisten aus französischsprachigen Län- 
dern in Afrika und Asien, aber es gibt auch 
eine Menge Leute aus der chinesischen, tür- 
kischen, kurdischen, armenischen oder ost- 
europäischen Community. Darüber wie viele 
es sind, haben wir keine Zahlen. Es ist ınter- 
essant: Manchmal finden Treffen auf drei 
Sprachen statt, alles dauert dadurch natür- 
lich viel länger, aber trotzdem gibt es eine ge- 
meinsame Diskussion. 


In Frankreich gilt die Gesetzgebung als sehr 
hart, aber in der Praxis gibt es weniger Raz- 
zien als z.B. in Deutschland. Woran liegt das? 
Es liegt mit Sicherheit nicht daran, daß die 
Verwaltung bei uns lascher wäre. Die franzö- 
sischen Behörden sind noch schärfer als die 
Gesetzgeber. Es liegt eher daran, dafs massive 
Abschiebungen zu sehr an die Massendepor- 
tationen von Juden erinnern würden und des- 
wegen innenpolitisch nicht durchzusetzen 
sind. Deswegen nehmen sie lieber beständig 
in kleiner Zahl Leute fest und schieben sie 
dann ab, als große Razzien zu organisieren. 


Die faschistische FN ist in Frankreich zwar 
stärker als vergleichbare Parteien in Deutsch- 
land, aber der Rassismus hier scheint trotz- 
dem militanter zu sein als bei Euch. Erstens: 
Stimmt der Eindruck überhaupt? Und zwei- 
tens: Gibt es eine antirassistische Gegenwehr 


von MigrantInnen in Frankreich, wenn Na- 
zigruppen Leute überfallen? 

Es gibt in Frankreich längst nicht nur die 
Front National, sondern sehr viele gewalttäti- 
ge faschistische Gruppen. Ständig kommt es 
zu rassistischen Angriffen, die in den Zeitun- 
gen nur Randnotizen bleiben. Ich glaube des- 
wegen nicht, daß die extreme Rechte in 
Deutschland gewalttätiger ist. 

Das Problem ist es, wenn Staaten anfan- 
gen, solche rassistischen Angriffen zu akzep- 
tieren. Der Staat ist per Definition für alle da, 
die in einer Gesellschaft leben. Ich kann da- 
mit leben, daß der staatlicher Schutz auch für 
Rassısten gilt, aber ich kann nicht akzeptie- 
ren, daf$ Ausländer dieses Recht nicht besit- 
zen. 

Zum zweiten Teil deiner Frage: Es gibt in 
ganz Frankreich antifaschistische Komitees 
und wenn es drauf ankommt, haben die Leu- 


te auch keine Angst, es den Faschisten zu ge- 
ben. 


Unterstützer von Flüchtlingen in Deutsch- 
land weisen immer wieder darauf hin, wie 
schwer es ist, mit Papierlosen politisch zu 
arbeiten. Die Alltagsprobleme - keine Woh- 
nung, Angst vor der Polizei, unsichere Ar- 
beitsverhältnissen — wachsen den Leuten 
einfach über den Kopf. 

Ich kann das nicht mehr hören. Man darf die 
Geduld nicht verlieren. Wenn man etwas sät, 
dauert es auch ein paar Monate, bis du etwas 
ernten kannst. 

Mich stört es richtig, wenn jemand sagt: 
Die Papierlosen sind so oder so, die haben 
Angst, sie trauen sich nicht. Ich lebe seit Jah- 
ren in dieser Situation. Ich bin immer noch 
Opfer von ständigen Kontrollen und zwar 
nur wegen meines Aussehens. 

Seit eineinhalb Jahren kümmere ich mich 


kaum um meine Familie, sondern kämpfe 
auf der Straße. Aber wenn es niemanden 
gibt, der sich für die Sache engagiert, dann 
wird sich an der Situation auch nie etwas än- 
dern. Wir haben also gar keine andere Wahl, 
und deswegen find ich es Quatsch, so zu ar- 
gumentieren. Man muß die Leute anschie- 
ben, man muß ihnen die Wichtigkeit dieses 
Kampfs erklären. Daß sie am Anfang Angst 
haben, ist normal und legitim. Aber sie müs- 
sen das überwinden und sie müssen einen 
langen Atem haben. Unsere Angelegenheit 
klären wir nicht in ein paar Wochen. 


Es hat Übertritte von kommunistischen Ge- 
meinderäten und Bürgermeistern zur FN 
gegeben. Sind das Einzelfälle gewesen, die 
man der PCF nicht vorwerfen kann, oder hat 
das auch mit einem nationalistischen und 
rassistischen Diskurs der Kommunisten zu 
tun gehabt? 

Es gibt zumindest unter vielen Linken eine 
völlige Verharmlosung des Rassismus. Alles 
wird entschuldigt: Man redet von der Ar- 
beitslosigkeit und den katastrophalen Ver- 
hältnissen in der Banlieue, die die FN stark 
machen. Das heißt, alles wird auf die sozialen 
Probleme geschoben und die Rassisten tau- 
chen gar nicht mehr auf. 

Ein weiteres Beispiel: Ein kommunisti- 
scher Bürgermeister hat in der Peripherie 
von Paris ein Wohnheim, das hauptsächlich 
von ausländischen Arbeitern bewohnt wur- 
de, abreißen lassen, weil es, so seine Argu- 
mentation, nicht den Normen entsprach. 
Das gleiche Grundstück ist inzwischen fünf 
Mal gekauft und wieder verkauft worden, 
d.h. es gab eine gigantische Bodenspekulati- 
on um dieses Objekt. Derselbe Bürgermeister 
hat dann eine Delegation der Sans Papiers zu 
einer offiziellen Zeremonie für die Illegalen 
in der Gemeinde eingeladen. Vielleicht ist er 
kein Rassist, aber in der Frage des Wohn- 
blocks hat er sich wie einer verhalten. 

Also man kann sagen, dafs es in der fran- 
zösischen Gesellschaft insgesamt keine klare 
Abgrenzung gegen den Rassismus gibt. Es 
gibt in allen Parteien Leute, die beim Thema 
Einwanderung mehr oder weniger zur extre- 
Rechten gehören, ohne insgesamt 
rechtsextremistische Positionen zu vertreten. 
Die FN hat inzwischen der französischen Ge- 
sellschaft ihre Ideologie des „Frankreich zu- 


men 


erst“ ganz einfach aufgezwungen. Und das 
geht auch an den Sozialisten oder den Kom- 
munisten nicht vorbei. 


Fotos aus: Derive Approdi, Nr. 12/13 1996 
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Die Zapatistinnen in Mexiko, Spanien und der BRD 


„Ungewohnte Hitze beeinträchtigt das 
Denkvermögen", oder zumindest die 
Konzentration, heißt es so schön. Auch in 
Spanien war es diesen Sommer ziemlich 
heiß. Ob diese Tatsache aber als 
Entschuldigung für ein inhaltlich ziemlich 
beliebiges zweites intergalaktisches Treffen 
gegen den Neoliberalismus und für die 


Menschlichkeit reicht? 


Für eine Welt, in die viele Welten 
passen 

Das Treffen, in Kurzform Encuentro ge- 
nannt, war als Nachfolgetreffen des letzten 
„Intergalaktischen Treffens“ im lakandoni- 
schen Urwald in Mexiko gedacht. Zu diesem 
Treffen war von der EZLN, die im Januar 
1994 den Aufstand gegen die mexikanische 
Regierung im Bundesstaat Chiapas probte, 
eingeladen worden, um gemeinsam über die 
zapatistischen Grundforderungen und den 
„Erzfeind Neoliberalismus“ zu diskutieren. 
Selbstverständlich fand sich deshalb auch 
dieses Jahr viel Zapatistisches beim Zweiten 
Treffen, das in verschiedensten Arbeitsgrup- 
pen und verteilt über ganz Spanien Themen 
wie Ökonomie, Kultur, Patriarchat, Ökologie 
und Marginalisierung behandelte. Doch was 
spannend klingt, gelang nicht immer. So 
machte sich die Dominanz der europäischen 
TeilnehmerInnen genauso bemerkbar wie 
der permanente Drang nach Repräsentation. 
Dazu kam die scheinbar unausgesprochene 
Losung, möglichst wenig Kritik und viel 
gemeinsamen Kampfeswillen zu demonstrie- 
ren. 


Viele Welten - und es bleibt dunkel 
Neben der inhaltlichen Beliebigkeit des Tref- 
fens kam es zu Kritik und handfesten Ausein- 
andersetzungen an den verschiedensten Punk- 
ten. So hatte eine organisatorische Panne bei 
der Auftaktkundgebung in Madrid zur Folge, 
daß der Europasprecher der peruanischen 
MRTA, Isaac Velasco, nicht öffentlich reden 
konnte. Velasco hat in der BRD und verschie- 
denen anderen europäischen Ländern politi- 
sches Betätigungsverbot. Sein Auftritt wäre 
nicht nur deshalb dringend notwendig gewe- 
sen. Statt dessen zelebrierte mensch in Spa- 
nien weniger politische Forderungen, als viel 
mehr den eigenen revolutionären Habitus. 

Ein Treffen, das emanzipatorische Strate- 
gien gegen die kapitalisitsche Welt(un)ord- 
nung, Patriarchat, Ausbeutung und Unter- 
drückung entwickeln will, muß diese Begriffe 
zunächst einmal deutlich definieren. Nur so 
kann anhand der gemeinsamen Konkretisie- 
rung, was das Encuentro sein kann und sein 
soll, erreicht werden, daß so etwas nicht wie- 
der passiert. Leider ist dies in Spanien nicht 
gelungen. 


Eine Welt - und wie geht's weiter 
Schon in Spanien regten sich deshalb kritische 
Stimmen. So gab es den Wunsch nach um- 
fangreichen nationalen Auswertungstreffen, 
die dann auch eine Auswertung auf interna- 
tionaler Ebene möglich machen sollten. So 
auch in der BRD. 

Doch schon über die Frage der Bewertung 


gab es verschiedene Ansichten. Die einen be- 
klagten die Sinnlosigkeit des Treffens, von 
anderer Seite wurden es und seine „konkre- 
ten Ergebnisse” hochgelobt. Ein Mittelweg ist 
wohl angebracht. Neben konkreten Bündnis- 
sen und Kontakten, die am Rande des En- 
cuentros entstanden, ist vor allem von Be- 
deutung, wieviel das Encuentro über die 
Probleme innerhalb einer linken, inter- 
nationalistischen Bewegung ausgesagt hat. 
Die organisatorischen Pannen zu beheben, 
dürfte das kleinste Problem sein. Was viel 
schwerer (und wichtiger) sein wird, ist die 
Frage, wie es möglich ist, dem Encuentro ne- 
ben seiner symbolischen Bedeutung auch ein 
inhaltliches Fundament zu geben. Angesichts 
der als neoliberal beschriebenen Verände- 
rungsprozesse des globalen Kapitalismus in 
dieser Welt steht linke Politik eher hilflos als 
kampfbereit da. Das läßt sich durch die ent- 
standenen Aktionsbündnisse nur schwer 
überdecken. Bevor die Diskussion über glo- 
bale Netzwerke des Widerstandes geführt 
werden kann, muß deshalb erst einmal darü- 
ber diskutiert werden, was das sein kann. Erst 
der politischen Analyse der globalen Prozesse 
kann eine „Gegenbewegung“ folgen. Dazu 
muß der „Kampf in den Metropolen“ neu 
diskutiert und inhaltlich fundiert werden. 
Unrealistisch ist es zu glauben, die kapitalisti- 
sche Welt(un)ordnung könnte tatsächlich in 
den Ländern des Trikonts außer Kraft gesetzt 
werden. Die beste Solidaritätsbewegung für 
die Aufständigen in Chiapas ist deshalb eine 
anti-kapitalistische Bewegung ın den kapita- 
listischen Zentren. 

Davon ist mensch aber heuer noch weit 
entfernt. Bei der gemeinsamen Auswertung 
gingen solche Aspekte eher unter. Nachdem 
der erste Ärger und Mißmut verraucht wa- 
ren, schickte mensch sich dann an, selbst zu 
organisieren, natürlich besser als „die da un- 
ten in Spanien“. Dabei galt es, linke Formeln 
wie Basisnähe und Transparenz mit Effizienz 
und kontrollierbarer Haushaltung zusam- 
menzubringen. Über die eigenen Organi- 
sationstalente wurde aber das, was eigent- 
lich im Mittelpunkt stehen sollte, vergessen 
(oder nicht doch ignoriert?): Diskutierbare 
Inhalte. 

Eine organisatorische Verbesserung kann 
förderlich sein, diese zu erreichen. Sie darf 
aber nicht zum Stein der Weisen verkom- 
men. Die Forderung des Nachbereitungstref- 
fens, das nächste intergalaktische Encuentro 
frühestens im Jahr 2 000 zu veranstalten, läfst 
zumindest Raum für die nötigen Diskus- 
sionen. Diese müssen nun geführt werden. 
Doch auch die hiesigen FreundInnen der 
Zapatistas haben noch einige Unklarheiten 
auszuräumen und Positionen zu diskutieren. 
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Meine Welt und Deine Welt - 
und die soli-linke Kulturverliebtheit 
Ein Knackpunkt ist dabei das „neue“ Politik- 
verständnis, das in der heutigen „Chiapas- 
Soli-Szene“ grassiert und „Politik als Kultur“! 
versteht. Der Begriff der Kultur wird zum 
neuen Zauberwort, mit dem sich jede inhalt- 
liche Auseinandersetzung umgehen läßt. 
„Viele sehen sich scheinbar als politische We- 
sen, die losgelöst von ihrer eigenen Kultur 
anderen Kulturen gegenüberstehen“, kriti- 
sierte ein Auswertungspapier. „Das Nicht-Be- 
trachten unserer eigenen, auch der politi- 
schen Kultur, bewirkt genau dieses scheinba- 
re Neutralisieren der eigenen Kultur, das die 
Anderen zur Ausnahme macht“?. Nicht 
mehr das Konstrukt Kultur an sich, das ge- 
nauso wie Nation, Volk und Geschlecht das 
Andere schon als Gegen-Kategorie in sich 
trägt, ist länger das Problem, sondern das 
„Nichtbetrachten unserer eigenen, auch der 
politischen Kultur“. Was denn „unsere eigene 
Kultur“ ist, wenn nicht allerhöchstens ein 
wagen wir 


politisches Selbstverständnis, 


nicht zu fragen, denn außer „deutsch”, 
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„mann“, „frau“, „links“, „rechts“ bleibt da 
nicht mehr viel übrig. 

An anderer Stelle wurde eine Politik ge- 
fordert, „die sich nicht auf die Mechanik von 
Machtbeziehungen beschränkt, sondern Po- 
litik als Kultur versteht“. Das klingt ähnlich 
nebulös wie vieles, was im neuerstarkenden 
Internationalismuszusammenhang geäußert 
wird. Es erinnert etwas an rohe Eier. Bloß 
nicht von dem reden, was passiert, lieber den 
eigenen Widerstand hochjubeln. Auch wenn 
wir unter uns Hierarchien abbauen wollen, 
müssen wir zunächst anerkennen, daß es die- 
se Hierarchien gibt. Die Welt ist durchwoben 
von Macht und Machtbeziehungen und auch 
bei uns ist das nicht alles so frei, wie es 
scheint. Machtbeziehungen, die sich an Her- 
kunft, Geschlecht oder Bildung (Sprachen) 
orientierten, waren auch in Spanien präsent. 
Auch der Einwand, „Politik als Kultur“ zu 
verstehen, verschweigt die Bedeutung, die 
Kultur und kulturelle Verhaltensweisen ha- 
ben. Was anklingt, ist die subkulturelle Ver- 
haltensweise: „Hey, ihr müßt uns akzeptie- 
ren, wir sind eine Kultur!“, die in der politi- 
schen Auseinandersetzung aber auch immer 
wieder darauf zurückgeworfen wird: „Eben, 
also seid zufrieden.“ Kultur wird immer 
mehr zum Ersatz der Kategorien Volk, Rasse 
und Nation und so zu einem zentralen Be- 
standteil neurechter Diskurse. Aber auch 
Linke haben ihre Erfahrung mit der zweifel- 
haften Gunst, eine Kultur zu sein, schon ge- 
macht. Die außerparlamentarische Linke 1968 
konnte von der parlamentarischen Ex-Lin- 
ken ohne weiteres als Kultur absorbiert wer- 
den. Neben der herrschenden Kultur gab es 
von da an eben noch Sub-Kultur, Student- 
Innen-Kultur und sonstige Kulturen, deren 
politische Relevanz mit zunehmender Kultu- 
ralisierung notwendigerweise abnahmen. 

Das gefährliche Spiel mit der Kultur ist in 
der Chiapas-Soliszene allein deshalb viru- 
lent, weil auch die Zapatistas auf das Argu- 
ment der kulturellen Eigenständigkeit gesetzt 
haben. Die Forderung nach kultureller Auto- 
nomie ist die einzige, auf die die mexikani- 
sche Regierung tatsächlich eingegangen ist. 
Leider führt dies auch dazu, daß die EZLN 
und ihre politischen VerhandlungsführerIn- 
nen bei weitergehenden Forderungen nun 
auf diese „kulturelle Eigenständigkeit” zu- 
rück verwiesen werden. „Eine Reduktion 
schließlich auf die Frage nach ‚kultureller 
Autonomie‘ würde — ungeleugnet der jahr- 
hundertelangen rassistischen Unterdrückung 
- den Fall der EZLN in die politische Bedeu- 
tungslosigkeit befördern.“*. Und könnte aus 
der Forderung nach kultureller Autonomie 
nicht auch „eine spezifisch mexikanische Re- 
servatsordnung resultieren“? 


Ungeachtet dessen war auch in Spanien 
das Spiel mit Symbolen und kulturellen 
Merkmalen omnipräsent. Vom Zapatisten- 
püppchen bis zum Marcosschal war für Re- 
volutionsdevotionalien gesorgt. Auch die 
beiden chiapanekischen Companer@s wur- 
den im Laufe des Encuentros in den kulturel- 
len Strudel hineingezogen. Bei den zahlrei- 
chen Repräsentationsveranstaltungen schien 
es, als ob die beiden von den VeranstalterIn- 
nen regelrecht „präsentiert“ wurden. Der 
Eindruck, daß sie lediglich zur Authenzitäts- 
steigerung des Treffens beitragen sollten, 
drängte sich dabei auf. 

Dabei richtet sich unsere Kritik nicht ge- 
gen die beiden chiapanekischen Compa- 
ner@s, sondern gegen jene, die die beiden le- 
diglich als „echte Campesinos“ vorführten 
und so „mißbrauchten‘. 

So überlebenswichtig der Kampf der Za- 
patistas in Chiapas ist: Er ist nicht auf ein sol- 
ches Treffen zu übertragen. Im wahrsten Sin- 
ne des Wortes geht es ihnen nämlich ums 
„Überleben“ Auch Symbole, wie die der 
Companer@s, die Symbole ihrer Heimat prä- 
sentierten, sind zunächst einmal nur Symbo- 
le, die in einer anderen Umgebung (z.B. einer 
Arena mit zahlreichen „Fans“) eine andere 
Bedeutung bekommen können. Um ihre Be- 
deutung muß gekämpft werden - inhaltlich 


und politisch. 
Tobias Ebbrecht, Timo Reinfrank 


I Tom Kucharz: Ein bißchen mehr Disziplin und das 
nächste mal die Augen aufmachen. Dresden 1997 
Susanne: Wir haben in Prag den Anspruch formuliert... 
Tom Kucharz/Dresden 1997 

Jens Winter: Hoch die internat... in: links 1&2 1997. 
Seite 32. 
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Wir drucken hier einen Brief 


von Hanna Mittelstädt, 


einer Mitarbeiterin der Edition Nautilus, an Klaus Viehmann ab. 

Der Brief ist eine Reaktion auf seinen Artikel in der Arranca! Nr. 12 über Inge Vietts 
Buch „Nie war ich furchtloser”, bei Nautilus erschienen. Desweiteren die Antwort 
Klaus Viehmanns auf diesen Brief. Beide wurden uns mit der Bitte 


um Veröffentlichung zugeschickt. 


Machen wir. Aber ohne Begeisterung. 

Hier werden Konflikte über Dritte, nämlich die Arrancal, ausgetragen. Beide Briefe 
haben ihre berechtigten, nachvollziehbaren Passagen (wenn wir es auch seltsam 
finden. daß die Verlegerin eines Buches die Rolle, die eigentlich die Autorin 
einnehmenn sollte, nämlich auf die Vorwürfe einzugehen, übernimmt). 

Zu beiden gäbe es einiges zu bemerken. Vor allem, weil die meisten von uns 
einer jüngere Generation angehören, die die 70er, wenn überhaupt, nur vermittelt 
mitbekommen haben. Für einige von uns waren es die ersten bewußt gesehenen 
Fernsehnachrichten. Auf andere, Ältere wirkte die eskalierte Situation, 

als sei bei linker Politisierung die letztlich einzige Konsequenz die RAF, 

In beiden Fällen war die Wirkung gewaltiger als die Realität, 

ist die Wahrnehmung der damaligen Ereignisse klar durch die Medien, 

nicht durch eigenes Erleben geprägt. Zeit also, die Geschichte auf 

einer anderen Ebene nachzuvollziehen. Nur: so kleinkariert wollten wir das 
eigentlich nicht wissen. Nichts gegen persönliche Einschätzungen, 

gegen die Einbeziehung der subjektiven Ebene bei der Nachbereitung, das ist 
notwendig. Aber wir wollen keine individuelle, sondern eine politische Aufarbeitung, 
die die unterschiedlichen Konzepte in ihrem gesellschaftlichen Kontext bewertet. 
Dieser Anspruch wird von einigen aus RAF, 2. Juni und Widerstand ebenfalls 
formuliert, aber bis jetzt bleibt es dabei stehen. Statt dessen wird hier 

die Geschichte in Form dieser Briefe aufgearbeitet. In beiden Briefen 

mischen sich persönliche Abrechnung konfus mit einer politischen Analyse, 

und es entsteht ein großer Topf schmutziger Wäsche, 


in der abwechselnd gerührt wird. 


Aber nicht nur, weil wir als Zeitschrift offensichtlich 


einen Stein ins Rollen gebracht haben, drucken wir die beiden Briefe ab, sondern 


vor allem in der Hoffnung, daß es noch zu einer Diskussion kommt. 


Lieber Genosse Klaus, 
in Deiner allerletzten Knastzeit erhielt ich 
einen Brief von Dir, in dem Du Kontakt zu 
mir aufnahmst wegen eines meiner Texte in 
der Zeitschrift „Die Aktion“. Es war einer die- 
ser subjektiv-analytischen Texte, wie ich sie 
schreibe, in denen ich von dem berichte, was 
ich sehe und tue. Ich erhielt von Dir eine Art 
„Note gut“ oder zumindest „bemerkens- 
wert“, was mich erstaunte, weil ich zur mili- 
tanten Linken keine positive Beziehung habe. 
Ich habe einiges gesehen in den schwarzge- 
strichenen Kellern der Hamburger Anarcho- 
Bewegung der frühen 70er Jahre, Typen, die 
dort herumhingen, kifften oder tranken, die 
hermetische oder delirierende Diskussionen 
führten, Waffen oder Handgreiflichkeiten 
austauschten, sich an Strategien oder Inhal- 
ten versuchten. Ich habe damals und dort 
viele Männer und wenige Frauen kennenge- 
lernt, einige sind tot, einige waren lange hin- 
ter Knastmauern, einige haben sich „kapitali- 
siert“, einige haben einen Weg gefunden, ge- 
schmeidig und würdig zu werden/zu bleiben, 
einige sind verschwunden. Es gab zwei große, 
nachhaltig wirkende Unannehmlichkeiten in 
diesem sozialen Milieu: das großmäulige Ge- 
schwätz und der erzwungene Opfergeist. 
Zum Glück landete ich in einem sozialen 
Auffangbecken, das sich durch die Kritik am 
Geschwätz und am Opfer bildete und eine 
andere, freiere und auch klügere Perspektive 
zu erarbeiten versuchte. Ich wollte weder 
Heldin noch Desperada sein, auch nicht So- 
zialpädagogin oder ewig besorgte Ersatzma- 
ma der kämpfenden Genossen, und habe 
mich gegen diejenigen entwickelt, die so et- 
was in der Art wollten und von den anderen 
verlangten. Der 2. Juni und die RAF sowie 
andere militante Kommandos waren keine 
Revolutionäre für mich, dafür waren sie zu 
sehr in ihre Kriegsspiele vertieft mit all den 
Begleiterscheinungen wie Verdächtigungen, 
Spitzeln, Verrat, erzwungener „Solidarität“ — 
aber das ist eine andere und längere Diskussi- 
on (trotzdem habe ich sie nie denunziert, 
auch wenn ich an Kritiken mitgearbeitet ha- 
be). Ich war auch nie im Knast, weder zu Be- 
such noch eingefahren, und da ich schon 
draußen eher als Jungfrau Maria angesehen 
werde denn als toughe Genossin, ist das wohl 
auch eine Art Selbstschutz gewesen — denn 
ein Heiligenschein kann zu Lebzeiten eine 
ausgesprochen unfreie Angelegenheit sein. 
Jedenfalls hat es nie geklappt mit dem Knast- 
besuch: Der eine Genosse, den ich selbstver- 
ständlich im Knast besucht hätte, ıst bei der 
Zwangsernährung gestorben, und Inge Viett, 
die ich aus professionellen Gründen hinter 
Gittern besucht hätte, um die Autobiogra- 
phie mit ihr zu besprechen, hatte einen ihrer 


unverschämten Hafturlaube, als ich sie das 
erste Mal besuchte. Ich habe sie lange vorher 
brieflich gefragt, ob sie ihre Autobiographie 
schreiben und bei Nautilus veröffentlichen 
wolle. Wir als Verlag haben auch andere ge- 
fragt, gesagt, wie wichtig wir das fänden, 
wenn sie anfangen würden zu sprechen! Kei- 
ner von den Militanten, die wir gefragt ha- 
ben, hat sich getraut, auch Du nicht, Genosse 
Klaus! Nie haben wir nach einer Historie des 
bewaffneten Kampfes gefragt, immer waren 
wir viel bescheidener: es ging uns um den 
subjektiv erlebten Teil der Geschichte. Die 
Akten, laß sie stauben, das ist eine andere Ge- 
schichtsschreibung! Aber „Ihr“, die Ihr Euch 
so weit „vorn“ positioniert habt, warum 
sprecht Ihr nicht (ohne Geschwätz und Op- 
fergeist)? Ihr habt ein paar spektakuläre Ab- 
sätze der jüngeren Geschichte geschrieben, 
was denkt Ihr heute darüber, was habt Ihr 
Euch damals dabei gedacht? Seid Ihr mehr 
gewesen als die abenteuerversessenen Groß- 
mäuler aus dem Hamburger Anarchokeller? 
Was gibt es an Positivem an Euren Ideen, Ge- 
nosse Klaus? Wie wird Freiheit gemacht, Sub- 
jektivität, Kollektivität, Gemeinschaft, sozia- 
les Netz, Toleranz, Verantwortung, wie sah 
damals Euer sog. „eigener politischer Ort“ 
aus, wie heute? 

Als wir Inge Viett um ihre Autobiographie 
ersuchten, haben wir etwas ganz anderes er- 
wartet als dann kam. Wir waren schockiert 
(was übertrieben ist, nur um zu pointieren) 
über den Mangel an gesellschaftlichen Ein- 
schätzungen und Einbindungen der „sozial- 
revolutionären Tendenz“! Daß erst die DDR- 
Zeit für Inge eine soziale Einbindung ge- 
bracht hat, ist für uns das politisch Skandalö- 
se an so einem Lebensentwurf — aber das ist 
nicht nur ihr individuelles Problem. Ohne 
Eure Leichen im Keller berühren zu wollen, 
ist es für uns selbstverständlich, daß es 
Grundsätze einer freien Kommunikation ge- 
ben muß: daß Erinnerung subjektiv ist, ist in 
jedem Fall so, daß Dinge verschieden gesehen 
wurden und auch verschieden erinnert wer- 
den, ist eine Basisbanalität, wie man bei 
„uns“ zu sagen pflegte. Nur die verschiede- 
nen Subjektivitäten fügen eine Annäherung 
an das Gewesene zusammen. Eitel, Genosse 
Klaus, ist auch der, der schweigt und sich in 
seinem verschwiegenen Opfer bewundern, 
aber niemals kritisieren läßt, der sich in sei- 
ner Opferhaltung verschließt und jede Ver- 
änderung seiner Haltung ausschließt. Und 
ich beanspruche alle Eitelkeit der Welt für 
mich, wenn Du das so bezeichnest, wenn 
man es als unerträglich empfindet, lange im 
Knast zu bleiben und dort zu altern. Selbst 
die von Dir akzeptierten Tupas fanden genau 
diese Vorstellung unerträglich! Und es gibt 


keinen guten Grund, im Knast, in diesem 
schwarzen Loch, zu schreiben? Mein lieber 
Genosse Mann, es gibt jeden Grund dafür, 
und selbst Genossen des Geschlechts, das 
man das härtere nennt (auch wenn es nach 
heutigem Erkenntnisstand das schwächere 
ist), haben das immer wieder getan, und ich 
bekenne prophylaktisch: ich würde es sofort 
tun, immer wieder und gegen jeden Wider- 
spruch. 

Eine umfassende Geschichte des bewaff- 
neten Kampfes ist überhaupt nicht der An- 
satz von Inge Vietts Autobiographie. Auch 
wenn das Hauptmotiv für die Niederschrift 
der Selbsterhaltungstrieb gewesen wäre, was 
wäre daran schlecht? Mein Selbsterhaltungs- 
trieb veranlaßt mich, diesen Brief zu schrei- 
ben, er hat mich veranlaßt, die Texte zu 
schreiben, die immerhin eine Art „Note gut“ 
von Dir bekamen, Genosse Klaus! Zu mei- 
nem Selbsterhaltungstrieb gehört die Be- 
hauptung der eigenen Sprache und Sichtwei- 
se, und da ich keine Heldin bin, ist mein Mit- 
tel das Sprechen und Schreiben. Die Sprache 
ist übrigens eine sehr gute Übung in Sachen 
Selbstanalyse, Genauigkeit und Ehrlichkeit — 
natürlich nur, wenn man nicht das Ge- 
schwätz und die Lüge pflegt. 

Für einen, der das Glück hatte, lesen zu 
lernen und darüberhinaus jahrelang profes- 
sionell — als Buchhändler und Verleger - le- 
sen durfte und mußte und es weiterhin darf 
und sollte, finde ich es unredlich, die Ge- 
schichtsschreibung in „Goldenes Blatt“ und 
„historisch-kritische Untersuchungen“ auf- 
zuteilen. Kollege Klaus, wie sagte schon ein 
anderer Autor unseres Verlages: „Meine Her- 
ren Revolutionäre, Eure Vorstellungen sind 
so eng wie die eines Kleinbürgers aus Besanc- 
on“! Du hast allen Reichtum der Welt und 
der Geschichte vor Dir, wenn Du lesen 
kannst, nie mufs Deine Neugier ein Ende fin- 
den, immer noch kannst Du neue Schattie- 
rungen, neue Ideen entdecken oder unver- 
mutet in neuen Zusammenhängen wieder- 
finden, und das sind nur die, die aufgeschrie- 
ben wurden. Dann ist da noch der ganze 
Kosmos von sozialem Leben, der nur abstra- 
hiert oder individualisiert, in Bilder gepackt 
oder fragmentiert durch das geschriebene 
Wort vermittelt wird, in ganz anderer Direkt- 
heit und Vielschichtigkeit aber zwischen den 
Menschen selbst oder in anderen Ausdrucks- 
formen ihrer Temperamente stattfindet. Und 
Du meinst, es gibt neben der „historisch-kri- 
tischen Untersuchung“ nur noch das „Golde- 
ne Blatt“ und Du könntest zuweisen, was 
historisch-kritisch ist und was trivial? 

Von dem klapprigen Analysegerippe, das 
Dir in aller „Richtigkeit“ vorschwebt, be- 
klagst Du die mangelnde Attraktivität für die 
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Leser, ist es nicht klar, daß da ein bißchen 
Fleisch auf die Knochen muß, etwas aus- 
schweifende Sinnlichkeit, Poesie, Ermuti- 
gung, all das, was nicht Wort für Wort in 
richtig und falsch katalogisiertt werden 
kann?! Und wart nicht gerade „Ihr von der 
sozialrevolutionären Tendenz“ diesem Wis- 
sen damals wenigstens hin und wieder auf 
der Spur? Deine Aufteilung der Geschichts- 
schreibung ist geheuchelt: auch mit einer 
„politischen Analyse“ gehst Du durchaus 
subjektiv vor, allein durch die Auswahl, und 
durch den Blickwinkel des Nachhinein hast 
Du eine ganz andere Perspektive auf die Er- 
eignisse, als die momentane Verwicklung es 
Dir erlaubt hat. Sich an die Verwicklung zu 
erinnern, auch an die Fehler, die erst jetzt klar 
gesehen werden können, an den Über- 
schwang wie an den mangelnden Überblick, 
all das gehört genauso zur Geschichte wie der 
wertende Blick aus der Jetztzeit. 

Da ist noch viel zu lernen, Genosse Klaus, 
und in Verteidigung des Buches, das ich lek- 
toriert habe und das das Verlagskollektiv be- 
fürwortet hat, muß ich sagen, daß ich es sehr 
gern gelesen habe, mit persönlichem Ge- 
winn, wie man so sagt, und daß ich von vie- 
len weiß, denen es genauso ging. Wir lesen 
darin etwas ganz anderes als Du, wir lesen 
von einer subjektiven Geschichte „des Wider- 
stands“, die einen direkt anspricht und der 
man jetzt entgegnen kann. Ich gehe übrigens 
bei keinem unserer Bücher oder denen ande- 
rer Verlage davon aus, daß sie „die Wahrheit“ 
enthalten. Aber Inge Viett hat einen mutigen 
Anfang gemacht und Buch und Leserinnen 
erwarten nun gern die Stimmen anderer, um 
das Bild zu ergänzen, zu vertiefen, auch zu 
korrigieren. Wird es denn klappen mit Dei- 
nem Teil der „umfassenden Geschichte”, Ge- 
nosse Klaus? 

Übrigens waren mir die Pseudonyme 
nicht entschlüsselt und ich wußte auch nicht, 
daß Kowalski einer ist, in dem Du Dich, 
wenn auch mit Mühe, wiedererkennst (Jetzt 
weiß es aber endlich jeder Arranca-Leser...). 
Ich fand den Typ übrigens nicht „dämlich“, 
wie Du sagst, sondern eher sympathisch und 
menschlich - ist da etwa eine verletzte Eitel- 
keit im Spiel? Abgesehen von den politischen 
Differenzen, die selbstverständlich für Dich 
immer wichtiger waren als etwa „Liebesbe- 
ziehungen“ oder andere „persönliche Ani- 
mositäten“ ... 

Mit subjektiven und immer wieder gern 
leidenschaftlichen Anwandlungen 


Hanna Mittelstädt 
Verlag Edition Nautilus 
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P.S. Was das „schmutzige Geld“ angeht, so 
will der Genosse Klaus ja wohl nicht ernst- 
haft verteidigen, daß es politisch hochwerti- 
ger ist, zum Sozialamt zu gehen und sich vom 
Staat der Gesellschaft abgepreßte Zwangsgel- 
der auszahlen zu lassen als Lesungen abzu- 
halten, deren Honorare sich am Mindestsatz 
der Autorengewerkschaft orientieren und die 
ja immerhin auf freiwilliger Basis stattfinden. 
Und warum soll der Spiegel nicht 50000 DM 
für einen Vorabdruck bezahlen, wenn er es 
denn getan hat? Ist eine unbezahlte Bespre- 
chung eines Kommunikationsguerillabuches 
im selben Medium moralisch anständiger? 
Sag bloß, die Kollegen Verleger und Autoren 
hätten nicht die 50000 DM genommen und 
für einen Erfolg ihrer Guerillastrategie gehal- 
ten, wenn sie denn gezahlt worden wären?! 


Hallo Hanna, 

(...) In der Auseinandersetzung um das Buch 
von Inge Viett hatte ich den Verlag bewußt 
draußen gelassen, ich fand das ım Vergleich 
nicht wichtig und höchstens vom Kern der 
Kritik ablenkend. (...) 

Was ich Dir auch noch bei einem Kaffee 
erzählt hätte, ist folgendes: Ich habe Dich/ 
Euch mehrfach nach dem Inhalt des Manus- 
kriptes gefragt im letzten Jahr, ich hätte es 
auch gerne gelesen. Ihr habt das nicht ge- 
wollt, Du hast mir nur mal gesagt, es stünde 
wenig über die Bewegung-2.-Juni-Zeit drin, 
eher etwas über ihre Kindheit und die DDR. 
Die paar Seiten, die Ihr mir geschickt habt 
wegen kleinerer Nachfragen, ließen ja nichts 
von dem erkennen, was mich später zu dem 
Artikel veranlaßt hat. Das Manuskript habt 
Ihr gekannt, der Knast und einige andere of- 
fensichtlich - nur die im Buch erwähnten 
Personen wie ich nicht. Dieses „Deckeln“ 
find ich unkollegial und es entspricht dem, 
was ich an Inge Vietts oder Till Meyers indi- 
viduellem Schreiben unter Ausschluß alter 
GenossInnen kritisiert habe. (...) 

Eure Angebote an Buchhandlungen oder 
Gruppen, Lesungen zu veranstalten, enthiel- 
ten keinen Hinweis auf die Auslassungen im 
Buch hinsichtlich Kronzeugenregelungen 
und Haftvergünstigungen (die für sich nicht 
„unverschämt“ sein müssen, aber manche 
Art und Weise, sie zu bekommen und das zu 


verschweigen), obwohl es Euch klar gewesen 
sein muß, daß es für linksradikale Projekte 
ein Problem ist, mit einer Kronzeugin eine 
Veranstaltung zu machen — wie an den Reak- 
tionen einiger Buchläden oder Gruppen 
dann ja auch zu sehen war. Ebenso wie Inge 
Viett habt Ihr das (bewußt) verschwiegen. 
(#,.) 

An Deinem Artikel damals hatte ich übri- 
gens die Kritik an der Bellizisten-Veranstal- 
tung geschätzt. Dein Hinweis auf die 
(schlechte) SPIEGEL-Veröffentlichung zum 
Handbuch ist unpassend, die ist nicht von 
den Verlagen initiiert worden. Ein passender 
Vergleich wäre, daß ich noch zu Knastzeiten 
ein Angebot vom SPIEGEL bekam, über ein 
sie interessierendes Thema (ggf. gut bezahlt) 
Auskunft zu geben, ich habe es abgelehnt. Ich 
habe auch nie in schwarzgestrichenen Kel- 
lern verkehrt, sie hätten mir sicher nicht ge- 
fallen, ebensowenig die Großmäuligkeit an 
solchen Orten. Daß Du nicht im Knast warst 
usw. würde Dir doch niemand vorrechnen — 
aber an jemand wie Inge Viett, die so selbst- 
gerecht daherschreibt, lege ich den Maßstab 
an, den sie an andere angelegt hat. Und in der 
Hinsicht kann jemand mit einer Geschichte 
wie der meinen an ihr eine heftige Kritik for- 
mulieren, die Du offensichtlich nicht üben 
willst. (Deine Volte mit der „der Gesellschaft 
abgepreßten Sozialhilfe“ fand ich wirklich 
daneben) (...). 


Das für heute, viele Grüße, 
Klaus Viehmann 
Verlag Libertäre Assoziation 


Der Name Boymerang läßt eigentlich schlim- 


Boymerang ‚natanc® of the force 

mes erwarten, er klingt wie Bed and Break- 
fast oder Dany plus Sahne und ruft die Hor- 
den geklonter Lächelknaben aus dem C&A- 
Katalog ins Gedächtnis. Doch weit gefehlt, 
hinter Boymerang verbirgt sich Mister Gra- 
ham Sutton, und die CD „Balance Of The 
Force” (Regal/Groove Attack) enthält 70 Mi- 
nuten feinsten Drum’n’Bass — übrigens in der 
musikalischen Maxi-Hochburg ein absolutes 
Novum. Der Sound von Boymerang ist 
sphärisch und mit typisch schnatternden 
Beats unterlegt, einige abgedrehte Klänge 
kommen ebenfalls hin und wieder aus den 
Boxen. Alles in allem aber angenehmer 
Drum’n’Bass-Sound irgendwo zwischen den 
harten No-U Turn-Klängen und dem weiche- 
ren Bristol-Stil. Da soll Boymerang alias Gra- 
ham Sutton verziehen sein, daß er mal in ei- 
ner Indie-Rockband gespielt hat, die keine 
Sau kennt, völlig unwichtig ist und außerdem 
gar nichts mit dem zu tun hat, was er heute 
macht. Doch sein begnadetes Händchen 
durfte auch mal einen Goldie-Song mixen 
und Goldie (etwas ähnliches wie Gott des 
Drum'n’Bass) soll vom Remix regelrecht be- 


geistert gewesen sein. 


Softer hingegen und wesentlicher souliger 
D*Noie 


die britischen D*Note, die in der Club-Szene 
schon gegen den Criminal justice bill mobil 
machten. Sie haben ein namenloses neues 
Album vorgelegt (dorado/Virgin). Kurz gesagt 
poppig-funkiger Club-Soul mit wunderschö- 
nem Frauengesang und manchmal leicht 
Drum'n’Bass-angehauchten Bases. Ideal für 


Cocktailparties. 


Von den Boogiemonsters kommt mit „God 
d“ 
Boogiemonstets „god soun 


Sound” (EMI) ein ganzes Album voller Bibel- 
raps. Die Lyrics bringen Metaphern aus den 


ältesten Thrillern der Welt, um die heutige 
Welt möglichst düster apokalyptisch zu be- 
schreiben - der Rat kann also nur lauten: 
„Bloß nicht auf die Texte hören!” Schade, 
denn musikalisch kommen Boogiemonsters 
sehr smooth und New Schoolig daher, Ein- 
flüsse von Tribe Called Quest über The Phar- 
cyde bis Souls Of Mischief sind zu hören und 
der Sound ist weich und melancholisch, die 
Rhymes der MC’s sind flüssig und verspielt. 


Richtig phat & funky ist die neue Anarchist 
Anarchist „spiel nieht...” 


Academy-Maxi „Spiel nicht mit den Schmud- 
delkindern’(community/IRS). Klingt be- 
kannt? Ist es auch, es handelt sich natürlich 
um ein Remake des gleichnamigen Chansons 
von Franz Josef Degenhardt. Keine Angst, ihr 
traumatisierten 68er-Kids und wehrlosen Op- 
fer diverser UZ-Festivals, musikalisch hat die 
Version der Rapper nichts mit dem Original 
zu tun, textlich ist es eine auf die 90er 
gemünzte Neufassung. Hin und weg bin ich 
von den wirklich fetten Beats und dem wun- 
derbaren funky Synthesizer-Klängen und dem 
breiten Scratchen ... klingt nach Italianisie- 
rung, (vielleicht in „accademia comunista” 
umbenennen?). Auch was mir bisher vom 
neuen Album in die Hörmuschel gedrungen 
ist, läßt sich gut an ... 


Die altgediente Ferien-Reggae-Band UB40 


UBAO „uuns in ıne gnetto‘ 


schafft es hingegen, immer flacher zu wer- 
den, und würde einem nicht eine englische 
Stimme auf dem neuen Album „guns in the 
ghetto” (Virgin) zwischen den Stücken er- 
zählen: „You are listening to the new UB40- 
Album guns in the ghetto”, würde man es 
wohl gar nicht merken und davon ausgehen, 
es handele sich um eine Maxi mit mehr oder 
weniger ähnlichen Remixen des gleichen 
Songs. 


Dann doch lieber zurückgreifen auf Michael 


Michale RoSE® „dance wicked“ 


Rose, der ehemalige Black Uhuru-Sänger hat 
kürzlich mit „Dance Wicked” (Heartbeat) sein 
viertes Solo-Album veröffentlicht. Vom ehe- 
maligen Roots-Pop-Reggae seiner alten Band 
ist er zu einem traditionell verwurzelten Dan- 
cehall-Sound übergegangen. Sein neues Al- 
bum wurde von den beiden britischen Produ- 
zenten Mafia und Fluxi abgemischt, die be- 
kannt dafür sind, alte Klassiker aufzupeppen. 
Maxi Priest und einige andere prominente 
Gäste begleiten Michael Rose bei einigen 
Stücken. Als Endprodukt steht eine gute, roo- 
tige Dancehall-Reggae-Scheibe mit relativ 
flotten riddims, einem Schuß Lovers Rock 
und schönen eingängigen Melodien. 


Aus Mozambik wiederum erreicht ein fast- 


Ghorwane ‚kudumba“ 


Reggae Europa. Die Band Ghorwane wurde 
1983 im damals kriegsgeschüttelten afrikani- 
schen Staat (auch eine ganz böse imperiali- 
stische Schweinerei ...) und nach einem klei- 
nen, selbst während der Trockenzeit nicht 
versickernden See benannt. In Mozambik 
avancierte die Band mit ihrer Mischung afri- 
kanischer Rhythmen und moderner Arrange- 
ments schnell zur stadionfüllenden Super- 
band. Wie das mit der ganzen Ungerechtig- 
keit auf der Welt aber immer noch so ist, 
bringt es ihnen zwar Ruhm und Ehre, macht 
aber selten richtig satt. Daher sind viele Musi- 
ker aus entsprechenden Ländern auch auf 
Konzerte und Plattenverkäufe in den Länder, 
in denen die Kohle sitzt, angewiesen. Ghor- 
wane waren im letzten Jahr bereits für meh- 
rere Auftritte in der BRD und haben nun auf 
dem feinen „World music label” (fast schon 
ein Schimpfwort) Piranha eine CD namens 
„kudumba” herausgebracht. Die Instrumen- 
tierung ist mit drei Gitarren, einem Keyboard, 
einem Saxophon, zwei Trompeten, Schlag- 
zeug und Percussions recht typisch für Bands 
aus dem südlichen Afrika. „‚Kudumba”, in der 
südmosambikanischen Sprache Shangan so- 
viel wie „lebensspendende Hoffnung” oder 
„Vertrauen in die eigene Kraft“, ist bis auf das 
in manchen Stücken echt nervige Keyboard 
eine empfehlenswerte peppige Scheibe, die 
zwar stark nach Unifestival klingt, aber nicht 
so gemeint ist. Für alle, die Portugiesisch 
sprechen (oder verstehen), sind die Texte, die 
vom mozambikanischen Alltag, sozialen, poli- 
tischen und familiären Problemen handeln, 
ein zusätzlicher Pluspunkt. 
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Gymnasiasten mit Zahnspange und VIVA- 
Pophorizont haben zwar oft schlechten 
Geschmack, aber nicht immer. Das beweist 
der Aufstieg der „Freundeskreis“- Combo. 
Das Album aus dem „Schoß der Kolchose” 
kam im Frühjahr raus und ist inzwischen 
jedemjr durchschnittlichen Radiohörer/in 
unter 25 ein Begriff. Freundeskreis 

„ganz groß draußen” ist die komischste 
Mischung von Business und Standpunkt, die 
es je gab. Daß ich mich schon beim ersten 
Hören für das Album „Quadratur des 
Kreises” begeistert hab‘, hat nicht nur mit 
dem souligen Klang und den live gespielten 
Instrumenten zu tun (auf mein musi- 
kalisches Urteil braucht ihr sowieso nichts 
geben, ich kann Techno nicht von 

House unterscheiden und verwechsle Soon 
E MC nur deswegen nicht mit De La Soul, 
weil letztere Französisch rappen — 

Haha, war das nicht ein guter Witz?); 
sondern vor allem, weil die Lyrics unglaub- 
lich stark sind. Gut gerappt, inhaltlich 
ziemlich deutlich (manche halten Freundes- 
kreis deswegen für eine politische Band, was 
sie aber ganz sicher nicht sind), und vor 
allem gut gedichtet. Richtige Literatur, 
obwohl es nicht drauf steht. 

Wir haben mit Max, Sekou, Philippe und 


Donato in Stuttgart gesprochen. 


Ihr habt ein erstaunliches Album gemacht. 
Vor allem die Lyrics finde ich unglaublich 
überzeugend. Wie lange habt ihr dran gear- 
beitet? 

PHıLıppe: Konzentriert eigentlich nur 
zwei Monate. Ein paar Sachen waren vorher 
schon angelegt, aber das meiste ist in dieser 
Zeit entstanden. Da haben wir allerdings 
durchgearbeitet. 


Auch die Texte? Habt ihr die nicht vorher ge- 
schrieben? 

PHıLıppe: Teils, teils. Das meiste haben wir 
erst ım Studio gemacht, nur „Anna“ ist älter. 
Das hat Max im Frühjahr 1995 geschrieben. 


Was meint ihr zu den Reaktionen auf die 
Platte? Was das Massenpublikum angeht, 
werdet ihr wahnsinnig gehypet. Ihr seid im 
Radio, bei Viva und Bravo TV. Die Spex hat 
euch zerrissen und unter HipHoppern gilt 
die Platte angeblich als zu smooth... 

Max: Klar, solche Sachen haben wir 
gehört. Da können wir aber nur zu sagen, 
daß das Stuttgart-spezifischer Sound ist. 
Soul-Elemente spielen hier immer eine große 
Rolle, wir haben neben HipHop auch immer 
Funk und Reggae gehört. Das tut der Musik, 
glaub’ ich, gut. 

Was die Reaktionen betrifft, konnten wir 
das bis jetzt nicht richtig einschätzen. Es ist Ja 
unsere erste Platte, aber ich glaub’ schon, daß 
die Besprechungen und die Reaktionen des 
Publikums ungewöhnlich waren. 
| Bei den HipHops hängen die Reaktionen 
immer davon ab, ob die uns schon länger 
kennen. Gerade den Jüngeren ist die Platte zu 
wenig HipHop. Für die ist ein Stück erst 
dann in Ordnung, wenn es mindestens 90 
Beats pro Minute hat. Ich finde das ein 
bißchen engstirnig. 


Max: 


... mag die Friction-Mixtapes und 
mittwochs im Red Dog Mics 

und Headphones les’ dada wenn ich 
auf mei’'m Bett hock 

Nach Einbruch der Dunkelheit auf 
meinem Leintuch 

schreib ich wie Mao Tse Tung in 
mein rotes Reimbuch 

ein Ausdruck von Eindrücken die ich 
krieg wenn ich durch die Welt lauf 
schaute mit drei Augen saugte 


Augenblicke auf ... 


Philippe 

Es ist ziemlich verbreitet, daß für 
einen HipHopper ein Stück mit einer 
Gitarre kein richtiger HipHop mehr 
ist... An diese Engstirnigkeit hab ich 


mich schon fast gewöhnt. 


Donato: Die Band hat eine ziemlich 
Bandbreite, jeder hat ganz verschiedene Ein- 
flüsse, und vielen HipHoppern ist das nicht 
straight oder rough genug. 

Max: Im Deutschland kommen die Leute 
normalerweise nicht darüber zum HipHop, 
daß sie ein Instrument spielen können. Bei 
uns war das anders, von uns spielt jeder ein 
Instrument. 

PHiıLıppe: Es ist ziemlich verbreitet, daß 
für einen HipHopper ein Stück mit einer Gi- 
tarre kein richtiger HipHop mehr ist, 
während für einen Rockmusiker ein Stück 
mit einem Sampler drin keine Musik mehr 
ist. An diese Engstirnigkeit hab ich mich 
schon fast gewöhnt. 

Sekou: Obwohl die Angst dahinter ver- 
ständlich ist. Es gibt wenige Musiker, die 
HipHop spielen können. Meistens wird dann 
was ganz anderes draus: es wird zu funky 
oder zu rockig. In den USA können die 
„Roots“ das ziemlich gut. Das erklärt auch 
ihren Erfolg. Aber es ist eine Gratwanderung. 


Was habt ihr vor „Freundeskreis“ gemacht? 
Max: Seit vier Jahren machen wir zusam- 
men Musik, aber nicht für die Platte, sondern 
für Live-Auftritte. DJ Friction ist vor zwei 
Jahren dazugekommen, aber erst seit letztem 
Jahr, als Sekou kam, arbeiten wir als „Freun- 


deskreis“. 


Und gefunden habt ihr euch über die 
„Kolchose“-Posse? 

PHıLıppe: Nee, Max und ich haben uns 
über einen Freund kennengelernt, der meinte, 
uns einander vorstellen zu müssen. Und dar- 
über bin ich dann zur „Kolchose“ gestoßen. 

Max: Die entstand damals etwa zeit- 
gleich. Wasi von den „Massiven Tönen“, Emil 
und ich gründeten sie. Da sind mehrere 
Gruppen draus hervorgegangen, unter ande- 
rem auch die „Krähen“. 


Wie ist die „Kolchose“-Posse überhaupt ent- 
standen? War das ein bewußter Ausdruck 
von so was wie „wir sind eine Bewegung 
oder eher ein Zufall? 

Max: Zuerst ging es uns vor allem drum, 
einen Gegenpol zu den „Fantastischen 4 zu 
haben. HipHop in Stuttgart wurde immer 
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mit ihnen identifiziert, was natürlich Quatsch 
war. Es gab eine lebendige HipHop-Szene in 
den Jugendhäusern, nicht nur Rap, sondern 
auch Breakdance und Graffiti. Im Jugend- 
haus West zum Beispiel, in der Gegend, wo 
wir groß geworden sind. 

Wir wollten live auftreten können, und da 
wir alle nicht genug Stücke für eigene Auf- 
tritte hatten, haben wir uns zusammenge- 
schlossen. Die Jams in den Jugendhäusern 
fingen eigentlich immer nachmittags mit 
Sprayen an, dann haben Djs aufgelegt, es 
wurde gebreakt und abends haben wir ge- 
rappt. Da waren immer 7, 8 Leute auf der 
Bühne, zwei Schlagzeuger, ein Dat-Recorder, 
und die, die wie wir gerappt haben. 


War HipHop hier richtig Jugendbewegung? 

Max: Zu den besten Zeiten bestand die 
Kolchose aus 40, 50 Leuten. Wir waren so was 
wie die Lieblingskinder des Jugendhaus- 
Vereins. Wenn wir einen Gig machten, haben 
sie uns gleich eine Anlage hingestellt. Wir 
wurden da auch einigermaßen rumgeschickt, 
zum Beispiel einmal nach Frisco. Das wurde 
ziemlich gepusht und gesponsort. 

Inzwischen gibt's eigentlich in allen Ju- 
gendhäusern eine HipHop-Crew, aber das ist 
unabhängig von der „Kolchose“ entstanden. 

Das klingt ganz toll, aber man muß auch 
sagen, daß 80% der Leute in den Jugendhäu- 
sern Kinder aus - ich nenn’ es mal „Einwan- 
derer“ — Familien waren, während die Bands 
in den Proberäumen fast nur aus Deutschen 
bestanden. 


Das beeindruckendste an eurem Album find 
ich die Texte: Die sind politisch, eindeutig 
antirassistisch, aber trotzdem habt ihr keine 
politische Platte gemacht. Kein Edutain- 
ment, und doch eine Message, obwohl man 
das Gefühl hat, daß ihr eigentlich keine Mes- 
sage verbreiten wollt... 

Max: Ich glaube, daß MC-ing oder Texte- 
Schreiben bedeutet, eine Geschichte zu er- 
zählen, deine Geschichte zu erzählen, was 
Subjektives zu finden. Was meiner Meinung 
nach in der „politischen“ Musik zu oft falsch 
gemacht wird, ist, daß auf Biegen und Bre- 
chen eine Botschaft transportiert werden 
soll. Das wirkt superdogmatisch und über- 
haupt nicht mehr locker. 

Da spielt auch die Musik wieder eine 
Rolle: Wir kommen aus dem Soul-Kontext 
und das heißt, daß man den Leuten nichts 
aufzuzwingen versucht, weder textlich noch 
musikalisch. Man bemüht sich schon, seinen 
Standpunkt den Leuten nahezubringen, aber 
man überläßt die Entscheidung den Zuhö- 
rern. Es bleibt bei ihnen, ob sie sich damit 
identifizieren und auseinandersetzen wollen 
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oder nicht. Aber auf keinen Fall dieses „Macht 
das, laßt dies“-Ding. Also ich glaube, daß 
man kritisch ist in der Art, wie man Sachen 
beschreibt und erzählt und nicht wie man 
Statements bringt. Ich glaub nicht an die 
Weisheiten, die man dem Publikum hinwirft. 


Woher kommt es, daß so viele Texte einen 
politischen Background haben? Ich würde 
sagen, daß es fast die Hälfte der Songs sind, 
zumindest passagenweise... 

Max: Das ist ein subjektives Ding. Ein 
MC sollte erzählen, was ihn bewegt, und wir 
kommen aus einer politischen Umgebung, 
wir haben uns immer wieder damit ausein- 
andergesetzt und darüber reden wir. 

PHILIPPE: Ich find’ das völlig überbewer- 
tet. Es sind ja nicht die Hälfte der Songs, son- 
dern viel weniger. Sobald sich eine Band mit 
solchen Themen auseinandersetzt, wird das 
hochstilisiert. Das ist Quatsch. Wir sind eine 
soulige HipHop-Band und viele Sachen auf 
der Platte sind total banal. 

Max: Bei Wu-Tang ist es total normal, daß 
neben einem deepen Stück, in dem „know- 
ledge“ steckt, ein Song steht, in dem dirty ba- 
stard und bitches abgehen. In Deutschland 
ist das nicht normal. Aber dafür kämpfen wir 
auch: gleichzeitig banal und deep sein zu 
dürfen. 


Was ist banal auf der Platte?... 
Max: „Telefonterror“ zum Beispiel... 


...na ja, eine alberne Geschichte, aber auch 
nicht richtig daneben. 

Donarto: Wenn du politisch was Eindeu- 
tiges sagst, glauben die Leute gleich, daß du 
straight politisch sein muß. Aber die Sache ist 
ja anders: Du lebst und machst dir auch Ge- 
danken über Politik. Es ist genauso Teil von 
dir wie blöde Witze. Anscheinend darfst du 
in der Öffentlichkeit eine Sache nicht be- 
schreiben, ohne als Repräsentant dieser Sache 


Max: 

in... Texte-Schreiben bedeutet, 

eine Geschichte zu erzählen, deine 
Geschichte zu erzählen, was Subjekti- 
ves zu finden. Was meiner Meinung 
nach in der „politischen“ Musik zu oft 
falsch gemacht wird, ist, daß auf 
Biegen und Brechen eine Botschaft 


transportiert werden sollte.” 


angesehen zu werden. Völliger Blödsinn: Wir 
unterscheiden uns überhaupt nicht von ganz 
vielen anderen, die vielleicht nur nicht die 
Möglichkeit haben sich zu äußern. Wir sind 
keine politische Band. 


Ich finde eure Texte literarisch richtig gut. 
Habt ihr euch über Sprache ausführlicher 
Gedanken gemacht? Max redet an ein oder 
zwei Stellen von „Dadaismus“. War das nur 
ein Witz, oder steckt was dahinter? 

Max: Oh danke... Ich hab’ mich natürlich 
nicht wirklich mit Dada beschäftigt. Klar 
hab’ ich mal ein Buch über Dadaismus gele- 
sen. Aber ich geh’ nicht wissenschaftlich an 
Texte ran. Das wär auch falsch. Wenn man 
HipHop zu analytisch macht, geht das Soul- 
Ding verloren. Für manche Sachen hab’ ich 
nachgeschlagen, für „Leg dein Ohr auf die 
Schiene der Geschichte“ hab’ ich zum Beispiel 
nachgeschaut, welches Ereignis für welches 
Jahr symptomatisch war. Du hast die histori- 
schen Sachen durchaus im Kopf, du weißt 
vielleicht, was mit den Surrealisten war, aber 
dich prägt die Gegenwart. Die letzte Platte, 
die du gehört hast, das letzte Buch, das du ge- 
lesen hast, ist immer das inspirierendste. 

Donarto: Ja, aber wenn du mit Sprache 
umgehst und versuchst, sie in Formen zu 
bringen, so daß sie Klang und Rhythmus hat, 
es Reime ergibt und sie noch eine Aussage 
besitzt, dann ist das natürlich schon eine 
konstruierende künstlerische Arbeit. Das ist 
auf jeden Fall da. Das Spiel mit Klang und 
Bedeutung ist bei „Leg dein Ohr...” voll da. 

Max: Ich geh’ da nicht anders ran als Wası 
von den „Massiven Tönen”. Das ist eine 
Schule, Texte zu schreiben. Inhaltlich unter- 
scheiden sich die Songs, von der Form her 
nicht. Und wenn du Wasi fragen würdest, ob 
er sich mit Dada beschäftigt hat, würde er be- 
stimmt nicht Ja sagen. 


Von wissenschaftlich redet auch keiner, son- 
dern daß du mit Sprache arbeitest, wie es 
Donato gerade gesagt hat. 

Donarto: Max‘ Texte haben für mich oft 
den Rang von Gedichten, und wenn du dich 
mit Dichtkunst auseinandersetzt, dann 
merkst du, daß Worte nicht nur wegen ihrer 
inhaltlichen Bedeutung gewählt werden, son- 
dern auch weil ihr Klang etwas transportiert. 
Das ist wie mit der Musik, du suchst nach 
Harmonien, nach Endungen, nach einer An- 
einanderreihung harter Laute. Mir fällt jetzt 
keine Textzeile ein... 

Max: Okay, das stimmt: man muß auf 
Form und Inhalt gleichermaßen achten. Das 
ist bei vielen MC's anders: die sind unglaub- 
lich gute Konstrukteure, aber vergessen, 
worüber sie schreiben wollen. Und es ist 


Afro B 

... Ich schreit voran schau mich an 
sag mir dann 

du willst nichts wissen sag’ dir wo 
mein Ursprung entsprang 

Ich kam nicht klar mit dem was war 
mit dem was ist 

weil du nur Scheiße frißt wenn du 
nur leise bist 

Der gleiche Mist jeden Tag weiße 
Listigkeit läßt mich kalt 


weil ich an meinen roots festhalt ... 


natürlich wichtig zu wissen, worüber du 
schreiben willst und dann die Mathematik 
dafür zu haben. 

Donarto: Jetzt ist mir doch was eingefal- 
len: „Chile Attentat viele Tote Allende starb“. 
Die vielen T‘s in der Zeile: harte Klänge und 
eine stakkato-artige Aussprache, das paßt zum 
Thema. 


... Ja, die Zeile ist mir auch gleich auffallen. 
Und gleich drauf: „tragische der tragende 
Mann...“ oder später „geißeln den Geist...“ 
und so weiter. 

Was ich nicht verstehe, ist, wie ihr ausge- 
rechnet beim Label der Fanta 4 gelandet 
seid. Die sind für mich der Inbegriff der 
schwachsinnigen Trallala-Musik mit schwa- 
chen Texten. Und ihr habt ja vorhin auch ge- 
sagt, daß die Kolchose ein Gegending gegen 
die Fantastischen 4 war. 

Max: Wir haben da drei Sachen getrennt: 
das Inhaltliche, Musikalische und das Per- 
sönliche. Im Persönlichen klappt’s sehr gut. 
Im Musikalischen wird es immer Differenzen 
geben. Aber das ist okay. Ich glaub, daß viel 
damit zu tun hat, daß wir uns selbst etabliert 
haben. Wir werden als „Kolchose“ oder 
„Freundeskreis“ als eigenständige Sache an- 
erkannt und nicht mehr mit den Fanta 4 in 
einen Topf geworfen. Sie bieten uns eine In- 
frastruktur, aber drücken uns ihren Stempel 
nicht auf. Ausschlaggebend war da natürlich, 
daß die bei uns aus der Stadt sind und wir 
überall direkt mitreden können. Vorher wa- 
ren wir bei einem Label außerhalb und die 
hatten wiederum einen Vertrag mit ‘ner 
größeren Über-Firma. Das war so ein Ge- 
flecht, daß du manchmal nicht mehr richtig 
durchgeblickt hast. Und dabei sind unheim- 
lich viele Ideen verloren gegangen. Außer- 
dem wollten uns die Fanta 4 und waren be- 
reit, uns aus dem Vertrag 'rauszukaufen. 

PHıLippe: Natürlich war es auch eine ge- 


schäftliche Entscheidung. Du kannst bei ei- 
nem Vertrag mit einer Plattenfirma sowieso 
nicht davon ausgehen, daß die Firma nur 
Musik macht, die du auch gut findest. 


Habt ihr eigentlich keinen Schiß, daß euch 
das Business ganz schnell schluckt? Glaubt 
ihr nicht, daß euch die Zwänge des Marktes 
einen Stempel aufdrücken werden, den ihr 
nicht wollt? 

Max: Ich glaub), daß wir das bisher gut im 
Griff haben. 

PHıLippe: Man muß auch abwarten, ob 
wir wirklich so groß rauskommen. Okay, wir 
hatten bisher einen Erfolg, über den wir einer- 
seits sehr froh sein können und der anderer- 
seits auch ein paar negative Sachen mit sich 
gebracht hat. Aber bisher bewegt sich das in 
Größenordnungen, bei denen wir weiter so 
arbeiten können, wie wir das für richtig halten. 

Max: Ja, das ist überschaubar. Außerdem 
reagierst du ja auch auf Sachen. Neulich wa- 
ren wir auf einem ziemlich ätzenden Händ- 
lergig. Du sitzt da und singst für ein paar 
Plattenhändler, die sich für deine Musik 
überhaupt nicht interessieren, die eigentlich 
nur drauf warten, daß das Buffet eröffnet wird. 

Wir sind bei der Sache sehr skeptisch, und 
Je heftiger die Erfahrungen mit dem Business 
sind, desto heftiger werden auch unsere Reak- 
tionen sein. 


Ihr wart als Vorband von den Fantastischen 
4 unterwegs. Und damit steht ihr dann doch 
wieder in einer Linie mit Trallala... 

Max: Ja, aber das war trotzdem eine gute 
Erfahrung. Wir haben zum ersten Mal vier 
Wochen lang jeden Abend vor 2000-4000 
Leuten gespielt. Klar, bleibt es wertvoller, in 
einem kleinen Club aufzutreten, wo sich die 
Leute echt für deine Sachen interessieren, als 
in einer Riesenhalle zu sein, wo die Leute ei- 
gentlich nur auf die Hauptband warten... 

Donato: Beim Publikum hat man bei der 
Tour oft den Eindruck gehabt, daß die nicht 
wegen der Musik kamen, sondern auf dieses 
Starding konditioniert waren. Sie wollten 
ihre Helden auf der Bühne bewundern. Für 
solche Leute zu spielen, ist natürlich schwer. 
Aber trotzdem war es geil, wenn du es 
schaffst, eine ganze Halle mit so vielen Leu- 
ten zum Rocken zu bringen. Für’s Selbstbe- 
wußtsein war es echt Spitze... 


Max: 

... Ich lieb unsern Sound wie Latinos Bossa 
leb mein Leben im Zeichen der Bandera Rossa 
für die Posse und Beats die mich reinigen 
wıe Wasser 

geh’ auf steinigen Straßen meine Peiniger 
erblassen 

denn ich leide beileibe für jede Scheibe aufliegt 
weiß nicht ob es das aufwiegt was ich aus dem 
Verkauf zieh 

lauf euch nicht hinterher für 'nen Platz 

in eurer Plattenkiste 

ich kenn’ den wahren Wert und wenn ich 
auch im Schatten dichte 

banaler Rap ist publik und macht uns 

in Sachen Kunst zu ner Bananenrepublik ... 
wenn wir lernen und reifen bevor wir nach 
den Sternen greifen 

jeder wähnt sich als Gigolo im Sakko 

nach Monaco 

wünscht sich Ruhm wie Jacko 

hört er siebenmal den Gecko 

doch euer Habit ist Deco die Darbietung 
versteckt nur 

euer Mack-Getu bedarf meiner Korrektur 
wir quadrieren den Kreis 

gegen alle Konventionen 

und geißeln den Geist der Konterrevolution 
sind wie Chiapas Sähne Zapatas 

Feel Pata Pata wie Miriam Makeba 

wir schlagen ein wie'n Meteor 

du siehst rot rennst ins Leere wie’'n Stier 
beim Matador 

wenn wir Worte setzen Sätze bilden bildhafte 
Texte die entsetzen 


weil wir nach Wahrheit lechzen ... 
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Anleitung 


zum Zugfahren in Detuschland 


1. Nicht verarschen lassen!! 

Ein bösartiger Zweifel kann ein fata- 
les Ergebnis haben. Vertraue niemals 
darauf, daß dir der Fahrschein eine 
Erklärung gibt. Im allgemeinen be- 
schränkt sich der Fahrschein darauf, 
dich darüber zu unterrichten, von wo 
nach wo du fährst, etwas, was du 
besser auch wissen solltest, ohne 
auf den verdammten Fahrschein zu 
schauen, Alter. 

2. 

In den Eingängen aller Bahnhöfe gibt 
es ein gelbes Plakat mit einem nach 
Suff klingenden Namen: Abfahrt, 
oder so ähnlich. Dieses verzeichnet 
die Abfahrten der Züge und liefert 
zwei weitere wesentliche Informa- 
tionen: das Gleis, an dem sie abfah- 
ren und die Uhrzeit. Mit exakter Mi- 
nutenangabe. Aufgepaßt, denn die 
Pünktlichkeit hat schon so manche 
Katze umgebracht. Es handelt sich 
nicht um Merida, wo man zu einer 
Verabredung zur vereinbarten Uhr- 
zeit, aber einen Tag später kommen 
kann. 

Ganz gr egend ist es, die gel- 
ben aka mit den weißen zu 
verwechseln, die mit den Ankünften 
zu tun haben. 

..% r 

Das was du suchst, ist etwas, “ so 
ähnlich heißt wie Gliess. An jedem 
Gleis informiert eine elektronische 
Anzeige über den nächsten Zug, der 
dort vorbeifahren wird und wenn du 
schon übermäßig vorbeugend sein 
willst und beginnst, dich wie ein 
Deutscher zu benehmen, findest du 
am Gleis selbst eine elektronische 
Grafik, die dichzü 
der Waggons 
erfahren kann 
len mußt, um in 


dich hinstel- 
inen Waggon ein- 


“% __ zusteigen, Raucher und Zweite (ver- 
" steht sich von selbst). 
4. - 


Wenn noch zwei Minuten bis zur ent- 
sprechenden Uhrzeit fehlen, begibst 
du dich an den vorhegbestimmten 
Ort und bereitest dich darauf vor, 
den Zug zuwastürmen, wenn nicht, 
wirst du durch die anderen Fahrgäste 
wieder herausgedrängthwie in der U- 
Bahn von Mexiko-Stadt. 
5. 

Mache dir bloß keine Illusionen, daß 
die Ordnung so weit reicht, daß du 
einen humarniezten Sitzplatz besitzt 


reserviert, etwas was du, wenn du 
diese Anleitung liest, danach wohl 
nicht mehr tun wirst. 


So weit, so schlecht: 
In den Eingängen der Abteile befin- 
den sich zwei Hinweise, die strikt be- 
folgt werden müssen: Raucher und 
Nichtraucher, und jeder kann das 
verdammte Schild mit der in einen 
Kreis gefaßten und durch einen Bal- 
ken durchgestrichenen Zigarette er- 
kennen, und man muß ebenfalls sehr 
gewitzt am Eingang eines jeden Ab- 
teils bestimmte rosa Zettelchen be- 
achten, die darüber informieren, daß 
der Sitzplatz zwischen Bahnhof X 
und XY reserviert ist, denn du könn- 
test verursachen, daß dir einer der 
scheinbar harmlosen örtlichen Bür- 
ger an den Hals springt. 
6. 

Werde nicht nervös, die Hälfte. der... 
anderen spricht auch kein Deutsch. 
Du kannst einfach durchkomme 
dem du so tust, als würdest eine Zei- 


“tung verkehrtherum lesen-oder-a 


den Rhein "schaust, der i 
FLanE fließt. + = 


mer | 


ER mit dem verdammten 
ten mit dem Wägelchen, der 
kirschroter Unif durch die Gänge 
wetzt und Ertrißlungsgetränke un 
Erdnüsse verkalfft. Er zeigt keinen] 
R@spekt vor menschlichem Lebe 
Außerdem sind die Erdnüsse 
schlecht und die Getränke teuer. 
8. 
Im Abteil befinden sich weitere Zet- 
telchen, eines informiert darüber, in | 
welchen Bahnhöfen der Zug Halt [3 
wann er dort eintrifft. Be- 

? but an deinen In- 

Schilder, glau- 


) | » 
5 dich während der Zugfahrt nicht Y 

ing Gespräche wit den scheinbar 

imlosen weißhaarigen Omis ein. 

ie meisten von ihnen suchen einen 
Ateinamerikanischen Hausdiener, 


ph ihn zu mißbrauchen, und sind... . « 


Be 2 


P 
. 
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Instruccion 


1. No apendejarse. 
Una duda maligna puede resultar fa- 
tal. Jamäs confiar en que el boleto te 
va a dar una explicaciön. General- 
mente el boleto se limita a informar- 
te de dönde a dönde vas, cosa que 
por demäs mejor te valdria saber sin 
tener que mirar el pinche boleto, 


en 


En ü accesos de todas las estacio- 
nes hay un cartelön amarillo titulado 
con nombre de pedo: Abfahrt, o algo 
asi, que registra las salidas de los 
i trenes, aportando otras dos informa- 
ciones esenciales: el anden por el 
que salen y la hora. Con minutos 
exactos. Ojo, que la puntualidad 
matö al gato. Esto no es Merida don- 
de se puede llegar a una cita a la 
hora convenida pero un dia despues. 
Fundamental no confundir el car- 
tel amarillo con los carteles blancos 
Ic ei tienen que Yer con las legadas. 
“ 
u. Algo lamado se asi como Gliess Ses 
gi que an 
cartel electr nforme del 
salguliente tren que pasarä por ahi y- 
ya si uieres ser en exceso precavido 
a comportar 


lemän, en el proprio Anderer una 
la 
ar" er + que. Bi. 


idas Duscando. En cada an- 


"Mäs te 


ofensivas y de cabello blanco, la 


m ayorigsandan b ndo un mayor- 
domo tinoemericimgpar sod 
_mizarlo y son neonazi 


para tomar trenes en Alemania 


saber donde pararte para subir en tu 
vagön, de fumadores y de segunda 
GEICK-SE)} 

4 


Faltando dos minutos para la hora, 
vas al lugar predeterminado y te pre- 
paras a saltar al tren, si no seräs de- 
bordado, como en metro del DF, por 
los otros pasajeros. 
5. 

Ni te hagas ilusiones de que el orden 
llega a tanto como para que tengas 
nümero de asiento, a no ser que dias 
antes hayas reservado, cosa que, si 
estäs leyendo este instructivo, desde 
luego no se espera que hagas. 


Por lo tanto abusado: 

En la entrada dejlos compartimentos 

hay dos senales de observancia rigu- 

rosa: fumadores o no, y cualquiera 
distingue el maldito signo del cigacikgp 

lo encirculado y cruzado por un ta- 

che, y hay que andar muy änguila 
tambien vigilando alaentradadeca- 
‚da compartimento unos dene 
Tosas quasinformen que el asiento 
estä resd®Wado entre x y xx estaciön. 
te no rn Sl ee 
"asientos reservados porque puedes 


como... .causag.que.te meta-us-mosdiscosen 


el cuello uno de los aparentemente 
onde,.inocentes cigadanos-localesme— um | 

6. | 
No te inquietes, la mitad de los 
demäs tampoco habla alemän. La 
puedes librar fäcil simulando que 
lees un periödico al reves o mirando 
el Rhin, que siempre anda por ahi. 

7. 

Cuidado con el pinche güey del carri- 
to, que cog e guinda pasa re- 
corriendo llos y vendiendo 
refrescos y cA@ahuetes. No tiene res- 
peto por la vida ib Y ademäs 
los aacahuetes son Malos y los refre- 
SCOS Ca5PS- 
8. 
@ntro del compartimento hay mäs 
elitos, uno de ellos informa en 
taciones para el tren y a que | 
a. Hazle caso. No creageen el “u 
no creas en los letregps, 
I reloj. 


conservaciön a lo largo del 
@a viejitas aparentemente in- 


Im “den letzten Monaten sind gleich , drei 
Bücher über die Bewegung der „Autono- 
men“ veröffentlicht worden. Als erstes Buch 
wurde nach h langen Wehen Anfang diesen 
Jahres AUTONOMIE KONGRESS DER UNDOG- 
MATISCHEN LINKEN BEWEGUNGEN (Unrast- 
ae, dem. Zu Publikum- vorgelegt, 


gresses Ostern ‘ 95. Es Tolstenn im ee ei- 
ne redigierte Diplomarbeit mit dem Titel 
DiE AUTONOMEN - URSPRÜNGE, ENTWICK- 
LUNG UND PROFIL DER AUTONOMEN BEWE- 
GUNG (Konkret Literatur Verlag) und im Juni 
GLUT & ASCHE (Unrast-Verlag), die dritte Pu- 
blikation des selbsternannten Indianer- 
häuptlings Geronimo. 

Das Bild, das diese drei Werke über die 
„Autonomen“ bieten, ist mehr als traurig. 
Präsentiert werden ein grober und verzerrter 
Festivalbericht, der tunlichst die Frage nach 
Sinn und Konsequenzen ausspart (AUTONO- 
MIE KONGRESS); eine aufgeblasene pseudoli- 
terarische Ansammlung von Platitüden und 
Stammtischanalysen, vermischt mit irrele- 
vanten persönlichen Annotationen (GLUT & 
ASCHE) und eine bemüht soziologische Ana- 
lyse, in der einige autonome Weisheiten un- 
hinterfragt als Wahrheiten verbraten werden 
(DıE AUTONOMEN). Nun hat sich gerade die 
Arranca! mit Kritik an „den Autonomen“ nie 
zurückgenommen. Doch was der Nachwelt 
nun als Bild erhalten zu bleiben droht, haben 
die Autonomen wirklich nicht verdient! 


Der Drang Geronimos, zu schreiben, 
muß unaufhaltsam sein. Was einst ganz 
harmlos mit einem kleinen und nicht 
unbedingt schlechten — wenn auch 
nicht allumfassenden — Büchlein na- 
mens „FEUER & FLAMME” anfing und 
mit einem zwar uninteressanten, aber 
doch streckenweise unterhaltsamen 
zweiten Teil fortgesetzt wurde, fand so 
seinen völlig überflüssigen Abschluß. Schon 
im Klappentext wird in flapsig autonomer 
Weise gedroht: der Autor „macht sich Gedan- 
ken“. Wohin diese führen, wird einen Absatz 
später deutlich: „Der Phönix entsteigt noch 
immer der Asche und trägt die Glut in eine 
bessere und glücklichere Zukunft — das ist ein 
phantastischer, brillanter Gedanke.“ 

Auch die Selbstvorstellung des Autors ın 
der Einleitung ist nicht gerade bescheiden: 
„aus mir selber spricht der Organisator mit 
dem Blick des kalten Soziologen; der leiden- 
schaftlich an ‚Politik‘ interessierte Autonome 
mit der patriachalen Lust am Angriff; der fas- 
ziniert tastende Hobbyphilosoph; der neugie- 
rige, um Selbstaufklärung bemühte Forscher; 
der politische Kabarettist ...“ (S.12) weitere 
Ausführungen sollen hier ausgespart bleiben. 


GLUT & ASCHE 
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BUCHBESPRECHUNGEN: 

AUTONOMIE KONGRESS DER 
UNDOGMATISCHEN LINKEN BEWEGUNG, 
GLUT & ASCHE, 

DIE AUTONOMEN 


„Nein, ein ‚Gesellschaftsschreck‘ sind die Auto- 
nomen nicht mehr“, stellt Geronimo gleich 
fest und wiederholt in anderen Worten einige 
bereits in der Heinz-Schenk-Debatte gewon- 
nenen Erkenntnisse. „Zumeist haben sie sich 
in den goer Jahren darauf reduzieren lassen, 
den gegenwärtigen Zustand gegen noch weitere 
Verschlechterungen zu verteidigen. Daß dabei 
aktuell kein Platz für gesellschaftliche Gegen- 
entwürfe aus einer autonomen Perspektive 
sichtbar erscheint, kann zunächst ein-mal kei- 
nen Vorwurf beschreiben. Daß aber dieser Um- 
stand in der politischen Praxis von ‚Autono- 
men“ noch nicht einmal als ein Problem begrif- 
fen wird, ist eine gesellschaftstheoretische 
Bankrotterklärung ersten Ranges.” Doch an- 
statt dies als Anfangs- oder Wendepunkt zu 
sehen, spricht aus Geronimo die geballte Re- 
signation, und er empfiehlt — nach seiner 
persönlichen Verabschiedung aus der politi- 
schen Praxis - den Autonomen, ebenfalls „zu 
gehen“. 

Vier Themenschwerpunkte, Analysen von 
für die Autonome Szene relevante Ereignisse, 
bilden den Kern des Buches: die Kampagne 
gegen die Olympia-Bewerbung Berlins; Bad 
Kleinen und der Spitzel Steinmetz; der Tod 
des Faschisten Gerhard Kaindl/die Solida- 
ritätskampagne für die verfolgten Antifaschi- 
stInnen und der Autonomie-Kongress 1995. 
Anschließend folgen noch „Ein paar Treib- 
hölzer in’s 21. Jahrhundert ...,” eine Ansamm- 
lung von Stammtischweisheiten und Blabla - 
ungeahnte Tiefen des politischen Diskurses 
tun sich auf! 

Das gesamte Buch ist durchzogen von ei- 
ner sprachlichen Mischung aus abgebroche- 
nem Soziologiestudium und bemüht, um 
nicht zu sagen verkrampft wirkender Leich- 
tigkeit. Personennamen aus der Welt der Po- 


litik werden abgewandelt und zu „Achsel Na-/ 


bocki“, „Nokrawallsky”, „Schlabertschinsky/- 
das kann, abgesehen davon, daß das Buch für 
Nichteingeweihte oft unnötige Frage 
aufwirft, ebenso wie das Wortspiel „Weiterso- 
weiterstadt“ kaum noch ein müdes Lächeln 


hervorrufen. / 
Die Analysen der Fallbeispiele sind zum 


größten Teil ärmlich, langweilig und weisen 
Lücken auf. So findet etwa im Nolympia-Ka- 
pitel das ursprünglich auf den 20. 4. (Adolf 
Hitlers Geburtstag) festgelegte und dann we- 
gen des Drucks abgeblasene Fußball-Länder- 
spiel Deutschländ-England keine Erwäh- 
nung. Ebenso unbenannt bleibt eine kurze, 
aber heftige Randale in Kreuzberg zwei Tage 
vor einem Besuch des IOC-Komitees, das am 
entsprechenden Montag von Zeitungsarti- 
kelr‘ über Straßenschlachten und Plünde- 
ringen empfangen wurde. Der damalige In- 
/nensenator Heckelmann beschwerte sich im 


Anschluß, daß in Berlin 200 Personen derar- 
tiges planen könnten, ohne daß er davon im 
Vorfeld erfährt! Dafür unterläßt Geronimo 
tiefgreifende Olympia-Analysen und ergeht 
sich in einem allgemeinen Diskurs über TV. 
Zusammenfassend stellt er fest: „ Die Bewe- 
gung dieser Kampagne spiegelte alles in allem 
noch einmal die Struktur der alten West-BRD 
pur: Das Kapital streckt mit assoziationsmäch- 
tiger Kralle die Hand nach einem Ort aus. Das 
lassen sich Autonome nicht gefallen und ent- 
hüllen dabei die von Regierung und Kapital 
verbreiteten Illusionen als gemeine Lügen, ha! 
Dann sagt die Maus zum Nashorn: Hey du, 
paß auf, hau bloß ab, sonst greif’ ich dich an 
und mach’ dich fertig. Das Nashorn schaut 
aufgrund dieser Unverfrorenheit verdutzt, um 
sich dann wutschnaubend auf die Maus zu 
stürzen. Doch die hat sich geschwind davonge- 
macht, und am Schluß, wenn das Nashorn 
sich schon umgedreht hat, um von selbst zu ge- 
hen, beißt die Maus dem irritierten Tier inden 
Schwanz, fühlt sich glücklich und feiert 'ne 
Riesenparty!“ (S. 59) Dieses Geschwäfel hin- 
dert den Autor nicht, die Autonomen an spä- 
terer Stelle dafür zu kritisieren,daß sie stark 
mit Comics und kindlichen Assoziationen 
arbeiten (Kind=Unschuld)/ 

Die Konsequenz, die&eronimo aus dem 
Fall des Spitzels Steinmetz zieht, mutet auch 
nicht besser an: „Dig/durch Spitzelfiguren auf- 
geworfenen Probleme sind immer nur über den 
politischen Inhaı aufzulösen d.h. durch die 
Kritik an denVerhältnissen und niemals über 
die Form aufzulösen. Aus diesem Gedanken 
folgt zwingend, daß nicht die polizeilich leicht 
ausrechenbare Organisation, sondern nur die 
offene, breite, soziale, in jeder Hinsicht verwir- 
rehhde Bewegung der beste Schutz davor sein 


/kann, von den unvermeidlichen Spitzeln ver- 


standen zu werden.“ Natürlich ist zur radika- 
len Umkehrung der bestehenden Verhältnis- 
se eine breite Bewegung notwendig, doch 
sollte es in ihr auch immer organisierte (lin- 
ke, progressive, emanzipatorische etc.) Grup- 
pen geben, wenn uns nicht das gleiche 
Schicksal ereilen soll, wie die schnell erstick- 
ten spontanen Revolten in Algerien und Ve- 
nezuela Ende der 80er Jahre. Das Spitzelpro- 
blem in organisierten Strukturen in den or- 
ganisierten Gruppen selbst zu verorten, erin- 
nert an die Logik der Bundesregierung, die 
Ursache für den Rassismus in der deutschen 
Bevölkerung in der „hohen Ausländerquote“ 
auszumachen. 

Das Kapitel über den 
Kaindl-Fall beginnt wiederum gleich mit ei- 
nem Patzer: „Anfang April des Jahres 1992 
wurde der Faschist K. in einem Neuköllner 
Chinarestaurant in Berlin von einer Gruppe 
Vermummter überfallen und erstochen.“ So 


sogenannten 


weit ging nicht einmal die bürgerliche Presse, _ 
Der „Überfall“ galt schließlich nicht exklusiv \ 
Kaindl, sondern einem Nazitreffen, und! 
Kaindl wurde auch nicht von eingr „Gruppe 
erstochen“. Angesichts der später folgenden 
genaueren Beschreibung handelt es sich bei 
dieser Formulierung sicher nicht um böse 
Absicht, doch „Fahrlässigkeit“ ist dem Auto- 
ren, der sonst so großem Wert auf genaue und 
juristisch korrekte/ Formulierungen legt, 
mindestens vorzuwerfen. Im Verlauf des Ka- 
pitels folgen weitere Ungenauigkeiten, den- 
noch handeltres sich wohl um den Teil mit 
der akkuratesten Analyse, auch wenn Be- 
schreibupigen wie „das mächtigste Arschloch 
der Berliner CDU“ — ohne den entsprechen- 

den Namen zu nennen —- den Gebrauchswert 
für Nichteingeweihte beträchtlich schmälern. 

| Andas Eingemachte geht es schließlich im 
Kapitel über den Autonomie-Kongress. In 
seinen Ausführungen über die linksradikalen 
Ostern ‘95 läßßft Geronimo seiner sektiereri- 
schen Ader freien Lauf und vermischt groß- 
kotzige Allgemeinurteile mit seinen gewohnt 
irrelevanten sowie überflüssigen Schnörkeln 
bemühten Literatursubstrats. 

Schuld sind immer die anderen. Vor allem 
die „Stalinisten“. Geronimo greift weit 
zurück, um die „Krise der Autonomen“ zu 
erläutern. Eine zentrale Ursache sieht er 
darin, daß sich an der Spitze der revolu- 
tionären ı. Mai-Demo 93 ein Transparent 
mit der Sammlung verschiedener Bartmo- 
delle (Voll- und Spitzbart sowie Schnauzer) 
befand. Das scheint den Autor besonders 
traumatisiert zu haben, denn die Anmer- 
kung, „die Autonomen“ seien damals hinter 
einem Stalin-Transpi hinüber in den Osten 
gewackelt, zieht sich durch das gesamte Kapı- 
tel. Immer wieder wird dabei der Eindruck 
vermittelt, die Schuld dafür läge bei „den 
Stalinisten“ und nicht etwa in der Beliebig- 
keit der Autonomen/Linksradikalen — heute 
im Positive-Thinking-Jargon der Bewegung 
„Vielfältigkeit“ genannt. Im Bezug auf die 
Auseinandersetzungen in der Berliner Auto- 
nomen-Szene um die ı. Mai-Demo '93 und 
die Spaltung in ein „Autonomes Mai-Ple- 
num“ (Amapl) eher vermeintlich undogma- 
tischer Linksradikaler und in ein „Revolu- 
tionäres Maiplenum“ (Revomap) unter der 
Beteiligung von ML-Gruppen, stalinistischen 
Organisationen und linksradikalen Grup- 
pen, wird suggeriert, es habe sich beim Revo- 
map ausschliefslich um Stalinisten gehandelt. 
Daher wird ihnen auch abgesprochen, „Au- 


tonome“ sein zu können, Geronimo bean- 
sprucht das Siegel Autonome für sich und 
seine Freunde. 

Und weiter geht's mit Steuermann Gero- 
nimo durch die Vorstellungswelt der Auto- 
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nomen. Die Schwarz-Weifß-Malerei kennt 
keine Grenzen, wiegt Jedes Wort des anderen, 
des Gegners, schwerer als Blei, während in 
der eigenen Familie natürlich alles nur relativ 
ist. So wird z.B. der im Zuge der Auseinan- 
dersetzungen um die Hoyerswerda-Demo' 
aus dem allerengsten Umfeld Geronimos auf 
einer Szene-"Vollversammlung“ gegenüber 
Migrantenjugendlichen geäußerte Satz „Wir 
brauchen euren Mut und ihr braucht unsere 
Schlauheit!“ schlicht als „naiv“ verharmlost. 
Über die Göttinger Autonome Antifa (M) 
heißt es banal in einer Fußnote, sie vertrete 
ein „Asbach-Uralt-ML-Arbeiterbewegungs- 
Staats-Konzept“. Wen wundert es bei so un- 
terentwickeltem Differenzierungsvermögen 
noch, daß es Geronimos Autonome nicht ge- 
schafft haben, fundierte antistalinistische Po- 
sitionen in der Bewegung zu verankern? 
Auch die tiefsitzende autonome Aversion 
gegen Organisierung/ Organisation bricht in 
diesem Kapitel wieder durch und verleitet 
Geronimo dazu, Fragen aufzuwerfen, die sich 
nahe an der Grenze zur Idiotie bewegen: da 
„sowohl die Frage der ‚Organisierung’ als auch 
die Praxis der Definition von Begriffen in der 
Geschichte immer ganz konkret Männerorga- 
nisierung und patriarchale Theoriebildung ge- 
heißen hat, und von daher weder von der Form 
noch vom Inhalt her in einem Autonomie- 
Kongress etwas zu suchen hat“ (5.148). Dabei 
strotzt Geronimo sonst nur so vor Er- 
klärungswut: „Das Private ist politisch! In der 
anglo-amerikanischen Version heißt dieser 
Slogan: ‚The personal is political‘.“ Ja, wirk- 
lich?! Bzw. „really?!“ - in der anglo-amerika- 
nischen Version —, wer hätte das gedacht! Es 
drängt sich die Frage auf, was die Lektorin 
(Frau Lydia S.) getan hat. Und Du Geronimo, 
der Du Dich bei Deinen Freunden bedankst, 
die das Buch gelesen und kritisiert haben, 
lass’ Dir gesagt sein: ein wahrer Freund läßt 
so etwas nicht durchgehen! 


IN AUTONOMIE KONGRESS DER UNDOG- 
MATISCHEN LINKEN BEWEGUNGEN wird 
an diesem Punkt ebenfalls das vielen 
„Autonomen“ eigene vereinfachende 
Schwarz-Weiß-Denken deutlich. Insge- 
samt spiegelt die schriftliche Nachberei- 
tung des Kongresses die trostlose Situa- 
tion der Autonomen Bewegung wieder. 
Im Vorwort werden erst einmal mögli- 
che Erwartungen heruntergeschraubt, 
schließlich folgt eine Sammlung meist 
relativ zusammenhanglos nebeneinan- 
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der stehender Beiträge aus der Zeit vor, 
während und nach des Kongresses. Zwar 
wird immer wieder die Wichtigkeit kritischer 
Diskussionen hervorgehoben, doch letztend- 
lich auch jede geäußerte Kritik beiseite ge- 
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schoben. Wer nach dem Kongreß auf die Fra- 
ge „Wer sind die Autonomen?” mit Glanz in 
den Augen und einem „Wir sind viele und 
überall” antwortete, wird Gefallen an dem 
Buch finden. Wer die Suche nach Wegen, für 
eine befreite Gesellschaft zu kämpfen, noch 
nicht aufgegeben hat, sucht vergeblich nach 
Anstößsen. 


Als einziger Trost bleibt, daß die undog- 
matische revolutionäre Linke in Wirk- 
lichkeit nicht ganz so trostlos ist. Die 
verschiedenen Debatten der letzten Jahre 
„zeigen jedoch, daß die autonome Bewe- 
gung weitaus lebendiger ist als andere 
Teile der Linken“, um es mit DIE AUTO- 
NOMEN auszudrücken. In der redigier- 
ten und um einen Teil über Frauen/ 
Lesben ergänzten Diplomarbeit man- 
gelt es im Prinzip nicht an interessanten An- 
sätzen, doch leider bleiben sie in der Aus- 
führung meist auf halbem Wege stecken. So 
etwa das Einstiegskapitel „Zum geschichtli- 
chen Hintergrund: der Fordismus, das sozial- 
demokratische >Modell Deutschland< und die 
Neuen Sozialen Bewegungen“, das zwar rich- 
tigerweise die fordistische Gesellschaft als 
Wiege der Neuen Sozialen Bewegungen aus- 
macht, jedoch vergißt zu untersuchen, wel- 
chen Einfluß die nivellierende Wirkung des 
Fordismus auf die potentielle Organisierung 
für gemeinsame Interessen ausübte. 

Das gesamte Buch entspricht in seinem 
Aufbau einer wissenschaftlichen Arbeit. In 
der Einleitung werden Gegenstand und Me- 
thodik erläutert, es folgen geschichtliche 
Hintergründe, politische Vorläufer der Bewe- 
gung, etc. Eine Systematik und Übersicht- 
lichkeit, die etwas für sich hat, doch leider 
geht im Text selbst diese Genauigkeit verlo- 
ren. Zu oft werden autonome Floskeln und 
Szene-Wahrheiten sprachlich akademisiert 
und täuschen so eine real nicht gegebene ar- 
gumentative Standfestigkeit vor. An anderer 
Stelle schleichen sich schlicht Falschinforma- 
tionen in den Text ein, wie etwa die Vordatie- 
rung des „Höhepunktes” der Mitte der 70er 
gegründeten italienischen Autonomia Ope- 
raia auf 1968/69 (S.30). Der Blick, den die Au- 
torInnen Thomas Schultze und Almut Gross 
allerdings auf die Autonome Bewegung bie- 
ten, ist streng aus der Perspektive der EIb- 
stadt. Die allermeisten im Literaturverzeich- 
nis angeführten Flugblättern stammen aus 
Hamburg. Das spiegelt sich sowohl in der 
Chronologie der Ereignisse als auch in den 
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genauer analysierten Themenbereichen wi- 
der. Wer seine autonome/linksradikale So- 
zialisation nicht in den Grenzen der Hanse- 
stadt oder ihrem unmittelbaren Einzugsge- 
biet erfahren hat, wird vieles vermissen. Eini- 


ge Ereignisse regionaler Bedeutung, wie etwa 
die Unibesetzungen '88/’89, fehlen völlig, an- 
dere südlich der niedersächsischen Landes- 


»>- 


grenze situierten Kämpfe der 8oer Jahre sind/ 


absolut unterbelichtet. Die Auseinanderset; 
zungen um die Wiedervereinigung, die 
Hausbesetzerbewegung in Ostberlin "90, die 
autonom/linksradikale Bewegung in der 
ehemaligen DDR etc. kommen nicht vor. Ins- 
gesamt konzentriert sich die Darstellung auf 
Beiträge von durch Alt-Autonome anerkann- 
ten Szeneinstanzen wie die Lupus-Gruppe, 
radikal, Autonomie Neue Folge, Wildcat u.a.. 
Die beschriebene Debatte geht häufig an prä- 
genderen oder stärker aufgegriffenen The- 
menbereichen vorbei. Auch dies ein Abbild 
realer autonomer Strukturen. Der massive 
Zustrom Jugendlicher in antifäschistische 
Gruppen Anfang/Mitte der goer war nicht 
nur der Aktualität des Themas geschuldet, 
sondern auch der Möglichkeit,/in den jungen 
Antifagruppen eine „selbstbestimmte“ Poli- 
tik jenseits der informellen Hierarchien und 
moralisch bindenden Binsenweisheiten der 
Alt-Autonomen zu praktizieren. Dies mal 
ganz abgesehen davon, daß, wie die Elb-Au- 
tonomen richtig feststelleh „der antifaschisti- 
sche Kampf keine Sprengkraft mehr für den 
Staat“ besitzt. 

Mit gemischten Gefühlen warte ich nun 
auf die nächsten Bene zum Thema. Mich 
plagt die Furcht vor weiterer dröger und sek- 
tiererischer Mythenbildung bei gleichzeitiger 
Verwässerung und /belebt die Hoffnung auf 
eine offene, geschichtsbewußte und vor- 
wärtsweisende Debatte über die reichhaltı- 
gen Erfahrungen einiger Jahrzehnte undog- 
matischer revolutionärer linker Bewegung. 


SOL / 
I Nach BEE N DENE Angriffen in der Stadt 
der ehemaligen DDR fand eine antifaschistische Demon- 
stration dort statt, an der sich ein breites linksradikales 
Spektrum beteiligte. Während der Demonstration kam es 
zu handgreiflichen Auseinandersetzungen zwischen ver- 
oe eine Dabei ging es um die 
Interpretdtion der Rolle der Demonstration. Die Auffas- 


sungen schwankten von „Strafexepedition gegen das 


faschist/sche Hoyerswerda, das sich nicht verhalten hat“ bis 


zu „Aufklärung der Bevölkerung und Mut machen zum 
Stellyng beziehen“. Im Nachhinein kam es zu Diskussio- 

/ 
nen/ die entscheidende Unterschiede in der linksradikalen 


Szdne deutlich machten. 
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‚Das Schwertfisch-Buch - Beiträge und Dokumente aus dem 
‚Arbeitsschwerpunkt "Ökologie und Herrschaftskritik* des BUKO 
(Schwertfisch) zu einem anderen Politikverständnis, Entwicklungs- 
ma(n)nie und Patriarchat, gesellschaftlichem Naturverhältnis, 
'Politisierung der Subsistenz, Abwicklung des Nordens, Baum-| 
ıkänguruhs. Kritik von Nachhaltigkeit, .... 


u.a. von Claudia Bernhard, Bernd Hüttner, Kai Kaschinski, 
Peters, Christoph Spehr, Armin Stickler 


Ulla 


“Fundgrube für ein emanzipatorisches Verständnis von Ökologie ..." 
(Oliver Geden, jungle world) 

“ ... der Freiheitsbegriff des sehr trägen Baumkänguruhs und was 
das alles mit Marxismus zu tun hat...” (17°C) 

“Man muß es entweder lieben oder hassen." (waterkant 3/97) 
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Räumt _ “ 


die Mine. ‘ 7 


Jetzt. 
Nehmen Sie 
=. das sofort 


er} zurück! 
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1800 Frankfurter Sparkasse 
(BLZ 500 502 01) 

6999-508 Postbank Köln 
(BLZ 370 100 50) 

Stichwort »Räumt die Mine« 


8.9.97 

in Buch- 
und Info- 
läden oder 
zu be- 
stellen 
für 5.- & 
2.- Forto. 
Ein Abo 
über fünf 
Ausgaben 


In dieser Ausgabe unter anderem: 


Schwerpunkt: 10 Jahre anti- 
faschistische Bewegung - 10 Jahre 
Antifa Inro-Blatt 


außerdem: 

- Prozeß gegen Kay Diesner 

- »Rudolf-Heß-Gedenkmarsch« ‘97 
- Otto von Bismarck-Stiftung 

- Neues in Sachen Briefbomben 

- Front National auf Erfolgskurs 

- Kirchenasyl 


Gegen Produktion, Export und Anwendung von Landminen 


Ihre Beiträge zum Minenaktionsfonds können 
Sie einzahlen auf die Spendenkonten: 


NINE 


— nn E71 


mA 


re 7 -D-60314 Frankfurt 
Tel. 069 94438-0 oder -26 » Fax 069 436002 
eMail medico ınternational@t-onlıne.de 

www http //home t-onlıne de/home/medico.de 
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Das Antifaschistische 
Infoblatt erscheint 
seit 1987 fünf Mal im 
Jahr mit ca. 50 
Seiten. 

Es ist eine nichtkom- 
merzielle, bundeswei- 
te Zeitung, die von 
aktiven 
AntifaschistInnen im 
Eigenverlag herausge- 
geben wird. 
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